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Abſolutismus ung Parlament.
Die Behandlung der Jnterpellation der Sozialdemokraten

über die letzten Kaiſerreden war ein Nachklang zu den Ver-
faſſungsdebatten im November 1908. Aber ſie war, wenigſtens
auf den erſten Blick, keine Neuauflage der damaligen Debatten,
ſondern vielmehr eine Abrechnung mit ihnen; ſie ſtehen äußer-
lich zu ihnen im ſcharfen Gegenſatz. Damals ſtand das per
ſönliche Regiment allein, in der ganzen Blöße ſeiner Sünden,
von allen Seiten angegriffen, und mußte ſich zu einer
demütigen Erklärung bequemen. Jetzt hat es ſich machtvoll
erhoben, pocht auf ſein Gottesgnadentum, und die bürgerlichen
Parteien huldigen dem Herrſcher als ihren Vorkämpfer gegen
den Anſturm der Sozialdemokratie. Jetzt ſtand die Sozial
demokratie mit ihrer Kritik allein und ſuchten die anderen
Parteien „die beklagenswerten Vorgänge“ von 10908 vergeſſen
zu machen. Welch eine Umwandlung!

Welche außerordentlichen Ereigniſſe waren es, die vor zwei
Jahren die deutſche Bourgeoiſie zu jenen bei ihr ungewöhn-
lichen Angriffe auf den Kaiſer führten? Hatte er das Land
etwa in die Gefahr eines ſchweren Krieges geſtürzt? Er hatte
einfach gegenüber einem Engländer über ſeine Taten und
Abſichten ausgeplaudert und dieſe Aeußerungen waren in
einem engliſchen Blatt veröffentlicht worden. Nun waren
dieſe Aeußerungen nicht gerade geeignet, das Anſehen der
deutſchen Politik im Auslande zu heben. Die Erklärung, daß
er ſelbſt ein Freund Englands ſei, ſich aber in ſeinem Reiche
in der Minderheit befinde, war nicht beſonders angetan, die
Furcht der Engländer vor den deutſchen Rüſtungen einzudäm
men. Schlimmer war noch die Mitteilung, daß er 1900 die
Vorſchläge ſeitens Rußlands und Frankreichs zur Demütigung
Englands zurückgewieſen und der engliſchen Regierung davon
Miteilung gemacht habe, ſowie, daß er für England einen
Feldzugsplan gegen die Buren ausgearbeitet habe. „So leitet
man keinen Spezereikram, geſchweige denn die Geſchäfte eines
großen Reiches, das Weltpolitik treiben will“, rief entrüſtet
ein nationalliberales Organ, und es ſprach damit genau die
Empfindung der Bourgeoiſie aus. Solange die Auslands-
politik das Jntereſſe der großkapitaliſtiſchen Bourgeoiſie in
der richtigen Weiſe vertrat, war dieſe Klaſſe völlig mit dem
perſönlichen Regiment einverſtanden. Möchte dadurch, wie bei
dem plötzlichen Beſuch bei dem Sultan von Marokko, auch eine
ernſte Kriegsgefahr entſtehen, fie hätte nichts dagegen einzu-
wenden, weil dieſe Abenteuerpolitik nur vom Jntereſſe des
deutſchen Eiſenkapitals diktiert war. Auch dieſe Klaſſe huldigt
dem Leitſatz: „Der König abſolut, wenn er unſeren Willen
tut.“

Aber ſie braucht noch etwas mehr als bloß den guten Willen.
Die Geſchäfte eines rieſigen kapitaliſtiſchen Jntereſſenver-
bandes, wie es das Deutſche Reich darſtellt, zu leiten, ſtellt
etwas mehr Anforderungen, als ein preußiſcher König für die
Junker zu ſein. Das Anſehen des Reiches auf dem Weltmarkt
und damit die Profite ſeiner Bourgeoiſie hängen nicht bloß
von der Macht ab, worüber dieſes Reich verfügt, ſondern auch
von der Fähigkeit, womit dieſe Macht gehandhabt wird. Als
nun in dem Bericht des Daily Telegraph der Mangel an dieſe
Fähigkeit ſo grell hervortrat, brach darüber einc helle Em-
pörung in der deutſchen Bourgeoiſie aus. Und ſie machte
ihren Aerger und Unwillen in den ſchärfſten Angriffen gegen
den Kaiſer Luft.

Aber es blieb bei ſcharfen Worten. Mit dem Shyſtem ſelbſt
war ſie ja im Grunde zufrieden. Das Organ der kfartellierten
Eiſen- und Kohlenkapitaliſten, die Rheiniſch-Weſtfäliſche Zei
tung, war am heftigſten in ſeinen Angriffen geweſen, wohl
deshalb, weil ihr Panzerplattengeſchäft nur durch die Kriegs-
hetze gegen England blüht und die Friedensbeteuerungen des
Kaiſers dazu nicht paßten. Es brachte dann nach den Reichs-
tagsdebatten einen Artikel über die Perſönlichkeit Wil-
helms II., die darin ſcharf kritiſiert wird aber nur um das
Syſtem des Abſolutismus zu verteidigen. „Nichts Schöneres
gäbe es für ſeinen Charakter als Ruhm, aber ihm fehlen die
Fähigkeiten zu herrſchen und zu führen. Es handelt ſich alſo

nicht um eine Einrichtung des Reiches, ſondern um eine Eigen-
ſchaft des Trägers der Krone, und es erhebt ſich die Frage:
Soll man ein Geſetz ſchaffen für dieſen Einzelfall?“ Und in
den Debatten erhob keiner der bürgerlichen Redner die Forde-
rung der Eindämmung des perſönlichen Regiments, ſondern
nur den Wunſch, der Kaiſer ſolle ſich künftig in ſeinen Aeuße-
rungen etwas mehr Zurückhaltung auferlegen. Er ſollte nicht
mehr durch Ausplaudern diplomatiſcher Geheimniſſe die Ge
ſchäfte de Bourgeoiſie ſchädigen.

Die Sozialdemokratie ſtand in dem Beſtreben, den Parla-
mentarismus an die Stelle des Abſolutismus zu ſetzen, allein.
Und doch war, was ſie wünſchte, nichts ſpeziell ſozialiſtiſches;
es war nur dasjenige, was in weſteuropäiſchen Ländern ſchon
längſt allgemeine Tatſache iſt. Dort können Miniſter
ſich nicht halten gegen die Parlamentsmehrheit; ſobald ſie ein
Mißtrauensvotum bekommen, müſſen ſie gehen, und muß der
Fürſt neue ernennen, die ſich mit dem Parlament in Ueberein-
ſtimmung befinden. Dadurch gebietet das Parlament, die
Volksvertretung, über die Regierung, über die Miniſter, ohne
deren Mitwirkung und Verantwortlichkeit der Fürſt nichts
machen kann. Hier in Deutſchland dagegen ernennt der Fürſt
den Reichskanzler und die Miniſter nach ſeinem Belieben; ſie
ſind ſeine Diener und daher bildet die Regierung hier eine un-
abhängige Macht neben dem Parlament, eine Macht, die über

Armee, Krieg und Frieden und über die Auslandspolitik ſelbſt
herrlich gebietet. Jn der Abhängigkeit der leitenden Miniſter
vom Parlament liegt der Unterſchied zwiſchen Parlamentaris-
mus und perſönlichem Regiment.

Daher ſchlug die ſozialdemokratiſche Fraktion vor, die Ver-
antwortlichkeit des Reichskanzlers in die Verfaſſung aufzu-
nehmen. Aber keine der anderen Parteien wollte davon etwas
wiſſen. Sogar die freiſinnige Volkspartei erklärte durch den
Mund des Abgeordneten Schrader: „Wir wollen kein parla-
mentariſches Regime, aus dem einfachen Grunde, weil es, ſo
lange die Verfaſſung des Deutſchen Reiches beſteht. nicht mög
lich iſt.“ Das iſt natürlich eine faule Ausrede. Auch in Weſt-
europa belehrt es unter Verfaſſungsformen, worin gerade ſo
wie hier, einfach ſteht, daß der Fürſt die Miniſter ernennt,
obne deren Gegenzeichnung keine Regierungshandlung gültig
iſt, und die dafür verantwortlich ſind. Dort hat das Parla-
ment ſein Steuerbewilligungsrecht dazu benutzt, ſich die Regie-
rung tatſächlich zu unterwerfen, ohne es formell in die Ver-
faſſung niederzuſchreiben. Als aber Singer auf die neuen
Steuervorlagen hinwies als ein Machtmittel des Parlaments,
die Regierung zu zwingen, alſo genau das zu tun, was überall
die Bourgeoiſie im Kampfe um die Macht als Selbſtverſtänd-
lichkeit anwandte, da bezeichnete der freiſinnige Wiemer das
entrüſtet als Erpreſſerpolitik.

Treffender als in dieſem Worte konnte die deutſche Bour-
geoiſie nicht ausdrücken, daß ſie um die politiſche Macht nicht
zu kämpfen wagt. Sie will die Herrſchaft des Parlaments
über die Regierung nicht; ſie will die Macht über Krieg und
Frieden in den Händen des Fürſten belaſſen, über deſſen Un
fähigkeit ſie eben noch gejammert hatte. Allerdings durfte ſie
das in der damaligen Situation nicht allzu offen ausſprechen;
daher lehnte ſie die ſozialdemokratiſchen Anträge nicht einfach
ab, ſondern begrub ſie in einer Kommiſſion, wo ſie allmählich
abgewürgt werden konnten. Die Sozialdemokratie ſtand da
mals ſo gut wie heute in dem Kampf für das Volksrecht allein.
Nur ſcheinbar beſteht alſo ein Gegenſatz zwiſchen den da-
maligen Verfaſſungsdebatten und den heutigen. Nur äußer-
lich, in den Worten und Redewendungen beſteht ein Unter-
ſchied. Es wurde damals in einer anderen Tonart geblaſen,
aber die Melodie war dieſelbe. Damals klang das „Heil König
dir“ im klagenden Moll, was heute im ſchmetternden Dur
ertönte.

Deshalb iſt aber der Abſolutismus noch nicht einfach wieder
hergeſtellt. Mag der Kaiſer noch ſo oft ſeine Auffaſſung des
Gottesgnadentums betonen, an den tatſächlichen Machtver-
hältniſſen wird damit nichts geändert. Die kapitaliſtiſche
Großbourgeoiſie iſt die maßgebende Klaſſe im Reiche;
weil ſie ihre Jntereſſen beſſer durch perſönliche Einwirkung
auf die hochſten Regierungsperſonen als durch das Parlament
wahrnehmen kann, unterſtützt ſie das perſönliche Regiment,
und ihr wird dabei durch die Furcht der kleineren Bourgeoifie
vor der Macht der Volksmaſſe geholfen. Der Abſolutismus
gehl daher auch nur ſoweit, als er ſich durch die Jntereſſen und
Wünſche des Großkapitals leiten läßt. Damit wird die Sache
für die Volksmaſſen natürlich um kein Haar beſſer. Es wäre
gewiß nicht verlockend, wenn perſönliche Launen eines Herr
ſchers Kriege heraufbeſchwören könnten daß aber dieſe „Lau-
nen“ ſelbſt durch die Jntereſſen des Großkapitals beſtimmt
werden, iſt ebenſo unerträglich. Das un perſönliche
Großkapital, das nur auf Gewinn bedacht iſt, iſt der
gefährlichſte Faktor des Krieges, der hinter dem
Fürſten ſteht und ſeine Politik lenkt. Daher kann der Kampf
gegen den Abſolutismus nur als ein Teil des Kampfes
gegen den Kapitalismus geführt werden.

Politiſche Ueberlicht.
Halle a. S., den 6. Dezember 1910.

Keine geſetzliche Arbeitervertretung!
Nach den öden und vielfach kleinlichen Verhandlungen der

letzten Woche hatte der Reichstag am Montag, wenn nicht
gerade einen großen, ſo doch einen bedeutenden Tag. Die
Verhandlungen über das Arbeitskammergeſetz be-
wieſen wieder einmal die Todfeindſchaft der Heydebrandrotte
und der Dirkſenſippe gegen die Gleichberechtigung der Arbeiter
und die völlige Abhängigkeit der Bethmann u. Ko. von dieſer
Geſellſchaft der Scharfmacher, Staatsſtreichler und Volksfeinde.
Der Graf Weſtarp, dem ein junger Mann allerhand ökono-
miſche und parlamentariſche Kenntniſſe zuträgt, entrollte den

Moabiter Bilderbogen, um die Regierung nicht nur vor den
paar kleinen Kommiſſionsverbeſſerungen, ſondern vor ihrem
eigenen Entwurf gruſelig zu machen, und der mehrfache
Millionär von Dirkſen verlangte ſchnarrenden Tones nach
einem Geſetz zum Schutz der Arbeit,geber“. Gehorſam, wie der
Diener ſeinem Herrn und der Beihmann ſeinem Hehydebrand,
beeilte ſich Delbrück, den Weſtarp und den Dirkſen die Ver-
ſicherung zu geben, daß die Regierung auch ihrerſeits als „un-
annehmbar“ betrachtet, was die Junker als nicht zu duldendes
Rütteln an der Ausbeuterautorität bezeichnen. Es war nur
eine kleine Unſtimmigkeit, wenn Delbrück wenigſtens an ſeinem
eigenen Entwurfe feſthält, während die um Heydebrand und
faſt noch mehr die um Gamp und Dirlſen am liebſten alles,
was nach einer geſetzlichen Vertretung der Arbeiterſchaft aus
ſieht, in den Orkus herabſenken möchten.

Die Nationalliberalen, die einen in den weiteſten

Kreiſen unbekannten Herrn Horn aus Reuß ſprechen ließen,
denken in dieſer Frage in ihrer Mehrheit nicht viel anders
als ihre ehemaligen Kartellgenoſſen. Palen, Frei-
ſinnige und vorläufig auch (es iſt zweite Leſung) das Zen-
trum ließen erklären, daß ſie an den Kommiſſionsbeſchlüſſen
feſthalten, und dieſelbe Stellung nahm der Vertreter nicht ſo-
wohl der Wirtſchaftlichen Vereinigung als der chriſtlichſozialen
Zweimännergruppe in der Wirtſchaftlichen Vereinigung, der
Abg. Behrens, ein. Von der Annahme freilich des ſozialdemo-
kratiſchen Antrags, der allein geeignet wäre, eine wirkliche
Arbeitervertretung zu ſchaffen, wollen auch Zentrum
und Freiſinn nichts wiſſen. Selbſt Naumann, der im
wohltuenden Gegenſatz zu ſeinem Parteifreund Kämpf in einer
fein pointierten, groß angelegten Rede erneut den Gedanken-
gang Friedrich Albert Langes über das konſtitutionelle Fabrik
ſyſtem entwickelte, hielt es doch für nötig, gegen den vom Ge-
noſſen Legien mit prägnanter Kürze vertretenen Antrag zu
ſtimmen, der auf reine Arbeiterkammern ein wohl-
durchdachtes Syſtem geſetzlicher Berufsvertretungen unter
Zuziehung der Unternehmer aufzubauen vorſchlug. Genoſſe
Legien griff noch einmal in die Debatte ein und tat mit ein
paar Handbewegungen die blutrünſtigen Scharfmachertiraden,
der Dirkſen und Weſtarp ab. Zuvor hatte ſchon Herr Nau-
mann ein kräftiges Wort mit den verunglückten Nachtretern
des hochſeligen Stumm geredet. Jn einer perſönlichen Be
merkung verriet wieder einmal, wenn auch wider Willen, Herr
v. Dirkſen ſeine Todfeindſchaft gegen das Reichstagswahl
recht.

Der entſcheidende Paragraph unſeres ſelbſtändigen Antrags
wurde abgelehnt, worauf mit großer Mehrheit der erſte Para-
graph der Kommiſſionsfaſſung zur Annahme gelangte.

Am Dienstag geht die Beratung weiter.

Heydebrand Diktator.
Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung, das Regierungsorgan

Bethmanns des Gehorſamen, bringt am Montag abend an der
Spitze ihres Blattes folgende amtliche Grklärung:

Gegen nationalliberale Blätter polemiſierend, kommt die
Kreuzzeitung in ihrem Sonntagsartikel auf die „Szene“
zurück, in der der Abg. Dr. v. Heydebrand, während der
Debatte im Reichstag über die Jnterpellation Ledebour, den
Reichskanzler aufforderte, Maßregeln gegen revolutionäre
Umtriebe zu ergreifen. Nach der Kreuzzeitung ſoll ſich „die
Apoſtrophierung des Reichskanzlers“ ganz einfach daraus er-
klären, daß Herr v. Bethmann Hollweg „den außerparlamen-
tariſchen Verkehr mit allen Abgeordneten ohne Ausnahme
vermeidet“. Dieſe Erklärung ſteht mit der tatſächlichen
Wahrheit nicht in Einklang. Der Reichskanzler hat ge
rade in der letzten Zeit, wie übrigens ſchon während
der Sommerpauſe, Vertreter der bürgerlichen Fraktionen,
darunter auch den Abg. Dr. v. Heydebrand, bei ſich.
zu Unterredungen empfangen.

Wer es aus tauſend Tatſachen noch nicht zu begreifen ver-
mag, daß die Junker in Preußen-Deutſchland herrſchen, der
mag es ſchließlich aus der folgenden erſehen: Am 1. September
wurde in Frankfurt a. M. von dem Genoſſen Wendel eine Rede
gehalten, der überwachende Polizeibeamte notierte fleißig, fand
aber nichts zu beanſtanden. Ein paar Tage ſpäter erſchien die
Rede als Broſchüre und durfte drei Monate lang un-
beanſtandet verkauft werden. 25 000 Stück wurden abgeſetzt.
Am 26. November denunzierte Herr v. Heydebrand im
Reichstage die Rede, am 29. November erhielt er die Broſchüre
von Wendel zugeſchickt, damit er ſich von der Unrichtigkeit ſeiner
im Reichstag aufgeſtellten Behauptungen überzeugen könne.
Jetzt ſetzt die Regierungstragik ein, denn bereits drei Tage nach
Heydebrands Diktat erfolgte die Beſchlagnahme. Jetzt
plötztkch entdeckt man „Majeſtätsbeleidigung“ und „Hochverrat“
in der Broſchüre. Deutlicher kann man es wohl nicht machen,
und ungeſchickter auch nicht. Herr v. Heydebrand iſt der Mann,
der den Fürſten Bülow ſtürzte, und Herr v. Bethmann Hollweg
fühlt ſich von ihm vollſtändig abhängig.

Ja, ja, wir haben in Preußen zweierlei: erſtens kein
Parteiregiment und zweitens:

ſo kommen in Preußen die Aktionen der Ge-
tigkeit zuſtandel

Sozialdemokratie und Fortſchrittler.
Jn Labiau-Wehlau hat die Sozialdemokratie unmittel

bar nach der Hauptwahl bedingungslos die Stichwahlparole
für den Fortſchrittler ausgegeben und in Breslau haben die
Parteigenoſſen bei der Landtagswahl geſtern Mann für Mann
für den Fortſchrittler geſtimmt. Das iſt ein großes Maß poli-
tiſcher Selbſtverleugnung, denn man weiß, daß ſich der „Fort-
ſchritt“ nur ſelten zu einer irgendwie liberal ſchimmernden Tat
aufrafft. Da es aber zu den wichtigſten Aufgaben gehört, das
konſervative Junkerregiment zu brechen, ſo muß aus eigenem
Jntereſſe die Sozialdemokratie auch ſolche Handlungen
tun, von denen politiſche Optimiſten annehmen können, ſie wür-
den ſchließlich gegen die Junkerherrſchaft wirken. Wie lange
der Fortſchritt anſcheinend „gegen“ die Konſervativen mimt,
weiß man nicht, da er ja eben noch im Blockjoch mit den Junkern
hauſte. Bei dem Eintreten der Sozialdemokratie für die Fort
ſchrittliche Volkspartei muß nur von vornherein grundſätzliche



rüchtigten

Klarheit herrſchen, damit keine falſchen Hoffnungen auf die J
Herrſchaften geſetzt und dadurch Verwirrung in unſere eigenen
Reihen getragen werde.

Die Landtagserſatwahl in Breslau ſpielte ſich wie folgt ab:
Bei der Montag ſtattgefundenen Landtagserſatzwahl für den

verſtorbenen Zentrumsabg. Zieſche brachte die Hauptwahl
keine Entſcheidung. Dem konſervativ- klerikalen Miſchmaſch
fehlten zur abſoluten Majorität 5 Stimmen. Jm erſten Wahl-
gang erhielten Löbe (Soz.) 355, Ehlers (Fortſchritt) 473,
Vogel (konſ.-klerik.) 820 Stimmen. Bei der Stichwahl, die
dadurch notwendig wurde, erhielt Ehlers nunmehr 889 Stim-
men, Vogel 824. Der fortſchrittliche Kandidat wurde
demnach mit einer Majorität von 15 Stimmen gewählt.
Dieſer Sieg war nur möglich durch die eiſerne Diſziplin der
ſozial demokratiſchen Wahlmänner, die geſchloſſen den
Forkſchrittler heraushieben. Ein ſozialdemokratiſcher Wahl
mann wurde von ſeinem Unternehmer, der ſelbſt konſervativer
Wahlmann iſt, auf der Stelle gemaßtzregelt.

Wie der Fortſchritt im Falle einer Stichwahl zwiſchen Vogel
und Löbe geſtimmt haben würde, wagen wir lieber gar nicht
en erörtern. Denn bisher na man weiß ja!

Ein Stückchen militäriſcher Ehre“.
Das militäriſche Ehrengericht im Landwehrbezirk Mülheim

an der Ruhr hat gegen den Rechtsanwalt und Notar Dam-
mann aus Oberhbauſen in ſeiner Eigenſchaft als Oberleutnant
der Landwehr auf Entlaſſung mit ſchlichtem Ab-
ſchied erkannt, weil er einen anderen Reſerveoffizier, der ihn
brieflich veleidigt hatte, nicht zum Duell heraus-
gefordert hat. Dieſer andere Reſervevoffizier, ein Kauf-
mann, hat dem Rechtsanwalt 20 000 Mk. unterſchlagen. Er er-
ſchoß ſich ſpäter und dabei ſtellte ſich heraus, daß er auch noch
andere Betrügereien, Unterſchlagungen und Wechſelfälſchungen
begangen hatte. Trotzdem wurde der ehrengerichtliche Spruch
gegen den Rechtsanwalt Dammann beſtätigt. Der aus dem
Offiziersſtand Ausgeſtoßene, dem auch vorgeworfen worden
war, daß er mit dem Kaufmann K. in einem nicht einwand-
freien Geſchäftsverkebhr geſtanden hätte, beantragte dann beim
Oberlandesgerichtspräſidenten in Düſſeldorf die Einleitung
eines Diſziplinarverfahrens gegen ſich ſelbſt. Sowohl dieſe
Behörde, als auch die Anwaltskammer teilten ihm jedoch mit,
daß nach den angeſtellten Ermittlungen weder zu einem ehren-
gerichtlichen, noch zu einem diſziplinaren Einſchreiten Anlaß

vorliege. Rechtsanwalt Dammann wurde alſo als Offizier
kaſſiert, weil er es unterließ, ſich mit einem notoriſchen Schurken
zu duellieren. Der militäriſche Ehrenbegriff höher geht es
nimmer!

Deutſches Reich.
Reichstags Dispoſitionen. Der Seniorenkonvent beſchloß:

für die zweite Leſung des Arbeitskammergeſetzes Montag und
Dienstag vorzuſehen, am Mittwoch ſollen Rechnungsberichte,

ſowie die Fortſetzung der Beſprechung der Mittelſtands-Jnter-
pellation folgen. Am Donnerstag fällt die Sitzung wegen des
katholiſchen Feiertages“ aus. Am Freitag beginnt die erſte

Leſung des Etats, die vorausſichtlich bis zum 14. Dezember, alſo
bis zum Beginn der Weihnachtsferien, dauern wird. Nach den
Ferien, am 10. Januar, kommt die Strafgeſetznovelle auf die
Tagesordnung.

Erneuerung des Kohlenſyndikats. Der Vorſitzende des be
rheiniſch- weſtfäliſchen Kohlenſyndikats, Bergrat

Kleine, hat ſich einem Vertreter des Dortmunder General-
anzeigers gegenüber über die Ausſichten für die Erneuerung

des Kohlenſyndikats ausgeſprochen. Kleine iſt der Meinung,
daß das Syndikat beſtimmt wieder zuſtande komme.
Der Fiskus würde zweifellos dem Syndikatbeitreten
und dem ganzen Syundikat ein feſtes Fundament geben.
Das Kohlenſyndikat habe immer ſehr „maßvoll gewirtſchaftet“
und die Preiſe „nicht zu ſehr“ in die Höhe geſchraubt. Welch
eine Dreiſtigkeit!

Die Forderungen der Bergleute, die eine Lohnerhöhung von
15 Prozent erſtreben, hält der Bergrat Kleine natürlich für „un-
erfüllbar“.

o J ä r r. C

Der ſchießende Profeſſor. Ueber das Profeſſorenduell wird
noch bekannt, daß der von dem Profeſſor Bernhard zu einer
Piſtolenſchießerei herausgeforderte Profeſſor der Direktor des
ſtaatswiſſenſchaftlich- ſtatiſtiſchen Seminars Max Sering iſt.
Ueber den ſpeziellen Anlaß zu der geplanten -Schießerei berichtet
eine Korreſpondenz, daß Bernhard in einer Vorleſung, die er
in der Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung hielt,
die ihm vermeintlich widerfahrene Zurückſetzung beſprach und
das Verhalten ſeiner Kollegen kritiſierte, ohne jedoch einen be
ſtimmten Namen zu nennen. Die nationalökonomiſchen Pro
feſſoren der philoſophiſchen Fakultät fühlten ſich durch die von
Bernhard gebrauchten Redewendungen beleidigt, und es ent
ſpann ſich nun eine lebhafte Preßpolemik, in der beide Parteien
ihre Anſichten recht ſcharf verfochten. Vor ſechs Wochen er-
folgte ſchließlich eine Korreſpondenz zwiſchen Bernhard und
Sering, die Bernhard mit einer Piſtolenforderung an ſeinen
Kollegen abſchloß.

Der ſchießende Polizeiinſpektor. Das Kriegsgericht ver
urteilte den Polizeiinſpektor Bathe, Kapitänleutnant der See-
wehr, wegen Herausforderung zu zwei Tagen Feſtungs-
haft. Bathe hatte dem Stadtrat Schwidetzky eine Forderung
auf Piſtolen überbringen laſſen, weil dieſer bei der Ver-
nehmung in einem gegen Bathe eingeleiteten Diſgziplinarver-
fahren eine „abfällige Aeußerung“ getan hatte. Jn ſeinem
edlen Berufe hütet der Herr Polizeiinſpektor die heilige Ord-
nung der andern.

Wilhelm Bruhn: Hurra! Hurra! Hurra! Ueber den
großen nationalen Helden Bruhn wird gemeldet: Eine aus
allen Teilen des Kreiſes Friedberg-Arnswalde ſtark beſuchte
Vertrauensmännerverſammlung beſchloß, nach einem beifällig
aufgenommenen Vortrage „ihres“ Reichstagsabgeordneten Wil-
helm Bruhn, die Wiederaufſtellung Bruhns für die nächſte
Reichstags- und Landtagswahl

Bravo! Die Sozialdemeofratie freut ſich, daß all die echteſten
nationalen Männer den Reichstag zieren.

England.
Die Wahlen.

Bis Montag um Mitternacht waren gewählt 115 Unioniſten,
85 Liberale. 16 Nationaliſten und 13 Arbeiterparteiler.
Die Unioniſten haben bisher im ganzen 11, die Liberalen ſechs
Sitze erobert.

Die Hauptrolle im Wahlkampf der letzten Tage hat die Er
klärung Balfours zugunſten des Referendums geſpielt.
Es iſt damit der Welt ein Muſterbeiſpiel von engliſcher Wahl
demagogie geliefert worden. Ein einziger Satz in der Wahl
kampfrede des konſervativen Führers verändert mit einem
Schlage die Wahlparole und die ganze Sachlage in der zwölf-
ten Stunde. Selbſtverſtändlich verpflichtet die Erklärung Bal-
fours ihn zu abſolut gar nichts. Aber nicht genug damit, er
ſagt kein Wort darüber worüber, unter welchen Umſtänden
und in welcher Weiſe ein Referendum vorgenommen werden
ſoll. Er ſetzt bloß das Wort in die Welt, das 80 Prozent der
Wähler wahrſcheinlich überhaupt noch niemals gehört haben,
und wartet die Wirkung ab. Argumente, die Möglichkeit
einer vernunftgemäßen Diskuſſion oder Ueberlegung können
die Wirkung nur vermindern, man hat weiter nichts vor, als
durch das neue Wort, das von den konſervativen Partei-
männern und ihren Söldlingen mit kannibaliſchem Sieges-
lärm immer wieder hinausgeſchrien wird, die vage Empfin-
dung zu ſuggerieren, daß die Konſervativen dem Volke irgend
eine unerwartete und wünſchenwerte Beſcherung machen
wollen und alſo doch ſeine wahren Freunde ſind. Falls dieſer
unglaublich plumpe Schwindel den Konſervativen wirklich
etwas nützen ſollte, dann wird es nur die Schuld der Liberalen
ſein, die nicht imſtande waren, den Streich zu parieren. Sie
waren wie vom Donner gerührt und wanden ſich in erbärm-
licher Hilfloſigkeit. Anſtatt die Konſervativen zu über-
trumpfen mit der Erklärung, daß die Liberalen bereit ſeien,
das Referendum als wirklich demokratiſche Maßregel einzu-
führen, ſo daß jede wichtige Vorlage auf Wunſch einer ent-
ſprechenden Zahl von Wählern oder Abgeordneten demſelben
unterworfen wird. haben ſie ſich auf einen reaktionär ablehnen-
den Standpunkt geſtellt, und der ſonſt ſo ſchlaue Demagoge
Lloyd George weiß nur von den ſchrecklichen Koſten zu dekla-
mieren, die das Referendum verurſachen würde.

Frankreich.
Die Proteſte gegen das Schandurteil,

das vom Schwurgericht in Rouen gefällt wurde, indem es
den Gewerkſchaftsſekretär Durand zum Tode verurteilte, wer

ben den der frangöfifchen Arvekeſhayt forihereyk. a ver
Bürgermeiſter von Rouen die Veranſtaltung einer Proteſtver
ſammlung in der Arbeitsbörſe verboten hatte, fand eine Ver
ſammlung in dem benachbarten Sotteville ſtatt. Dieſe
nahm einen Antrag an, wonach der Geſamtausſtand
proklamiert werden ſoll, falls der zum Tode
verurteilte Syndikatsſekretär Durand nicht
in zwei Monaten frei iſt.

Jn Dünkirchen haben die Hafen arbeiter und Mit-
glieder der übrigen Arbeiterſyndikate den grundſätzlichen Be-
ſchluß gefatzt, auf das erſte Zeichen hin den Generalausſtand
zu proklamieren. Die Behörden haben bereits entſprechende
Vorkehrungen getroffen. Die Hafenkais werden militäriſch
bewacht.

Zulgarien.
Was Miniſterpoſten einbringen.

Sofiag, 5. Dezember. Der Prozeß gegen die der Defrau-
dation beſchuldigten ſieben bulgariſchen Miniſter
des ſtambulowiſtiſchen Regimes hat große Senſa-
tionen gebracht. Aus dem Bericht der parlamentariſchen Unter-
ſuchungskommiſſion geht hervor, wie ſich die ehemaligen
Miniſter, ſelbſt ſehr unvermögend, im Laufe der Zeit auf
Koſten des Staates bereichert haben. Der Finanz-
miniſter, Lazar Papakoff, war vollſtändig mittellos
und beſaß eine Schuldenlaſt von 200000 Frank; jetzt iſt er
reich und völlig ſchuldenlos. Dasſelbe gilt von dem Gene-
ral Sawoff, der ſeiner Tochter eine Mitgift von einer
Million Frank mitgeben konnte. Auch die früheren Miniſter
Genadijeff und Halattcheff, die ebenfalls früher ſtark
verſchuldet waren, ſind jetzt völlig ſchuldenfrei und be-
ſitzen beide bedeutende Vermögen. Dem Kommiſſions-
bericht ſind auch eine Reihe Originaldokumente beigelegt, aus
denen nachgewieſen wurde, daß der ehemalige Miniſterpräfi-
dent Petkow einmal 60090 Frank, und der General
Sawoff bei der gleichen Gelegenheit 40000 Frank „Ver-
mittlungsgebühr“ von einer ungariſchen Munitions-
ſavrit erharten haben, die ſeinerzeit eine Patronenlieferung
für den bulgariſchen Staat ausführte. Wie man ſieht, iſt
ſo'n Miniſterpoſten in Bulgarien das ſchlechteſte Geſchäft noch
lange nicht

Amerika.
Saubere Praktiken.

Der L. V. wird aus Neuyork geſchrieben: Da die Poli-
tikanten Milwaukees trotz der in Anwendung gebrachten
Kniffe und Tücken die Erwählung des Genoſſen Viktor Berger
zum Repräſentanten und damit den Einzug des erſten Sozia-
liſten in den Kongreß nicht zu verhindern vermochten, wollen
ſie es jetzt mit andern Mitteln verſuchen, um den Willen der
Wähler nachträglich zu korrigieren. Wie aus Milwaukee ge-
meldet wird, wird der unſerm Genoſſen Berger unterlegene
republikaniſche Gegenkandidat Cochem an den Kongreß bei
deſſen Zuſammentritt das Verlangen ſtellen, Berger auszu
ſchließen, weil er ein Feind der derzeitigen Verfaſſung und
ein Revolutionär ſei! Nun ſteht ja allerdings dem Repräſen-
tantenhaus das Recht zu, „die Reſultate der Wahlen und die
Befähigung ſeiner Mitglieder zu prüfen“ und „ſeine Mit-
glieder wegen unwürdigen Betragens zu beſtrafen und mit
Zweidrittelmehrheit auszuſtoßen“, aber in dem Falle Berger
liegt auch nicht der geringſte Anhaltspunkt für eine Anwen-
dung jener Beſtimmungen vor. Und der Einwand mit der
Feindſchaft Bergers gegen die Verfaſſung, die der ehrenwerte
Herr Cochem für ein Rührmichnichtan auf ewige Zeiten zu
halten ſcheint, iſt zu einfältig, um Worte darüber zu ver-
lieren.

Mexiko.
Die revolutionären Wirren.

London, 6. Dezember. Times berichten aus Mexiko:
Ein aus San Petro Marido kommender Zug iſt von
Revolutionären angehalten worden. Alle Reiſende, welche
Waffen bei ſich führten, wurden feſtgenommen, während
die übrigen unbehelligt blieben. Eine große Menge Gold-
und Silberſachen, die ſich im Zuge befanden ſind von den
Jnſurgenten mitgenommen worden. Jn Chihuahua fand
ein Kampf zwiſchen Regierungstruppen und
den Jnſurgenten ſtatt, wobei die erſteren 157 Tote und
Verwundete hatten.

Nachdr. verb.88 Kraft.Roman von Fritz Mauthner.

Van Tenius holte tief Atem und trocknete ſich wiederholt den
Schweiß von der Stirn. Gerichtsboten traten ein und zün-
deten die Flammen im Saal an. Das Publikum blieb be-
wegungslos. Die Erregung des Rechtsanwalts ſchien ſich allen

mitgeteilt zu haben.
„Meine Herren Geſchworenen! Egon Herr, der ſich von

Zerpen nannte und deſſen Leven auf Lüge gebaut war, warb
um die Hand der reichen Frau Schade. An jenem Sonntag
machte er ihr einen Beſuch. Die Verlobung ſollte ausge-
ſprochen werden. Aber in jener letzten Unterredung muß noch
von anderen Dingen die Rede geweſen ſein, als von gegen-
ſeitiger Neigung. Frau Schade hatte durch irgend eine un
vorſichtige Aeußerung den wahren Charakter ihres Bräuti-
gams erkannt. Nicht zu einem verliebten Stelldichein ſollte
Zerpen nach einer Stunde zurückkommen. Jch glaube an die
Liebe nicht, die die Braut verläßt, um Blumen zu holen. Eine
Bedenkzeit war die Stunde von ſechs bis ſieben. Und wenn ich
ein Dramatiker wäre, ſo würde ich das Schickſal bemühen, um
die Macht zu erkennen, welche den Zerpen verhinderte, wieder
zukehren.

„Halten Sie feſt, meine Herren Geſchworenen, was die Ver
handlung ſonnenklar ergeben hat. daß Zerpen ein gewerbs-
mäßiger Erpreſſer war. Halten Sie feſt, meine Herren, daß
viele Lente und aus allerlei Ständen den Charakter Zerpens
richtig abſchätzen und daß manch Einer, wenn ihm Zerpen auf
einem verliebten Wege begegnet wäre, ſogleich und vor allem
anderen den Gedanken gefaßt hätte, das Schweigen Zerpens
zu erkaufen oder zu erzwingen, den Erpreſſer unſchädlich zu
machen, ſo oder ſo. Wundern Sie ſich nicht. meine Herren,
daß eine ſolche Exiſtenz im Rahmen unſerer bürgerlichen Ge-
ſellſchaft möglich iſt. Erinnern Sie ſich daran, daß das Rechts-
gefühl der meiſten Menſchen geringer iſt, als ihr Sinn für
Begquemlichkeit, und daß ſelbſt Einbrecher und Diebe nicht
immer angezeigt werden. Man läßt ſolche Kerls oft laufen,
um ſich die vielen Laufereien zu erſparen. Und wenn einem
ſolch einer, tadellos gekleidet, in Geſellſchaft orgeſtellt wird,
ſo reicht man ihm auch wohl die Hand, um ſich Aerger und
Weitläufigkeiten zu erſparen.

„Daß Zerpen eine ſolche unzweife hafte Exiſtenz war das
habe ich Jhnen bis zur Evidenz nachgewieſen. Und nun laſſen
Sie mich Jhnen die Begegnung zwiſchen dem Erpreſſer und
dem unbekannten Mörder aufbauend ſchildern.

„Zerpen verließ die Villa der Frau Schade und hielt ſich
pramenierend in der Nähe auf. Vielleicht wollte er den Ein-

gang zur Villa im Auge behalten, vielleicht fürchtete er einen
Üeberfall. Vielleicht hatte Frau Schade Urſache, das Aeußertze
gegen den gefährlichen Menſchen zu verſuchen. Und ohne den
Schatten eines Verdachts gegen dieſe Frau, wage ich es aus-
zuſprechen, daß der Unterſuchungsrichter ſich wohl den Ge-
dankten hätte vorlegen können, wer denn eigentlich einen un-
mittelbaren Vorteil vom Tode Zerpens hatte. Ein Rechts-
grundſatz befiehlt nach demjenigen zu förſchen, zu deſſen Vor-
teil ein Verbrechen geſchehen iſt. Und ein bekanntes fran-
zöſiſches Sprüchwort fügt hinzu, man ſolle das Weib ſuchen,
das überall das Tun und Laſſen der Männer lenkt. Nur einen
Augenblick lang hätte ſich der Verdacht auf die gewiß verwun-
derte Frau Schade lenken dürſen, wie ſicyerlich einen Augen-
blick lang der Gedanke durch ihren Kopf fuhr: Wer befreit
mich von dieſem Zerpen! Aber, meine Herren Geſchworenen,
wir wiſſen ja, wenigſtens durch eine Andeutung. wo das Weib
zu ſuchen iſt und wo der Täter, zu deſſen Vorteil das Ver-
brechen geſchah. Sie ſaßen Beide in dem Wagen des Kutſchers,
der ſo lange die rechte Spur verfolgte, als die ausgeſchriebene
Belohnung ſeinen Verſtand ſchärfte. Jch bedaure, daß Raduſch
ſeinen Berufspflichten folgend die Zeugenbank verlaſſen hat.
Jch weiß, ich hätte in ſeinem ehrlichen Geſicht die Zuſtimmung
zu meiner Kombination geleſen.

„Zerpen ging nicht weit vom Gatter des Grunewalds auf
und nieder. Die Dämmerung war hereingebrochen, und im
Walde war niemand mehr zu ſehen und zu hören als der blinde
Drehorgelſpieler, der im Begriff war, ſeine Sachen zuſammen
zu packen. Da kommt ein offener Landauer zwiſchen den Kieſer-
ſtämmen heraus. Darin der Reſerveoffizier des Kutſchers
Raduſch, der mit der Frau, die er liebt, hinausgefahren iſt. Jch
alaube, wir tun gut, an ein feltenes edles Liebesverhältnis zu
denken. Die Leute haben den Wagen öffnen laſſen, die Frau
hat in ihrem ſtillen Glück dem Drehorgelſpieler einen Taler
zugeworfen. Wie eine Gräfin hat der Kutſcher Raduſch geſagt,
ſah ſie aus. Jch bitte Sie, meine Herren Geſchworenen, mit
mir zu glauben. daß es ein ſchönes, reines. großdenkendes Weib
war. Und fie mag wohl ihre Gründe gehabt haben, die Liebe
zu dem Offizier in Zivil oder was er ſonſt war, vor der Welt zu
verbergen.

„Zervpen kannte alle Welt, wie ihn alle Welt kannte. Er
blickt in den offenen Wagen und ſieht etwas, worans ſich ein
Lohn erpreſſen läßt. Cine Dame der guten Geſellſchaft, eine
reiche Dame denn ſie kann einem Bettler einen Taler
ſchenken ſitzt allein mit einem Herrn im Wagen, der nicht
ihr Mann iſt. Meine Herren Geſchworenen, die Frau hat den
Zerven nicht geſehen oder nicht erkannt. Der Herr im Wagen
aber, der Offizier, hat den Erpreſſer erkannt und die Sachlage
ſofort überſchaut. Er verläßt auf der Stelle die geliebte Frau,
um vor allem ſie ſelbſt gegen die Zudringlichkeit des Schuftes
Zerpen zu ſchützen. Feſt entſchloſſen, der Geliebten keines ihrer

kein Haar krümmen zu laſſen, tritt der Offizier dem Schuft
entgegen.“

Des Verteidigers hatte ſich eine wachſende Aufregung be-
mächtigt. Er verlangte leiſe nach einem Glas Waſſer und blieb
inzwiſchen nachdenklich mit vorgebeugten Kopf ſtehen. Das
Publikum bebarrte in ſeiner atemloſen Spannung

Die Stiftstante wandte ſich halb um und ſagte:
„Das iſt wirklich noch intereſſanter, als ich geglaubt habe.

Aber Kind, was haſt du denn? Du biſt ja leichenblaß. Wollen
wir nach Hauſe gehen?“
NMarianne ſaß regungslos da, wirklich leichenblaß, und hatte
ihre Augen ſtarr auf van Tenius gerichtet. Nur die Hand erhob
ſie abwehrend gegen die Tante.

„Es iſt wirklich zu aufregend,“ ſagte ſie.
nicht fort willſt, ich bleibe jetzt ſehr gern.“
„Und jetzt, meine Herren Geſchworenen, laſſen Sie mich

Jhnen deuten, was geſchehen iſt und wie es geſchehen iſt. Ein
Zeuge war nicht da. Aber wir kennen die Charaktere der beiden
Männer. Auf der einen Seite ein ruchloſer, zu jeder ver-
zweifelten Tat entſchloſſener Verbrecher. auf der andern Seite

wie wir wohl annehmen dürfen ein Menſch wie wir alle,
dem Jähgzorn vielleicht unterworfen, verliebt, jung und erregbar.
Offizier, wie der Kutſcher ſagt. Der Offizier verſucht zuerſt
feſtzuſtellen, ob Zerpen die Dame erkannt hat: Zerpen als ein
Erpreſſer von Uebung geht gleich auf ſein Geſchäft los. Er drobt
mit der Oeffentlichkeit und einem Skandal, der vielleicht das
Leben, den Ruf mehrerer Menſchen vernichten könnte. Wir
können uns das ſo lebhaft wie wir wollen ausmalen. Der Er-
preſſer ſchien den Offizier in ſeiner Hand zu haben. Und eine
große Bezahlung mag Zerven für ſein Schweigen verlangt
haben. Vielleicht ein Vermögen das die Mittel des Offiziers
überſtieg, das ihn gezwungen hätte, von ſeiner Geliehten ein
Geſchen? anzunehmen. Sie war ja die reiche Frau. Vielleicht
können wir aber auch annehmen, daß Zerpen, der im Begriff
war, ſich in ein warmes Neſt zu ſetzen, in der Stimmung, in
der er Frau Schade verlaſſen hatte, von dem Offizier mebr ver
langte als Geld. Vielleicht ſollte er den Schuft in der Geſell
ſchaft halten. ihn für einen Ehrenmann erklären, ſich für ihn
due tieren, ibn ſeinen Freund nennen, wer weiß was. So
ſtand der Unbekannte in der einſamen Gegend, zwiſchen den
Kiefern. einem Manne gegenüber, der ſich ehrlos anſchickte, ſo
oder ſo das Leben des Mannes zu vernichten. Und nun, glaube
ich, hat der Unbekannte in ſeinem Zorn den Zerpen erſchlagen.
Prüfen wir den Fall rückſichtslos, aber ehrlich. Von einem
Raubmord kann keine Rede ſein. Aber auch ein Mord war es
nicht, keine mit Ueberlegung ausgeführte Handlung. Ein Tot-
ſchlag, jawohl ein Totſchlag und vielleicht auch nur ein willen-
loſer Schlag, in welchem ein Mann in höchſter Not, in der Not
wehr der Liebe ſich

(Fortſetzung folgt.)

„Wenn du aber
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Aus ger Partel.

Stumpfſinnigemechaniſche „Staatsrettung“.
Jn Löbſchütz bei Kahla im Altenburgiſchen beſitzt die

Sozialdemokratie ſeit Jahren di. Mehrheit im Gemeinderat.
So oft nun ein Sozialdemokrat zum Gemeindeälteſten gewählt
wird, wird er regelmäßig von der Aufſichtsbehörde nicht be
ſtätigt. Vor Jahren paſſierte das dem Genoſſen Schulze,
der als Gemeindevorſteher nicht beſtätigt wurde, jetzt iſt hinter
einander zwei zu Gemeindeälteſten vorgeſchlagenen Sozial
demokraten die Beſtätigung verſagt worden. Da aber die Mehr
heit des Gemeinderats entſchloſſen iſt, nicht nachzugeben, kann
das Spiel von Wahl und Nichtbeftätigung von Gemeinde-
heamten ſo weitergehen, bis einmal die ganze Staatsherrlich-
leit des Klaſſenregiments zuſammenkracht.

Cewerkſchaktliches.

Gelbe Wahlmache.
Verzweifelte Mittel werden von den Unternehmern ange

vwandt, um den unausbleiblichen Zuſammenbruch der gelben
Herrlichkeit nach außen zu verdecken. Bekanntlich wurde nach
dem großen, für den Metallarbeiterverband verlorenen Kampf
in der Nähmaſchinenfabrik von Seidel u. Naumann in
Dresden eine ſogenannte Freie Vereinigung der Metall
arbeiter aus den Arbeitswilligen gebildet. Jeder in den Be
trieb eintretende Arbeiter mußte dieſer gelben Vereinigung
beitreten. Dabei wurde der größte Terrorismus angewandt.
Aber nur weniger Jahre hat es bedurft, und die ganze gelbe
Herrlichkeit iſt ſchmählich zuſammengebrochen. Der Metall
arbeiterverband hat heute wieder zahlreiche Mitglieder im
Betriebe. Jetzt ſollte nun die Vertreterwahl zur Betriebs-
krankenkaſſe ſtattfinden. Jn den letzten Jahren beteiligten
ſich die meiſten Arbeiter nicht daran. Sie ließen, um Maß-
regelungen zu vermeiden, die Gelben ſchalten. Eine vom
Metallarbeiterverband einberufene Betriebsverſammlung war
von za. 600 Arbeitern beſucht. Die Wahl ſollte nun am Frei-
tag abend ſtattfinden. Der Beginn der Verſammlung, in der
die Wahl vorgenommen werden ſollte, war drei Tage vorher
durch Aushang im Betrieb auf 226 Uhr. feſtgeſetzt worden.
Als Wahllokal war ein kleiner Raum in einer Gaſtwirtſchaft,
der höchſtens 60 Perſonen faßt bei einer Arbeiterzahl von
za. 2000 angegeben. Um 5 Uhr iſt Fabrikſchluß. Aber eine
Anzahl ſicherer Gelben erhielten ſchon um 345 Uhr die Er-
laubnis zum Verlaſſen der Fab rik. Sie beſetzten das Lokal
und nahmen die Wahl vor. Zehn Minuten vor dem angeſetzten
Anfang der Verſammlung ſchloß der Vorfitzende, der Prokuriſt
und Stadtrat Baumann, die Wahlhandlung. Draußen auf
der Straße ſtanden 5—600 Arbeiter, die in die Verſammlung

wollten. Natürlich iſt die Wahl ungültig.
Der Vorfall zeigt aber, daß man ſelbſt nicht vor offenen

Ungeſetzlichkeiten zurückſchreckt, wenn es ſich darum handelt,
unter allen Umſtänden den Schein aufrechtzuerhalten, als
hätten die Gelben in dem Betrieb noch die Mehrheit.

Der Streik in der Faßfabrik von A. Buchard in Potsdam
iſt nach ſiebenwöchentlicher Dauer zugunſten der Streikenden
heendet worden. Die Arbeitszeit wurde von 10 auf 972
Stunden reduziert, der Lohn um 3 Mk. pro Woche erhöht, die
Akkordarbeiten um 10--15 Proz. Ein Tarifvertrag iſt bis
zum 10. April 1913 abgeſchloſſen worden.

Jn Langenſalza ſind 686 Arbeiter der dortigen beiden
MNalzfabriken ausſtändig. Die Firmen weigerten ſich,
auf eine Verlängerung des bisherigen Tarifs einzugehen.
Zuzug iſt fernzuhalten.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Ein Bergarbeiterſtreik iſt auf der Zeche Challo-

witz in Oberſchleſien ausgebrochen. Die Grubenverwaltung

verſuchte, die Arbeitszeit auf 10 Stunden zu ver-
längern, ohne eine Lohnerhöhung dafür zu bewilligen.
270 Bergleute traten in den Ausſtand. Die Sr-
regung iſt ſehr groß. Man befürchtet, daß ſich die Streik
bewegung auch auf die Nachbarzechen ausdehnen wird.

Nllerlei.
Das Hochwaſſer in England und Frankreich.

Seit acht Tagen regnet es im größten Teile Englands unauf
hörlich. Jm oberen Themſetal und im Bereiche der Neben-
flüſſe ſteigt das Waſſer beſtändig. Jn vielen Gegenden iſt die
Saat fortgeſchwemmt und eine Neubeſtellung der Felder
wird notwendig ſein. Bisher haben die Ueberflutungen drei
Menfchenleben gekoſtet. Mehrere Ortſchaften in Huntindoufhire
ſtehen ganz unter Waſſer, und die Bewohner werden von Booten
aus durch die Fenſter mit Nahrungsmitteln verſorgt. Jm Wa-
veneytal iſt aller Verkehr zu Lande unterbrochen. Wahl-
verſammlungen konnten in vielen Fällen nicht abgehalten
werden. Auf den Hauptſtraßen der Vororte von Nottingham kann
man nur noch mit Ruderbooten verkehren. Der Trentfluß hat
ſich hier zu einem weiten See ausgedehnt. Die Eiſenbahnzüge
der Midlandbahn fahren meilenweit durch vier Fuß tiefes Waſſer.
Auf mehreren Strecken hat das Hochwaſſer Telegraphenſtangen zu
Fall gebracht.

Die Meldungen über die Ueberſchwemmungen in Frankreich
lauten fortgeſetzt ſehr kritiſch. Sämtliche Deiche und Dämme der
unteren Loire ſind durchbrochen. Große Strecken Land ſtehen
unter Waſſer. Jn der Nähe von Nantes dehnt ſich ein See
aus, der eine Länge von 200 Quadratkilometern beſitzt und ſtellen
weiſe über 10 m tief iſt. Trotzdem iſt der Fluß neuerdings um 10 em
geſtiegen. Bei An gers erfolgte ein neuer Dammbruch, wodurch eine

große Anzahl Ortſchaften unter Waſſer geſetzt wurden. Der
Präfekt hat ſofort Truppen nach den von den Ueberſchwemmungen
heimgeſuchten Orten zur Hilfeleiſtung abgeſandt, um die Bewohner
bei den Rettungsarbeiten zu unterſtützen und zu verproviantieren.
Jn Savoyen erfolgte infolge der fortgeſetzten ſtarken Regengüſſe
ein Erdrutſch, 2500 Kubikmeter Erde und Felsmaſſen gingen bei
Marcel nieder. Die Nationalſtraße ift hierdurch auf weite
Strecken unpaſſierbar geworden. Der angerichtete Schaden iſt
bedeutend. Auch aus Paris wird ein weiteres Steigen des
Waſſers gemeldet. Der Pegelſtand der Seine hat ſich um

15 em erhöht. nEiſenbahnunglück in England.
Bei Willesden in England fuhren zwei Eiſenbahnzüge auf

einander, wobei zatzlreiche Perſonen ſchwer verwundet wurden.
Wie jetzt feſtſteht, wurde ein Mann getötet und 46 Perſonen
erheblich verletzt. 50 andere erlitten leichtere Verletzungen.
Die Urſache der Kataſtrophe iſt noch nicht feſtgeſtellt. Der Führer

des Expreßzuges,
daß das Signal auf Freie Fah

uges, der in den haltenden Zug hineinſühr, erklärte
eſtanden habe, doch iſt dies noch.

nicht feſtgeſtellt. Bei der Einfahrt in den Bahnhof befindet ſicheine ſarke Kurve, ſo daß der einfahrende Führer den Bahnſteig

nicht ſehen kann, als bis er dicht davor iſt.
Vergiftungen durch Margarine

find neuerdings auch in Schleſien vorgekommen. Jn Breslauind elf, in r ſchüntz ebenfalls eine Anzahl Erkrantungen zu
verzeichnen. Weitere Erkrankungen werden aus Düſſeldorf und
aus Coswig (Anhalt) gemeldet. Es handelt ſich in allen dieſen
Fällen um den Genuß der Margarine Backa.

Abſturz eines Aviatikers.
Der Dresdener Aviatiker Hermann Reichelt, der erſt vor

4 Wochen mit ſeiner Flugmaſchine abſtürzte, erlitt geſtern abermals
einen Unfall. Nach einem erfolgreichen Flug brach bei der Landung
ein Rad des Apparates. Die Flugmaſchine ging trotzdem wieder
in die Höhe, wurde aber zur Seite gedrückt und Reichelt ſtürzte
aus beträchtlicher Höhe zur Erde herab. Er erlitt ber dem Abſturz
erhebliche Verletzungen. Seine Maſchine wurde durch den Auf
prall auf den Boden ſtark beſchädigt.

Geſtrandete Dampfer.
Montag nacht ſtrandeten im Sturm der italieniſche Dampfer

Nordamerifa etwa 8 Meilen ſüdlich vom Kav Spartel und
der engliſche Dampfer Carrntorr öſtlich von TDan ger in der
Gibraltarſtraße. Während die Lage des engliſchen Dampfers eine
ziemlich ungefährliche iſt, befindet ſich der Dampfer Nordamerikfa,
der voll veladen iſt und Paſſagiere an Bord hat, in einer ſehr
kritiſchen Situation

Kleines Allerlei.
Nr. 8 der Gewerkſchaft Konſtantin der Große vei

Maurer in Streit geraten waren, hat einer den Maurer durch
einen Revolverſchuß in den Mund lebensgefährlich verletzt.
Die beiden Ruſſen ſind verhaftet worden.

Briefkaſten der Redaktion.
100. Der frühere Reichskanzler Fürſt Bülow hat bei der

im Jahre 1903 ſtattgefundenen Wahl zum preußiſchen Drei-
klahenlandtag in der dritten Klaſſe gewählt, ſein Kutſcher
in der erſten. Bei der letzten Landtagswahl rückte Bülow
in die zweite Wählerklaſſe hinauf.

Klein Wittenberg. Beſchwerde beim Ortsſchulinſpektor.
P. C. 1. Mit 21 Jahren. 2. Ja, die Erlaubnis kann zurück

segegen werden.
treitköpfe, Böllbergerweg. Die Umwandlung der Todes

in lebenslängliche Zuchthausſtrafe geſchieht im Wege der
Begnadigung. Die höchſte Strafe, die ein Gericht ausſprechen
kann, ſind 15 Jahre Zuchthaus.

W. R. Sie müſſen ſich die Unterſuchung durch den Ver-,
trauensarzt der Berufsgenoſſenſchaft gefallen laſſen. Es wird
zu empfehlen ſein, den Antrag zu erneuern.
„z„öJ

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewertkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto
Niebuhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gott I.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 12 Seiten.

und wird in der Expedition, Rathausſtraße 8. 9, zu den bekanntgemachten Preiſen ausgegeben.

August Scherl
Deutsche Adreßbuch Gesellschaft m. b. F.
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 286

Deutſcher Reichstag.
94. Sitzung. Montag, den 5. Dezember, nachmittags 2 Uhr.

Arbeitskammern.
Auf der Tagesordnung ſt die zweiel e mergeee weite Heſong des Fr

ie Abgg. Albrecht und Genoſſen (Soz,. beantr anStelle der Kommiſſionsbeſchlüſſe eine h 27
Paragraphen, die die Errichtung eines Reichs arbeits
amts ſowie territoriagale (nicht beru licher) Arbeits-
ämter und Arbeiterkammern

81 der Kommiſſionsbeſchlüſſe lautet: „Für die Arbeitgeber
und Arbeitnehmer eines Gewerbezweiges oder mehrerer ver
wandter Gewerbszweige ſind auf fachlicher Grundla e, ſoweit

der gewerklichen Entwicklung ein Bedürfnis
Arbeitskammern zu errichten. i iIn Lchtefahi s chten. Die Arbeitskammern

Abg. Wiedeburg (Zentr.): Obwohl das Geſetz nicht alleunſere Wünſche erfüllt, ſtehen wir ihm doch S r
über. Wir werden für die Kommiſſionsbeſchlüſſe ſtimmen und
die Beratung nicht durch Anträge aufhalten. Wir ſtimmen
gegen den Antrag der Sozialdemokraten ſchon darum, weil er
eine neue Kommiſſionsberatung notwendig machen würde. Ge
wiß ſind auch wir für ein Reichsarbeitsamt, aber was der
Antrag Albrecht fordert, iſt eine Durchbrechung unſerers ganzen
behördlichen Organismus. Wir ziehen paritätiſche Arbeits-
kammern den Arbeiterkammern vor, da wir als eigentliche
Standesvertretun
wenn ſie auch nicht geſetzlich privilegiert ſind wie die Standes
vertretungen anderer Berufe. Die Beſchlüſſe paritätiſcher
Kammern werden auch größeres Gewicht haben, als Beſchlüſſe
einſeitiger Jntereſſenvertretungen. Wir ſtimmen der beruf-
lichen Gliederung zu, wenn wir auch die territoriale vorge-
zogen hätten. (Bravol im Zentr.)

Abg. Legien (Soz.):
Die Bedenken des Vorredners gegen unſeren Antrag ſind

nicht Auch ohne Kommiſſionsberatung würde ſich
über den Geſetzentwurf eine Einigung erzielen laſſen. Unſer
Antrag ugir aus der Erfahrung, daß einmal erlaſſene

gr. Beſetze auch nach erkannter Mangelhaftigkeit
ſchwer verändert werden können. Die geſetzliche Vertretung
der Arbeiterſchaft muß ſo beſchaffen ſein, daß ſie

für die Arbeiter auch wirklichen Wert hat.
Die Arbeiter brauchen eine reine Vertretung ihrer
ar und dies kann nur in Arbeiterkammern erfolgen.

beantragen wir
Arbeiterkammern

und ſchlagen als paritätiſche zweite Jnſtanz das Arbeitsamt
vor. Den Arbeitsämtern würden dann in der Hauptſache die
in der Vorlage den Arbeitskammern zugewieſenen Aufgaben
zufallen. Als oberſte Jnſtanz ſchlagen wir dann das Reichs
arbeitsamt vor, das ja auch der Vorredner wünſcht. Eine ſolche
ſozi litiſche Zentralinſtanz iſt ein dringendes Bedürfnis.
Das Reichsarbeitsamt, wie wir es verlangen, würde dem
Reichsamt des Jnnern keine Konkurrenz machen, e ihm
vielmehr die Tätigkeit erleichtern. Jn der beruflichen Organi-
ſation wie die Kommiſſionsbeſchlüſſe ſie vorſchlagen, ſehen wir
eine ſchädliche Zerſplitterung der Kräfte. Die Verhältniſſe der
Arbeiterſchaft, auf die es ſa ankommt, find im weſentlichen
gleichartig. Darum ſchlagen wir

eine territoriale Organiſation
vor. So gut wie den Handwerkern und den Landwirten muß
man auch den Arbeitern eigene Jntereſſenvertretungen
n Auch wir wollen nicht durch lange Reden die Beſchluß-
aſſung aufhalten ich beſchränke mich daher auf dieſe Be

merkungen und bitte Sie noch einmal, ſich für unſeren Vor-
ſchlag zu entſcheiden. (Bravo! b. d. Soz.)

Graf Weſtarp (konſ.): Es iſt ein theoretiſch ver
lockender Gedanke, Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einer
Kammer zu vereinigen; es fragt ſich aber, ob beide Parteien

ſammenarbeiten wollen. ie Sogialdemokraten ſind gegen
Arbeitskammern und auch die ben große Be
denken dagegen, weil fie wiſſen, daß die Sozialdemokratie ſolche
Veranſtaltungen ausnützt zur Förderung ihrer Poartei-
beſtrebungen und zur Erfüllung der Maſſe mit revolutionärem
Geiſt. (Hu, Hu! b. d. Soz.) Jch erinnere Sie an den Miß-
brauch der Krankenkaſſen durch die Sozialdemokratie. Aus
dieſen Gründen hatten wir ſchon lebhafte Bedenken gegen dieRegierungsvorlage. Die Kommiſſion hat das Gefe noch
weſentlich verſchlechtert. Unannehmbar iſt für uns der S 7, der
auch die Eiſenbahnarbeiter in eine ſolche Kammer hineinfügen

Wir wollen
nicht den ſozialdemokratiſchen Sekretären

die Tür zu den Arbeitskammern aufmachen, und wir können
angeſichts des ſozialdemokratiſchen Terrorismus auch nicht die
Oeffentlichkeit der Verhandlungen zugeſtehen. Durch die Kom
miſſionsbeſchlüſſe ift der Entwurf für uns unannehmbar ge
worden und wir werden einſtimmig dagegen ſtimmen.

„(Wiederh. Bravo! rechts, Ziſchen links.)
Abg. Man z (Fortſchr. Vpt.): Jn ſeiner Wahlrede hat uns

der Vorredner ein blutrotes Bild an die Wand gemalt. Die
urcht vor der revolutionären Wirkung der Arbeiterſekretäre

ſt völlig unbegründet. Es wird vielmehr r wie bei den
Statdverwaltungen, wo die poſitive Mitarbeit mäßigend auf
e e tenären Elemente eingewirkt hat und einwirkt. (Zuſt.

d. Vpt.
W. Horn-Reuß (natl.): Den rein agitatoriſchen fozial-

demokratiſchen Antrag werden wir ablehnen.
von Dirkſen (Rpt.): Durch die Kommiſſions-

beſchlüſſe iſt der Entwurf für uns unannehmbar geworden. Es
würde unſere Verhandlungen erleichtern, wenn auch die Re

erklären würde, welche Punkte für ſie unannehmbar
leiben. Hoffentlich geht ſie nicht auf Kompromiſſe ein, ſo

z. B. darauf, daß die Arbeiterſekretäre zwar nicht das erſtemal,
aber ſpäter wählbar ſein ſollen. Ein auf Grund des allge
meinen Wahlrechts gewählter Reichstag geht leicht in der Nach
Crrete gegenüber ſozialpolitiſchen Forderungen über die

chranken des Geſamtwohls hinaus und macht der
Unerſättlichkeit der Gewerkſchaften

und der Sozialdemokratie ſchädliche Zugeſtändniſſe. Man be-
ruft ſich auf die kaiſerliche Botſchaft. Aber ſeit der J
Botſchaft iſt durch Partei, Gewerkſchaften, paritätiſche Arbeits
nachweiſe, Tarifkommiſſionen uſw. die Macht der Arbeiterſchaft
ſo gewachſen, daß man bald

Geſetze zum Schutze der Arbeitgeber
wird machen müſſen. (Zuſt. rechts, Lachen b. d. Soz.) Frieden
iſt nur möglich, wenn er von beiden Seiten ehrlich gewollt wird;
die Sozialdemokratie aber will keinen Frieden. Die Sozial-
demokratie mißbraucht durch ihren Terrorismus, wie er bei
Wahlen und Verhandlungen hervortritt, alle Friedensorgani-
ationen. Die Kommiſſionsbeſchlüſſe ſind für uns unannehm-

r; aber auch der Regierungsentwurf erſcheint uns zum
mindeſten ent ehrlich und gefährlich. Wir bewegen uns auf
abſchüſſiger Vahn. Auf die Arbeitskammern folgen Arbeiter-
kammern, ihnen folgen obligatoriſche Arbeiterausſchüſſe.

der Arbeiter die Gewerkſchaften betrachten,

Regierungsentwurf drin ſtand.

Halle a. S., Mittwoch den 7. Dezember 1910 21. Jahrg.

krön Für die Ein-en konſtitutionellen Syſtems in der Inder
ebh.

der h krönt das Gebäude.führung eines ſo
können wir die
Bravol rechts.)

Staatsſekretär Dr. Delbrück: Der auch in der Kommiſſion
abgelehnte ſozialdemokratiſche Antrag, der einen Eingriff in
die Rechte der Bundesſtaaten bedeutet und für beſtimmte Jnter-
eſſentenklaſſen eine beſondere Behördenorganiſation ſchaffen
will, iſt für die Regierung unannehmbar. Jn einem wohl-
geordneten Staatsweſen können nicht irgendwelche Intereſſen
von den übrigen losgelöſt und mit beſonderen Rechten ausge
ſtattet werden. Die Sozialpolitik darf nicht losgetrennt wer
den vom Reichsamt des Jnnern. do Pflege muß in derſelben
Hand liegen, wie die Pflege der übrigen wirtſchaftlichen Jnter-
eſſen des Reiches.

Seit dem Einbringen des Entwurfs iſt manches paſſiert, was
Bedenken erregen kann. (Zur. rechts: Moabit! Zuſt. rechts,
Lachen links.) Gleichwohl würde ich das Scheitern des Ent-
wurfs beklagen. Man müßte am Deutſchen Reiche verzweifeln,
wenn man glauben wollte, daß die Sozialdemokratie immer in
ſolchen Körperſchaften die Mehrheit haben wird. Die Zeiten
werden ſich ändern. (Lebh. Heiterkeit b. d. Soz.) Jch bin darinOptimiſt und balte an dem Wunſche feſt, daß der Entwurf ver
abſchiedet werden möchte. Unannehmbar iſt die von der Kom-
miſſion beſchloſſene Einfügung der Arbeitnehmer und Arbeit-
geber der Eiſenbahnwerkſtätten. Eiſenbahnbetriebe unterſtehen
nicht der Gewerbeordnung, ſondern ſind anders zu behandeln.
Sie können nicht von den deutſchen Regierungen verlangen, daß
e Schritt tun, den jetzt ein den Sozialiſten naheſtehender
Miniſter (lebh. Widerſpruch b. d. Soz.) zurücktut. (Lebhaftes
Bravol! rechts.)

Abg. Behrens (Wirtſch. Vagg.): Den ſozialdemokratiſchen
Antrag lehnen wir ab. Die chriſtliche Arbeiterſchaft ſteht wie
übrigens auch ein Teil der ſozialdemokratiſchen J dem Stand-
punkt paritätiſcher Arbeitskammern. Es verſteht ſich, daß dieſe
Kammern die Jntereſſen der Arbeitnehmer wahrnehmen ſollen,
da doch die Jntereſſen der Arbeitgeber dur die Handels-
kammern uſw. wahrgenommen werden. Bei der ſozialen
Geſetzgebung handelt es ſich nicht um eine Geſchenkpolitik, ſon
dern um eine nationale Kulturpolitik. Man trete der Sozial
demokratie auf anderen Gebieten entgegen, laſſe aber nicht die
übrige Arbeiterſchaft entgelten, was die Sozialdemokratie tut.
Gegen die Wählbarkeit der. Sekretäre der Berufsorganiſationen
ſind keineswegs alle Arbeitgeber. 17 Arbeitgeberverbände, u. a.
auch der bekannte konſervative Landtagsabg. Feliſch, haben ſich
für die Zulaſſung der Sekretäre ausgeſprochen. (Hört, hört!)

Abg. Kulerski (Pole): Wir hätten manches anders ge
wünſcht, z. B. eine territoriale ſtatt einer beruflichen Gliede-
rung. Trotzdem werden wir für die Vorlage ſtimmen, er-
warten allerdings Aufrechterhaltung der geringfügigen, von
der Kommiſſion beſchloſſenen Verbeſſerungen.

Abg. D. Naumann (Vpt.)
Das Reichsarbeitsamt können wir nicht, wie die Sogzialdemo-

kraten vorſchlagen, ſo nebenbei beſchließen; es gehört nicht in
dies Geſetz, wenn auch gewiß genügend Tätigkeitsſtoff für ein
ſolches Reichsarbeitsamt vorhanden wäre. Für die berufliche
ſtatt der territorialen Gliederung ſprechen viele Zweckmäßig-
keitsgründe. Der Zweck der Kammern iſt erweitert worden
durch Vorarbeiten für Tarifabſchlüſſe und für Errichtung von
Arbeitsnachweiſen. Es iſt aber nötig, auch die Kammern zur

erantwortung nicht übernehmen.

Herausgabe von Ausführungsbeſtimmungen für alle vom
Bundesrat herausgegebenen Beſtimmungen über Arbeitszeit
und Arbeiterſchutz zu berufen. Dieſe Vermehrung der Tätigkeit
iſt nötig, um die Kammern zu

einem wirklichen lebensfähigen Organismus zu machen.
Je mehr das freilich der Fall ſein wird, deſto weniger werden
die Konſervativen Gefallen an ihnen haben. Das bewies die
Moabiter Rede des Grafen Weſtarp. (Sehr gut! links.) Man
beſchwert ſich auf der Rechten über die parteipolitiſche Aus
nutzung der Sozialpolitik durch die Sozialdemokratie. Heute
aber hat der Redner der Konſervativen parteipolitiſche Geſichts-
punkte in eine rein praktiſche Frage der Sozialvpolitik hinein-
gebracht. (Schr wahrl! links.) Wie Herr v. Heydebrand bei
der Kaiſerdebatte dem Reichskanzler, ſo erteilten heute Graf
Weſtarp und Herr v. Dirkſen dem Staatsſekretär des Jnnern
die Parole.

Die Regierung ſoll ſcharf gemacht werden
gegen alle Verbeſſerungen. Die Konſervativen wenden ſich gegen
das Wahlrecht der weiblichen Mitglieder, obwohl es ſchon im

Die einfachſte menſchliche Ge-
rechtigkeit erfordert, daß, wenn man nicht auf die billigere
I rtengeveit in Jnduſtrie und Landwirtſchaft verzichtet, man
auch

den Frauen Rechte geben muß.
C wahr! links.) Herr v. Dirkſen meinte, die Sozialpolitik
abe nicht perſönlich gewirkt. Nun, wir kennen die düſteren

Prophezeiungen von der Zeit des Sozialiſtengeſetzes her. Da
war auch immer die Rede von der nahenden Revolution. Aber
die Revolution iſt nicht gekommen, wenn man ſich auch noch ſo
ſehr bemüht, die Moabiter Vorgänge bis zu einer Revolution
in die Höhe zu drehen. (Sehr wahr! links.) Die Revo-
lutionsgefahr hat ſich richt vermehrt, ſondern vermindert. Wir
ſtehen mit der Forderung der Arbeitskammern auf dem Boden
er kaiſerlichen Botſchaft. Die Herren von der Rechten aber

ſind kaiſerlich nur ſolange es ihrem ſozialpolitiſchen Egvismus
paßt. (Sehr wahr! links.) Jm Blut der deutſchen Arbeiter
liegt nichts Revolutionäres, wenn es ihnen nicht durch
falſche Behandlung von oben eingeimpft worden iſt.
Wenn in Frankreich, England, Belgien ſowie in Süddeutſchland
die Sozialdemokratie eine andere iſt als in Preußen, ſo liegt
das am preußiſchen Staate,

dem Staate des Dreiklaſſenwahlrechts.
(Sehr gutl links, Gelächter rechts.) Jn Süddeutſchland geht es
beſſer, weil man dort bürgerliches Rechtsgefühl hat, ein Rechts-
gefühl, das von den Herren der Rechten immer wieder verletzt
wird, wie eben erſt wieder jetzt durch die Angriffe des Herrn
v. Dirkſen auf das Reichstagswahlrecht. Es iſt nicht wahr,
daß die Jnduſtrie gegen Arbeitskammern iſt, dagegen ſind nur
einige Jnduſtrieunternehmer. (Abg. Frhr. v. Gamp ruft:
Der Handelstag hat ſich dagegen ausgeſprochen !l) Das geht
den Handelstag gar nichts an. Es handelt ſich um eine Sache
der Jnduſtrie und des Handwerks. Beim Konflikt in der Metall
induſtrie haben auch ſehr ſcharfmacheriſche Jndyſtrielle ſich nach
einer vermittelnden Jnſtanz geſehnt. Die Herren
von der Rechten leben noch immer in dem Patriarchalismus
des Herrn v. Stumm. Aber die Zeit der großen Jnduſtrie-
autokraten iſt vorbei und die unperſönlichen Aktiengeſellſchaften
ſind an ihre Stelle getreten. Wir proteſtieren gegen den
Ausſchluß der Eiſenbahnarbeiter und gegen die Nichtwählbar-
keit der Arbeiterſekretäre. Es iſt keine Parität, wenn den
Unternehmern geſtattet wird, ihre Direktoren in die Arbeits-
kammern zu ſenden, den Arbeitern aber nicht, ihre Vertrauens-
leute hinzuſchicken.

Wir wünſchen das Zuſtandekommen des Geſetzes, aber ohne
die Opfer an Exaktheit und Klarheit, die uns zugemutet wer-
den. (Bravo! links.)

Staatsſekretär Dr. Delbrück tritt nochmals für den Aus-
ſchluß der Eiſenbahnarbeiter ein. Direktoren und Arbeiter

ſekretäre ſind nicht in Parallele zu ſtellen. Die Direktoren
ſtehen unmittelbar im Betrieb und in der Arbeit. Das gilt
nicht von den Arbeiterſekretären, die daher nicht geeignet ſind,
tgntereſfen der Arbeiter zu vertreten. (Lebh. Widerſpruch
inks.)

Abg. Legien Soz.):
Niemand iſt beſſer berufen, die Jntereſſen der Arbeiter zu

vertreten, wie der von den Arbeitern ſelbſt berufene Sekre-
tär oder Vorſitzende der Organiſation. Jeder andere Arbeiter,
der nur einigermaßen energiſch die Jntereſſen ſeiner Berufs
kollegen vertritt, wird

ohne weiteres entlaſſen.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Die Behauptung, daß Eiſenbahn
betriebe nicht den Charakter gewerblicher Unternehmungen
haben, wird durch ewige Wiederholungen nicht richtiger, wenn
es leider auch ſtimmt, daß ſie nicht der Gewerbeordnung unter
ſtehen. Die Gefahr von Erſenbahneraufſtänden wird durch
ſolche ungleiche Behandlung nicht vermindert ſondern ver-
mehrt. Es iſt unerhörter Terrorismus,

den Eiſenbahnarbeitern ihr geſetzliches Koalitionsrecht zu
nehmen!

(Lebh. Zuſtimmung b. d. Soz.) Die Arbeiter in den Eiſen-
bahnwerkſtätten werden es ſich merken, daß der Staatsſekretär
ſie für minderen Rechts erklärt als die Jnduſtriearbeiter.

Wenn der Staatsſekretär meinte, daß die Zeiten ſich ändern,
ſo glaube ich das auch. Freilich bin ich überzeugt, daß ſie ſich
nicht ändern werden im Sinne der Herren v. Dirkſen uſw.,
ſondern im Sinne des Sozialismus. (Lebh. Zuſt.
b. d. Soz.) Ein ſehr wahres Wort hat Herr v. Dirkſen ge-
ſprochen. Er ſagte: Die Arbeiter haben in den Gewertſchaf-
ten und ihren Führern die beſte Vertretung. Jmmer und
immer wieder aber ſind die Gewerkſchaften unter freudiger
Zuſtimmung der Konſervativen gemaßregelt und ſchikaniert
worden. Es mangelt alſo bisher an einer geſetzlichen Ver-tretung der Arbeiterklaſſe. Dieſe will der Snlwurf bringen.
Daneben werden natürlich die Gewerkſchaften beſtehen und
beſtehen bleiben müſſen.
Will man den Arbeitern weniger bieten als die Kommiſſions

beſchlüſſe, ſoll man das Geſetz lieber begraben!
(Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Dem „Unannehmbar“ der Regierung
ſollte der Reichstag ein entſchloſſenes „Not wendig für
die Arbeiterklaſſe“ entgegenſetzen. (Bravol b. d.
Soz.) Gewiß habe ich es einmal für utopiſch erklärt, daß ein
endgütiger Ausgleich zwiſchen Arbeit und Kapital geſchaffen
wird, aber das ſchließt nicht aus, einen Ausgleich für be-
ſtimmte Fragen zu ſchaffen. Herr v. Dirkſen verwies auf
den Widerſtand der Unternehmerverbände gegen die Arbeits-
kammern. Hat man etwa bei der Errichtung von Landwirt
chafts-, Handels- und Handwerkskammern die Arbeiter be-
ragt? (Sehr gutl! b. d. Soz.) Auf die Angriffe des Grafen
eſtarp brauche ich nicht weiter einzugehen.
Das Wort Terrorismus nimmt ſich merkwürdig ans im

Munde eines konſervativen Führers!
(Lebh. Sehr wahrl! b. d. Soz.) Wenn das Arbeitskammergeſetz
imſtande ſein ſoll eine Revolution herbeizuführen, dann mu
der Staat jetzt ſehr wacklig ſein. (Sehr gutl b. d. Soz.) Wenn
uns Graf Weſtarp das Recht abſpricht, für die Arbeiter zu
ſprechen, ſo r ich nur darauf verweiſen, daß wir re
Stellung als Arbeitervertreter dem Vertrauen der Arbeiter
verdanken. Daß auch der vernagelſte Arbeiter nicht die kon
ſervativen Parteien mit der Vertretung ſeiner Jntereſſen ver
trauen wird, dafür haben, wenn es noch nötig ſein ſollte, die
heutigen Reden der Herren Graf v. Weſtarp und Dirkſen ge
ſorgt. (Bravol b. d. Soz.)

Abg. Dr. Fleiſcher (Zentr.): Wunderbarerweiſe iſt heute
noch nicht das Wort vom ſchwarzblauen Block gefallen. Aber
Sie ſehen, das Zentrum bleibt unabhängig nach rechts und
links. Jch ſage der Rechten: Wir wollen die ſozialen Frie-
densſtörer auf den geordneten geſetzlichen Verhandlungsweg
zwingen. Eine Arbeitskammer, die andere Ziele verfolgt, kann
nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen aufgelöſt werden. Die Kam-
mern ſollen nicht in die Autorität der einzelnen Betriebsleiter
eingreifen, ſondern nur allgemeine Fragen regeln. Auf der
andern Seite bemerke ich, daß der Antrag Albrecht in ſeiner
jetzigen Faſſung für uns unannehmbar iſt.

Damit ſchließt die Diskuſſion.
Perſönliche Bemerkungen:
Abg. v. Dirkſen (Rpt.) erklärt, er ſei zu vorfichtig, am

n zu rütteln, denn er wiſſe ja, daß dasReichstagswahlrecht tabu („heilig“) ſei.
Abg. Dr. Naumann (Vpt.): Das Wort tabu ſtammt aus

dem Götzendienſt. Sein Gebrauch beweiſt alſo am beſten die
z J Herrn v. Dirkſen zum Reichstagswahlrecht. (Sehr
gut! links.

Der 8 1 des Antrags Albrecht wird hierauf gegen die Stim
men der Sozialdemokraten abgelehnt. er Reſt des An
trages wird zurückgezogen. S 1 der Kommiſſionsbeſchlüſſe wird
darauf mit großer Mehrheit angenhmmen, worauf die Weiter
e n auf Dienstag 1 Uhr vertagt wird.

Schluß 692 Uhr.

Moabit
P. B. Berlin, Dezember 10910.

Am Montag wird zunächſt der Fall Pil z verhandelt. Es iſt
das ein „Clou“ der Anklage. Pilz iſt der Schankwirt, in deſſen
Lokal anfangs der Sitz des Streikkomitees war. Nach der An
klage war dieſes Lokal gewiſſermaßen „ein Herd der Revo-
lution“. Die armen Arbeitswilligen wurden in dieſes Lokal
geſchleppt, dort vor eine Art Femgericht geſtellt, an Leib und
Leben bedroht, falls ſie die Arbeit nicht niederlegen würden,
und zum Teil auch aufs ſchwerſte mißhandelt. Die Zeugen
vernehmung ergab ein weſentlich anderes Bild.

Der erſte Zeuge iſt der Arbeiter Wellſchmidt. Nach
ſeinen eigenen Angaben haben die Streikenden ihn aufgefordert,
in das Lokal mitzukommen, man würde ihm dort andere Arbeit
verſchaffen. Er iſt, wie er ſagt, gutwillig ohne weiteres mit
gegangen, weil es ihm gang gleich war, ob er bei Kupfer oder
wo anders arbeite. Er hat ſich auch in dem Lokal, wo die
Streikenden waren und ihm zuredeten, ohne weiteres bereit er
klärt, die Arbeit bei Kupfer niederzulegen, und die von den
Streikenden ihm nachgewieſene anzunehmen. Dann iſt er nach
vorn in das Gaſtzimmer gegangen, und einer der Streikenden
hat noch für ihn Abendbrot beſtellt, das er verzehrt hat. Es
ſpielte ſich dann ein Vorfall ab, der nicht aufgeklärt werden
konnte. Es ſind plötzlich aus dem hinteren Zimmer, in dem der
Zeuge vorher mit den Streikenden geweſen war, einige Männer
herausgeſtürzt und haben den Zeugen mit dem Rufe: „Du
willſt uns noch belügen“ mißhandelt. Der Gaſtwirt Pilz war
kurz vorher, wie der Zeuge ſagt, nach hinten gegangen, und er
iſt der Meinung, daß der Gaſtwirt die Leute gegen ihn auf
gehetzt hat. Tatſächlich war Pilz in den Keller gegangen, was
aber Wellſchmidt nicht wußte. Aus welchem Grunde er miß-
handelt worden iſt, ließ ſich nicht feſtſtellen. Der Gaſtwirt Pilg
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Zuzug iſt fernzuhalten.

r

hat ihn fobulb die Schkagerer tosging, nerch ber Straße gebracht,
weil er in ſeinem Lokal eine Schlägerei nicht dulden wollte. Der
Zeuge allerdings behauptet, daß der Gaſtwirt ihn in die Miß-
handelnden zurückgeſtoßen habe. doch geht aus der Ausſage
eines anderen Zeugen, des Arbeiters Baumann, ganz klar her
vor, daß dem Wirt darum zu tun war, in ſeinem Lokal unter
keinen Umſtänden Schlägerei zu haben.

Einige andere Arbeitswillige ſind ebenſo wie Wellſchmidt in
das Pilzſche Lokal gekommen und haben ſich dort ebenſo wie
Wellſchmidt bereit erklärt, andere Arbeit anzunehmen und die
Arbeit bei Kupfer niederzulegen. Es iſt

keinem von ihnen ein Haar gekrümmt worden.
Freilich waren die Streikenden zum Teil ſehr erboſt auf ſie und
machten auch Miene, einen jungen Mann, wie der eine Zeuge
ausſagt, zu ſchlagen. Aber der Streikleiter, Herr Nitſchke, hat
ſie ſofort davon abgehalten und nicht geduldet, daß irgendwie
eine Gewalttätigkeit gegen Arbeitswillige begangen würde.

Bei der Vernehmung des Wellſchmidt kam es zu einem
ſcharfen Zuſammenſtoß zwiſchen dem Verteidiger Liebknecht und
dem Vorſitzenden. Das Gericht lehnte wiederholt Fragen des
Verteidigers ab, beſchloß aber, Fragen des Vorſitzenden, die von
der Verteidigung beanſtandet waren, zuzulaſſen. Der Fall Pilz
ſoll Mittwoch weiter verhandelt werden. Es werden hierzu
31 von der Verteidigung genannte Zeugen geladen.

Die Nachmittagsſitzung wurde zum großen Teil ausgefüllt
durch die Vernehmung des Redakteurs der Liberalen Kor-
reſpondenz, Erdmannsdörfer, der ſeine Beobachtungen
bei einem Rundgang durch Moabit ſchildert. Jm großen
Ganzen hat ſich nach ſeinem Urteil

das Publikum ruhig verhalten;
an den verſchiedenſten Straßenkrenzungen ſtanden ſich Schutz-
leute und Publikum wie feindliche Heerlager gegenüber.
Aber zu Angriffen iſt es auf keiner Seite gekommen. Dagegen
hat er geſehen, wie ein einzelner Mann in der Nähe des Bahn-
hofs Beußelſtraße über den Damm lief, gefolgt von einem
Polizeioffizier und einer großen Anzahl von Schutzleuten, die
die Säbel gezogen hatten. Der Offizier gab dem Mann

einen Stoß mit der Fauſt ins Genick.
Der betreffende Offizier, der an den von Erdmannsdörfer an-
gegebenen Stellen kommandiert hatte, wurde telephoniſch herbei-
gerufen, dem Zeugen gegenübergeſtellt und von ihm wieder-
erkannt. Er leugnete nicht, geſtoßen zu haben, nur erklärte er,
er könne ſich der Einzelheiten nicht mehr genau erinnern. An
einer andern Straßenecke hat der Zeuge gehört. wie ein Schutz
mann dem gegenüberſtehenden Publikum das Wort

„Schufte“
zurief. Der Zeuge fällt ein höchſt abfälliges Urteil über das
Verhalten der Polizei.

Ein anderer Zeuge ſagte mit großer Beſtimmrheit aus, daß
er unter der Menge Kriminalbeamte beobachtet hätte, die „Blut
hunde“ geſchrien haben. Einen dieſer Beamten hätte er an
einem ſpäteren Tage ſo genau wiedererkannt, daß ein Jrrtum
ausgeſchloſſen iſt. Jm übrigen wurden wiederum

zahlreiche Fälle von Mißhandlungen Jnhaftierter
zur Sprache gebracht. Es wiederholt ſich das Schauſpiel der
letzten Tage. Die Jnhaftierten bekundeten ihre Mißhandlungen
und zeigten auch die Spuren der von Fauſtſchlägen und Säbel-
hieben herrührenden Wunden. Die Polizeibeamten be
ſtreiten mit ebenſo großer Entſchiedenheit jede Mißhand-
lung.

Fortſetzung Dienstag,

BVertagung des Schwurgerichtes.
Ein Teil der wegen der Moabiter Vorkommniſſe angeklagten

Perſonen iſt vor das Schwurgericht verwieſen worden, weil
man unter ihnen eine Anzahl „Rädelsführer“ entdeckt zu haben
akanvt. Der Prozeß vor dem Schwurgericht war auf den
12. Dezember angeſetzt. Dieſer Termin iſt nun aufgehoben
worden und die Schwurgerichtsverhandlung kann nun erſt im
Januar ſtattfinden. Die Verhafteten bleiben alſo über die
Feiertage hinaus in qualvoller Unterſuchungshaft.

halle und Saal reis.
Halle a. S, 6. Dezember 1910.

Achtung, Metallarbeiter!
Bei der Firma Die tzz, Metallgießerei, hier, ſind Differenzen

ausgebrochen. Die Former haben die Arbeit niedergelegt.
Die Ortsverwaltung.

Aus dem Stadtparlament.
Die Konflikte zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten ge

winnen an Häufigkeit und Schärfe. Alle dieſe Differenzen ent
ſpringen aus dem Beſtreben der Regierung und der infolge des
Beſtätigungszwanges von ihr abhängigen Magiſtratsbeamten,
das kümmerliche Selbſtverwaltungsrecht der Städte ſoviel wie
möglich zu beſchneiden. Die bürgerlichen Stadtverordneten
jauchzten vor nicht gar zu langer Zeit über die vor hundert
Jahren erfolgte „Veſreiung der preußiſchen Städte“ und heute
ſpüren ſie immer demlicher die Feſſel, die mit der famoſen
Selbſtverwaltung unter Regierungsaufſicht der Städteentwick-
lung angelegt woren iſt. Vor kurzem erſt wurde den Halleſchen
Stadtverordneten vom Herrn Rive mit dürren Worten erklärt,
daß ſie in Beamtenfragen keine Meinung, ſondern nur das
Recht hätten, Gelder zu bewilligen; heute kommt die Regierung
und ſetzt einen dicken Strich unter dieſe Erklärung.

Die beiden Polizeiinſpektoren in Halle bezogen bis zur all
gemeinen Regulicrung der Beamtengehälter etwa vor einem
Jahr 3900 bis 5100 Mk. jährlich, wozu 500 Mk. berufliche Neben-
einnahmen traten. Der Magiſtrat wollte damals ihre Ge-
hälter auf den Berrag von 4000 bis 5400 Mt. bringen, unbe-
ſchadet der Nebeneinkünfte. Die Stadtverordneten lehnten ab,
da ſie die Gehälter für angemeſſen hielten. Später aber gelang
es den Jnſpektoren auf dem Wege der Petition, eine Erhöhung
durchzuſetzen, die der von Magiſtrat beantragten nahezu gleich
am. Nur „um das Geſicht zu wahren“, ſtrich die Stadtverord-
neten- Verſammlung 100 Mk. von dem Anfangs- und Endſatze.
Aber auch das kränkte die Jnſvektoren ſo ſehr, daß ſie deswegen
an die Regierung gingen. Und dieſe hält die 100 Mk. Abſtrich

ſo wichtig, daß ſie einen ſchweren Konflikt nicht ſcheut, ſondern
Zwangsetatiſierung androht. Zwangsetatiſierung

Jedem lege
welcher beabsichtigt, ein reizendes

Oeſtnachtz Cerchenl,an Brno Klinz,
Grosse Ulrichstrasse Al,

gegenüber Brummer Benjamin,

Armbänden,

Verlobungsringe etc.
zu kaufen sei aufs beste die

unter dem Zeichen des Selbſtverwaltungsrechtes Man ſollte
nun glauben, daß auch die bürgerlichen Stadtverordneten ange
ſichts dieſer Sachlage aufgeſtanden wären wie ein Mann, um
den angetragenen Konflikt in Ehren anszufechten. Aber nichts
dergleichen. Ganze 18 Mann beſaßen den Mut der Konſequenz,
trotz oder gerade wegen der Regierungsdrohung gegen die nach
dem Wunſche der Regierung der natürlich Magiſtratswunſch
iſt abgefaßte Magiſtratsvorlage zu ſtimmen, alle übrigen
fielen um, obwohl ſie ja einerſeits gegen die Regierung,
andererſeits aber wegen der „Geringfügigkeit des
Objektes“ nicht für den Konflikt waren.

Und wie ſcharf waren die Waffen gegen die gang unberechtigte
und vollkommen deplazierte Androhung der Regierung in
Merſeburg. Da wird in der Vorlage van der umfang
reichen Tätigkeit der Polizeiinſpektoren geſprochen. Und
doch geſtattete dieſe einen der Herren, in Verbindung mit ſeiner
dienſtlichen Tätigkeit die Erbauung von drei eigenen Häuſern
zu überwachen und alle dazu nötigen Finanz- und ſonſtigen
Geſchäfte zu führen. Die Forderung der Regierung mochte
einen Schimmer von Berechtigung haben, wenn ſie ſelbſt ihre
gleichwertigen Beamten beſſer bezahlen würde. Aber was ſtellte
ſich in der Diskuſſion heraus? Daß die Regierung ihren
Polizeiinſpektoren 3280 Mk. Anfangsgehalt zahlt, 620 Mk.
weniger, als Halle zahlen wolltel Und in den größeren
Städten Eſſen, Elberfe lId uſw. erhalten die Polizeiinſpek-
toren 3600 bis 3800 Mk. Anfangsgehalt! Mit Recht wies unſer
Redner, Genoſſe Oſterburg, auf den ſchneidenden Gegenſatz hin,
der ſich zwiſchen der Behandlung der Unterbeamten ſowie
ſtädtiſchen Arbeiter und der dieſer Herren offenbart. Als die
Unterbeg n i um Verbeſſerung ihrer Exiſtenz petitionierten,
mitzviligte das der Magiſtrat; mit den infolge einer Notlage
berechtigten Anſprüchen der ſtädtiſchen Arbeiter, die zum Teil
unter 3 Mk. Tagelohn erhalten, war man im Handumdrehen
fertig.

Herr Rive zeigte ſich in ſeiner ganzen Größe als Bewahrer
des Selbſtverwaltungsrechtes, indem er auf den entſprechenden
Hinweis unſeres Genoſſen kühl erklärte: Klage beim Ober-
verwaltungsgericht iſt möglich, aber ſie kann nur vom Magiſtrat
angeſtrengt werden und der wird ſich hüten. Die Verſammlung
kann beſchließen, was ſie will, das iſt ſchon gleich; ge
ſchehen wird, was wir wollen! Aber die Halleſchen bürger-
lichen Stadtverordneten können ſchon einen Puff vertragen, was
ſie hierbei wiederum bewieſen. Es hat ſich gezeigt, daß die
unnatürlich ſtarke Vertretung des mittleren und höheren Be-
amtentums im Stadtverordnetenkollegium eine Gefahr für
die Stadt bedeutet. Für Beamtenforderungen treten dieſe
Herren ſtets ein, gleichgültig, ob die Jntereſſen des Gemein-
weſens darunter leiden. Das ſollten ſich namentlich die Bürger
nerken, die, vom roten Lappen geſchencht, bei der Stadtverord-

netenwahl den Beamten,ſſieg“ herbeiführen halfen. Grotesk
wirkte die Flaumacherei der Herren von Blume und
Föhring, die da meinten, daß der Gegenſtand „nicht wert“
ſei, zu proteſtieren und daß man ſich „das Pulver zum nächſten
Mal trocken halten“ müſſe. Mit dem Schlaf pulver ſind dieſe
Redner, wie man ſieht, weniger ſparſam. Da ſie es in ſo reich
lichem Maße verſtreuten, war der „Sieg“ des Magiſtrats und
der drohenden Regierung unausbleiblich. Nur ein halbes
Dutzend ſozialdemokratiſcher Stadtverordneter mehr und die
Selbſtverwaltungsfeinde wären fraglos hineingefallen!

Das Wort „Kulturaufgaben leiden nicht“, fand wirkſame
Jlluſtration durch die in der Magiſtratsvorlage über die Unter
bringung kranker Kander mitgeteilte Tatſache, daß zum Bau
eines Kinderkrankenhauſes die Mittel zum großen Teil durch
private „Wohltätigkeit“ aufgebracht werden mußten. Es handelt
ſich um lumpige 30 000 Mk., die der Staat für den obgedachten
Zweck nicht aufwenden konnte. Welcher Wertſchätzung ſich die
kranken Kinder bei den Behörden erfreuen, geht auch aus der
Ausdrucksweiſe der Magiſtratsvorlage hervor, die vom „Ein-
gehen der kleinen Patienten“ redet. Es handelt ſich
bei der Vorlage nicht um ein Tierſpital, ſondern, wie ge
ſagt, um ein Kinderkrankenhaus.

Die ſtädtiſche Frauenſchule zu Halle a. S.
Jn einer der letzten Stadtverordnetenſitzung wurde die Frage

der Errichtung einer mit der ſtädtiſchen höheren Mädchenſchule
rerbundenen ſogenannten Frauenſchule erörtert. Jn ſeiner
Vorlage, die von den Stadtverordneten gegen die Stimmen
unſerer Genoſſen genehmigt wurde, erklärte der Magiſtrat, daß
die Abſicht beſtehe, mit der höheren Mädchenſchule eine Studien-
anſtalt zu verbinden. und dieſe werde nur genehmigt, wo eine
Frauenſchule ſchon beſtehe. Außerdem dürfe aber Halle in
dieſer Frage nicht zurückbleiben, da kleinere Städte bereits mit
der Gründung vorangegangen ſeien.

Wie der Magiſtrat nun die Aufgaben der Frauenſchule kenn
zeichnet, ſo haben wir in der beſchloſſenen Gründung nichts
anderes als eine weitere reine Klaſſenſchule zu erblicken.
Ausdrücklich heißt es in der Vorlage: „Die Frauenſchule ſoll die
Fortſetzung der höheren Mädchenſchule ſein und will die weib-
liche Jugend der wohlhabendengebildeten Stände
mit dem Wiſſen und Können ausſtatten, das der Erziehungs-
beruf der Frau innerhalb der eigenen Familie erfordert.“
Selbſt verſchiedenen bürgerlichen Stadtverordneten ſchien dieſe
Betonung des Klaſſencharakters der geplanten Schule zu kraß.
Zwar wollen auch ſie ſelbſtverſtändlich Klaſſenſchulen und Bil-
dungsprivilegien für die höheren Stännde, aber ſie möchten ein
verſchämtes Schleierlein darüber breiten, die Beſitzloſen ſollen
nicht merken, wie ſie immer und immer wieder zurückgeſetzt
und vernachläſſigt werden. Es wurde deshalb in der erwähnten
Sitzung beantragt, die Worte der Vorlage „der wohlhabenden,
gebildeten Stände“ zu ſtreichen. Die Mehrheit hielt das jedoch
nicht für nötig, mit dem Magiſtrat denkt ſic: Mag der Prolet
crfahren, daß wir von ihm nichts wiſſen wollen, daß uns das
Wohl der „beſſeren“ Stände zunächſt beſchäftigt; was ſchadet
das! Natürlich hat man auch Gründe für die Bevorzugung der
„wohlhabenden, gebildeten“ Stände. Die jungen Mädchen aus
dieſen Ständen ſollen nicht nach der Studienanſtalt (deren
(Bründung aber gleichwohl beabſichtigt iſt) oder in die Penſionen
des Auslandes gedrängt werden. Sie ſollen nicht zu viel lernen

nicht mehr, als für „ihren zukünftigen Beruf als Frau und
Mutter“ notwendig iſt und ſollen ihr Geld nicht nach außer
halb tragen. Kirchturmsvolitik und Kinderſtuben- oder Heirats
buregaupolitik. Dieſe „Gründe“ verkennen ganz gründlich die
moderne Entwicklung, die ſich ſelbſt von einem Hallenſer
Magiſtrat nicht aufhalten läßt. Soll und muß die Frau nicht

zur Salbſtändigkeit arzogen worden „Männerfaäng für
die Heirat unter allen Umſtänden Natürlich reden wir nicht
dem Penſionatsblödſinn das Wort, aber ſchließlich wird ja auch
die Frauenſchule nichts anderes ſein als „Penſion“.

Auch die in der Frauenſchule eingerichteten Kurſe und ihre
Beſetzung zeigen, daß wir es mit einer Klaſſenſchule für das
„beſſere“ Volk zu tun haben. Es ſoll Deutſch, Bürgerkunde, Ge
ſundheitslehre, Haushaltungsunterricht, Pädagogik, Volkswirt
ſchaftslehre gelehrt und Arbeit im Kindergarten vorgenommen
werden. Dieſe Gegenſtände ſind obligatoriſch. Wahlfrei ſind
Engliſch, Franzöſiſch, Literaturgeſchichte, Kunſtgeſchichte, Natur-
winenſchaften, Geſchichte, Geographie und ſoziale Ausbil-
dung. Die techniſchen Kurſe müſſen geteilt werden, wenn ſie
mehr als 20 Teilnehmerinnen haben. Mehr als 20 Stunden
wöchentlich darf eine Teilnehmerin nicht belegen; da ſomtt
zehn Stunden für die Penſionatsſtunden wahlweiſen Kurſe
übrig bleiben, läßt ſich ermeſſen, welches der Hauptzweck der
Schule iſt. Volksſchullehrerinnen müſſen nachweifen, daß ſie
die erſte Klaſſe einer höheren Mädchenſchule beſucht haben die
Hoſpitantinnen brauchen das nicht. Aber natürlich werden
Proletarierinnen nicht 15 Mk. für die Jahresſtunde „Literatur“
uſw. ausgeben. Es iſt alſo vorgeſorgt, daß die Frauenſchule
Standesſchule bleibt.

Jntereſſant iſt nun die Koſtenberechnung, die der Magiſtrat
hierzu vorlegt. Er rechnet aus, daß die Einnahmen 13 500 Mk.
betragen würden, die Ausgaben hingegen 15 960 Mk., ſo daß
der ſtädtiſche Zuſchuß „nur“ noch 2460 Mk. betragen, jedenfalls
aber nicht mebr als 3600 Mk. ausmachen würde. Ein Kapitel
zuvor ſpricht die Vorlage von der Unterbringung der Schule,
für die natürlich eine Anzahl. Räume erforderlich ſind. Für
dieſe Unterbringung wird aber kein roter Heller in Anſatz ge-
bracht, wie überhaupt die Koſtenrechnung ſehr dürftig iſt und
insgeſamt nur vier Poſten umfaßt. Nach dieſer ſonderbaren
Rechnungsmethode wundern wir uns nur, daß überhaupt eine
Unterbilanz herausgerechnet wurde, damit hätte man ſogar
einen „Ueberſchuß“ feſtſtellen können. Werden alle die Koſten
berechnet, die in der Magiſtratsvorlage nicht aufgeführt ſind,
ſo wird ſich ein ſehr erheblicher Jahreszuſchuß der Stadt
herausſtellen, dern gar keinem Verhältnis zu dem Nutzen der
Schule ſteht. Jeder Pfennig Zuſchuß für eine ſolche Standes-
ſchule iſt aber zu ſchade und müßte rundweg verweigert werden.
Schon deswegen, weil die Volksſchulen in Halle noch ganz er
heblicher Verbeſſerungen bedürfen und keineswegs Muſter-
ſchulen ſind.

Auch aus dieſer Vorlage leuchtet das Beſtreben der ſtädtiſchen
Körperſchaften, aus Halle nach Möglichkeit eine Stadt der
„beſſeren“ Leute, eine Beamten- und Rentiersſtadt zu machen.
Die Arbeiter ſollen in die Vororte verdrängt werden, wo ihr
kommunal politiſcher Einfluß den Machthabern in Halle keine
Kopfſchmerzen bereitet. Aber hierbei wird die Entwicklung ein
Wörtchen mitzureden haben und den Arbeiterfeinden das Plän-
chen gründlich verderben. Die Arbeiter können hierbei mit-
helfen, indem ſie ſich kommunalpolitiſch ſchulen und die nächſte
Wahl der Stadtverordneten bei all ihren agitatoriſchen Hand
lungen ins Auge faſſen. Gelingt es, 1911 die Zahl der Ar-
beitervertreter im Stadtparlament zu vermehren, ſo wird alle
Liebesmühe der gegenwätig Herrſchenden vergeblich ſein.

Von der Frauenklinik
wird uns geſchrieben: Jn der 2. Beilage des Volksblattes dam
3. Dezember d. befindet ſich unter Ueberſchrift: „von den
Wohrtatern der Menſchheit eine der vniermeiner Leitung ſtehenden Königlichen Univerfitälsfrauenklinik,
welche unbegründet iſt. Jch bitte Sie von folgendem Kenntnis
zu nehmen:

Die Königliche Univerſitätsfrauenklinik hat bei dem jetzigen
Streit zwiſchen Aerzten und Krankenkaſſen von vorn herein
ertiart, datz jede Bitte um Hilfe, die von ſeiten einer Heb-
amme eingeht, als Notfall anzuſehen iſt und demgemäß ſtets
zu gewähren iſt. Die Hilfe wird nur abgelehnt, wenn es ſich
deutlich nicht um Not handelt oder wenn bei dem Beſuch er
kannt wird, daß kein Notfall vorliegt.

Bei dem in Jhrer Zeitung geſchilderten Fall iſt der erbetene
Beſuch ſofort gemacht worden durch die nach ſorgfältiger
Desinfektion daher 20 Minuten- Vorbereitung vorgenom
mene Unterſuchung wurde feſtgeſtellt, daß kein Notfall vorlag,
daß vielmehr Abwarten das einzig richtige war; eine Ope-
ration wäre ein Fehler geweſen. Die Aerzte der
Klinik verließen daher die Frau gegen 5 Uhr morgens und
das Ergebnis: um 7 Uhr früh wurde ein lebendes Kind ohne
Kunſthilfe geboren. Das Abwarten war alſo auch durch den
Erfolg als das r erwieſen.

Jch bitte Sie dieſe Berichtigung in Jhre Zeitung aufnehmen
zu wollen.

Der Direktor der Kgl. Univerſitätsfrauenklinik.
Dr. med. J. Veit,

Geheimer Medizinalrat und Profeſſor.
Wir haben die Darſtellung unſeres Gewährsmannes genau

wiedergegeben. Er erklärte uns, ihm ſei davon, daß die Ope-
ration ein Fehler geweſen ſein würde und daß Abwarten das
einzig richtige ſei, nichts mitgeteilt worden. Nach den Aeuße-
rungen der Hebamme mußte er annehmen, daß der Zuſtand
ſeiner Frau gefährlich ſei.

Vortrag zur Alkoholfrage. Die AlkoholAusſtellung, die
heute geſchloſſen wird, iſt auch von manchem Arbeiter beſucht
worden. Wer nun nachdenklich geworden iſt über die vielen Tat-
ſachen, die gegen das Schnaps und Biertrinken ſprechen, wer ſich
weiter unterrichten will über das Verhältnis, das beſonders der
Arbeiter dazu hat und haben ſoll, der beſuche den Ferry denGenoſſe Neumann- Berlin am Montag abend im Volispark
halten wird. Vor allem bitten wir alle, die ſich ſchon frei gemacht
haben vom Alkohol, zu kommen und dem Arbeiter-Abſtinenzler
bunde anzuſchließen. Der Vortrag behandelt das Thema Alkohol
frage und Sozialdemokratie. Auch die Gegner der proletariſchen
Abſtinenzbewegung ſind dringend eingeladen. Dem alten Grund
ſatze getreu wird freie Ausſprache gehalten.

Die Jugendkommiſſion ladet ihre Mitglieder zum Don-
nerstag abend 895 Uhr zu einer Sitzung im Volkspark ein.

Die Volksbuchhandlung hat der heutigen Geſamtauflage
des Volksblattes einen Proſpekt beigelegt, worauf die prächtig-
ſten Weihnachtsgeſchenke verzeichnet ſtehen. Da iſt die Ent-
wicklungsgeſchichte der Natur, die billige Jbſen- und Björnſon
Ausgabe, Globen, Prachtwerke uſw. zum Teil zu herabgeſetzten
Preiſen. Wir empfehlen die Beilage der ganz beſonderen Be
achtung unſerer Leſer.

Vom Halleſchen Dürerbund wird uns geſchrieben: Von
dem Grundſatze ausgehend, daß die möglichſt große Verbrei
tung billiger guter Bücher in den weiteſten Volkskreiſen das
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S 2 u T.beſte Mittel zur n der Schunstiſeratur iſt, wird der
Halleſche Dürerbund auf dem diesjährigen Weihnachtsmarkte
eine reiche Auswahl guter billiger Bücher in erſter Linie
Jugendſchriften im Preiſe von 2 Pf. an zum Verkauf
ſtellen. Für r ſein Heim mit einem wohlfeilen,
wirklich künſtleriſchen Bilde ſchmücken will, werden Künſtler
ſteinzeichnungen im Preiſe von 1 Mk. an in großer, jedem Ge
ſchmack etwas bietender Auswahl feilgeboten werden. Die
Beſtrebung des Dürerbundes iſt anzuerkennen. Wir brauchen
wohl nicht näher darauf hinweiſen, daß et ehe du die
Volksbuchhandlung, Harz 42-43, gute Schriften für die
Jugend und Erwachſene in reichſter Auswahl vorrätig hält.
Auch von ihr wird an der Verdrängung der Schundliteratur
nach Kräften mitgearbeitet.

Verein Geſundheitspflege e. V. Am Mittwoch, den 7. ds.,
abends 814 Uhr, findet in der Thalyſia, Gr. Ulrichſtraße 36, eine
Verſammlung ſtatt. in der über das Geſetz gegen Mißſtände
im Heilgewerbe, ſowie über die Fleiſchnot referiert werden ſoll.
Gäſte haben freien Zutritt.

Das Halleſche Adreßbuch für 1911 iſt ſoeben erſchienen und
gelangt von heute ab bis einſchließlich Sonnabend, den 10.
d. M., in der Expedition, Rathausſtraße 8-9, von 9 Uhr vor-
mittags bis 4 Uhr nachmittags zur Ausgabe. Von den Vor
beſtellern kann das Adreßbuch gegen Aushändigung der ihnen

Legitimationskarte zum Vorbeſtellpreiſe von
4 Mk. in Empfang genommen werden. Von Montag, dem
12. d. M., ab beginnt die Zuſtellung der nicht abgeholten Exem
plare gegen eine Ueberſendungsgebühr von 10 pro Exem
plar. Der neue Jahrgang weiſt inhaltlich ſo zahlreiche Ver
änderungen in ſeinem Adreſſenmaterial auf, daß hierdurch ein
von dem vorjährigen völlig abweichendes Nachſchlagewerk ent
ſtanden iſt. Der Verkauf nicht vorbeſtellter Exemplare zum
Ladenpreiſe von 5 Mk. findet nur in der Ausgabeſtelle der
Redaktion, Große Steinſtraße 11, ſtatt.

Stadttheater. Zu der Mittwoch zum erſten Male in Szene
gehenden literariſch äußerſt wertvollen Novität Der Stier von
Olivera von Heinrich Lilienfein haben die Vorzugskarten der
Literariſchen Geſellſchaft Gültigkeit. Donnerstag: Einakter-
abend: Die Heuſchrecke (Schwank), Sonne und Erde (Ballett)
und Brüderlein fein (Operette). Freitag: Der Stier von Oli-vera. Sonnabend: Mignon, zweites Gaſtſpier der Kammer-

ſängerin Frl. Albine Nagel. Sonntag abend bei vollſtändig
aufgehobenem Abonnement: Der Graf von Luxemburg. Die
c dieſer Vorſtellung ſind ſchon jetzt an der Kaſſe zu
züglich Vorbeſtellgebübr erhältlich.

Drittes Sinfonie Konzert des Stadttheater-Orcheſters. Es
ſei nochmals auf den morgen, Mittwoch, abends 8 Uhr, unter
Leitung von Eduard Mörike und unter Mitwirkung der

Kammerſängerin Frau Helene Staegemann ſtattfindenden
Sinfonie-Abend hingewieſen. Kartenvorverkauf in der Hof-
muſikalienhandlung Reinhold Koch.

Apollo-Theater. Das Dezember Programm bringt uns in
dem Gaſtſpiel der TenKaTruppe eine Attraktion, die man als
ganz außergewöhnlich bezeichnen muß. Kinder des Landes
der aufgehenden Sonne, ſchlitzäugige Japaner ſind es, die uns
mit den eigenartigen Zauberkünſten ihres Heimatlandes be-
kanntmachen. Den Höhepunkt ihrer Vorführungen bilden die
e Waſſerſpiele, einer geheimnisvollen Produktion.

elbſtredend übt dieſes Gaſtſpiel eine ganz außerordentliche
Zugkraft aus.

Walhalla Theater. Die r t Mittwochnachmittag bringt außer dem Auftreten des WunderSchim-
panſen Grete, Perzinas urkomiſches und lehrreiches zoolo-
giſches Dreſſur-Potpourri.

714 Keh Dividende zahlt, wie im Vorjahre, die Fabrik
land wirtſchaftlicher Maſchinen von F. Zimmermann u. Ko.
ihren Allionären.

Der aus Halle ſtammende und in Emden woh
nende an Guſtav Stürmer iſt wegen Bigamie ver
haftet worden. Der Mann war nach Emden gekommen und
hatte f9 daſelbſt als Hauſierer unter dem Namen Modrack
niedergelaſſen und verheiratet. Er hat dieſen Namen, ohne
entdeckt zu werden, auch vor Gericht, ſowohl als Zeuge als auch
als Angeklagter, verſchiedene Male anſtandslos geführt und
jetzt erſt hat ein Zufall zu der Entdeckung ſeiner doppelten
Rolle geführt. Ob ſeine Emdener Ehehälfte davon gewußt
hat, iſt noch nicht feſtgeſtellt.

Eine ernſte Verletzung erlitt vormittag der bei dem
Spediteur Schreiber beſchäftigte ſchirrführer Laue. Sein
Pferd ſchlug aus und verletzte ihn an Beine ſo, daß er ärzt
liche Hilfe zuziehen mußte.

Dölnitz. n bitterer Notlage hat ein hieſiger kleinerGärtner der h mit ſeiner Familie kümmerlich durchſchlägt, eine
Anzahl Betrügereien begangen, weshalb er vor dem Schöffengericht

unter Anklage ſtand. Er hatte im Frühjahr in der Deutſchen
Tageszeitung, in den ger Neueſten Nachrichten, in der
Geflügelwelt uſw. „allerbeſte Roſen in Prachtſorten“ inſeriert und
den Reflektanten unter fa z Angaben Nachnahmebeträge abge
nommen. Die beſtellten Roſen zu ſchicken, war er nicht in

ge. Die Jnſerate hat er den Zeitungen nicht bezahlt.
t er ſchon einmal ein ähnliches Manöver gemacht, wes-

b er von dem Schöffengericht zu einem Monat Gefängnis ver
u von der Berufnngsſt eigeſprochen wurde.vor Gericht er er t ei Groſchr an, er in großer Not ein paar Groſchen

chaffen m da Frau und Kinder krank waren. Es handelte
ſich in 20 Fällen um e W e Seſen

nge o gnDas lautete auf einen ſolcher Strafe.

Gerichtsſaal.
Strafkammer für Jugengdliche.

Halle, 3. Dezember.
Erfolg mit ſeiner Berufung hatte ein jugendlicher Rad

fahrer aus Mansfeld, der am 38. Juni d. J. ein kleines
Mädchen überfahren hatte. Das verletzte Kind, das in der
Unglückszeit ſeine Augen auf ein Stück Kuchen gerichtet hatte,
zog ſich ein Knöchelbruch zu und der unvorſichtige Fahrer
wurde von dem zuſtändigen Schöffengericht zu einer Geldſtrafe
von 30 Mark verurteiltk. Die Strafkammer kam zur Frei-
ſprechung, da das Geſchehnis nur infolge eines unglücklichen
Zufalles paſſiert iſt.

Wegen Urkundenfälſchung und verſuchten Betrugs war ein
16jähriger Schloſſerlehrling von Merſeburg angeklagt. Derjunge Bann lernte dort Chauffeur und wollte in ſeine Heimat

F

nach Sachſen zurück. Da er keine Barmittel beſaß, verſuchte
er, ſich unter falſ Angaben Reiſegeld zu verſchaffen. Er
wurde zu einer Woche Gefängnis verurteilt. Desgleichen
Vergehens ſollte ſich ein 17jähriger Handlungslehrling von
hier ſchuldig gemacht haben. Er verſchaffte ſich durch falſche
Urkunden Proviſion und wurde zu drei Wochen Gefängnis ver
urteilt.

Unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit wurde verhandelt gegen
einen 16jghrigen Hausburſchen von Delitzſch der an ſeiner noch
nicht 14jährigen eſter anzu puge Handlungen vorgenom-men vaben ſoll. Das Urteil lautete auf Freiſprechung.

Eine R bauen wollten ſich zwei junge Leute,
die in der Deutſch- Amerikaniſchen Werkzeugmaſchinenfabrik
beſchäftigt waren. Sie entwendeten Maſchinenteile und Werk
zeuge und waren deshalb wegen Diebſtahls gelegt Der
eine Täter befindet ſich im Rügfalle, da er ſchon öfter vor-
beſtraft iſt. Er wurde zu vier Monaten Gefängnis verurteilt,
während der bisher nicht beſtrafte Mitangeklagte mit einer
Woche davon kam.

Wegen Unzucht, Zuhälterei, Diebſtahls und Hehlerei warendie 28ahrige mehrfach vorbeſtrafte Minna nöchel, der
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Arbeiter von hier angeklagt. Die Knöchel, die auch ſchon wegen
Gewerbsunzucht vorbeſtraft iſt, hatte die beiden Mitangeklag-
ten an ſich gelockt und den Schüeider als Zuhälter benutzt.
Dieſer erhielt auch Gelder für ſeine Tätigkeit. Jn der Nacht
vom 29. zum 30. Auguſt hatte die Knöchel auf ihrem Ausgang
einem Maurer bei einer traulichen Zuſammenkunft 80 Mk. ab
genommen. Von dieſem Gelde erhielt außer Schneider auch
der Jugendliche einen Betrag, weshalb der junge Menſch wegen
Hehlerei angeklagt war. Die Verhandlung entzag ſich wegen
Sittengefährdung der Oeffentlichkeit und endete mit dem Er
gebnis: Die Knöchel wird wegen Diebſtabls und Gewerbs-
unzucht zu einem Jahre Zuchthaus, drei Wochen Haft ver
urteilt und nach Verbdüßung der Strafen der Landespolizei
überwieſen Schneider wird wegen Zuhälterei und Hehlerei
zu acht Monaten und der Jugendliche wegen Hehlerei zu zwei
Wochen Gefängnis verurteilt. Die Knöchel und Schneider
wurden ſofort in Haft genommen.

Schökfengericht.
Die Polterabendsunſitte, am Abend vor der Hochzeit vor dem

Hauſe des Brautpaares allerhand alte Topfſcherben zu zer
trümmern, brachte einer Arbeiterfrau von hier eine Anklage
wegen fahrläſſiger Körperverletzung ein. Am betreffenden
Abend hatten ſich Kinder und Erwachſene mit allen, in der
Nachbarſchaft zuſammengeholten Flaſchen- und Topfkram der-
artig intenſiv an dem Poltern beteiligt, daß es ſchließlich nicht
bloß dem Brautpaar. ſondern auch anderen Perſonen zu bunt
wurde. Die angeklagte Frau, die die Scherben fortzuſchaffen
hatte, wurde ſchließlich über das immer wieder beginnende
Gepolter wütend, nahm einen Scherben und warf damit nach
den Kindern, wobei ſie ein kleines Mädchen an der Hand ver-
letzte. Das Kind wurde verbunden von einem Aerzt behandelt
und hat ſonſt keine dauernd nachteilige Folgen gehabt Die
Angeklagte, die die Tat nur verſehentlich begangen haben will,
wurde zu einer Geldſtrafe von 3 Mk. verurteilt. Beantragt
waren 20 Mk. Geldſtrafe. z

Gewerkſchaftliches.
Arbeitskammern und Handlungsgehilfen.

Der Arbeitskammergeſetzentwurf enthält nach den Beſchlüſſen
der Reichstagskommiſſion die Veſtimmung, daß die techniſchen
Angeſtellten in das Geſetz einbezogen und für ſie beſondere
Abteilungen gebildet werden ſollen. Dagegen hat es die
Reichstagskommiſſion abgelehnt, auch für Handlungs-
gehilfen derartige Vorſchriften vorzuſchen, obwohl dies vom
Zentralverband der Handlungsgehilfen und Handlungsgehil-
finnen, vom Verein für Handlungskommis von 1858, von der
Allgemeinen Vereinigung eutſcher Buchhandlungsgehilfen und
vom Verein der Deutſchen Kaufleute gewünſcht wird.
Neuerdings haben nun eine Anzahl Verſammlungen des
Zentralverbandes der Handlungsgehilfen und Gehilfinnen ſich
wieder mit der Sache befaßt und dem Reichstage folgende
Entſchließung zugehen laſſen

„Die vom Zentralverband der Handlungsgehilfen und Ge-
hilfinnen Deutſchlands einberufene Verſammlung begrüßt es,
daß die tech niſchen Angeſtellten nach den Beſchlüſſen
der Reichstagskommiſſion grundſätzlich eine beſondere Ver-
tretung durch das Arbeitskammergeſetz erhalten ſollen die
Verſammlung proteſtiert aber mit Entſchiedenheit dagegen,
daß für kaufmänniſche Angeſtellte derartige Kammern
nicht geſchaffen werden ſollen. Eine derartige Benachteiligung
der Handlungsgehilfen iſt durch nichts gerechtfertigt. Die
kaufmänniſchen Angeſtellten empfinden es ſeit langem als eine
bittere Ungerechtigkeit, daß zwar die Prinzipale ihre Jnter-
eſſenvertretungen in den Handelskammern haben, daß aber
den Handlungsgehilfen noch immer eine ſtaatlich anerkannte
Vertretung verweigert wird. Die Handlungsgehilfen haben
es ſatt, fortwährend damit vertröſtet zu werden, daß für ſie
ſpäter etwas geſchaffen werden ſoll. Mit ſolchen Vertröſtungen
ſind die kaufmänniſchen Angeſtellten in verſchiedenen Fragen
ſchon ſo lange abgeſpeiſt worden, daß ſie dazu keinerlei Ver
trauen haben. Die Verſammlung wünſcht in Uebereinſtim
mung mit der Mehrheit der kaufmänniſchen Angeſtellten, daß
für die Handlunosgehilfen durch das Arbeitskammergeſetz be
ſondere Kammern geſchaffen werden.

Aus den Hachbarkreiſen.
Mansfelder Bergarbeiterſtreik und Reichsgericht.

Die Strafkammer in Eisleben hatte am 17. Januar die Berg-
leute Karl und Guſtav Böſel und Karl Fahrenbruch jeden
nach 5 152 und 153 der Gew.-O. im unſelbſtändigen Zuſammen
hange mit öffentlicher Beleidigung, Karl Böſel auch im unſelb-
ſtändigen Zuſammenhang mit Bedrohung verurteilt und zwar Karl
B. zu 4 Monaten, Guſtav B. und F. zu je drei Monaten Ge
fängnis.

Am 14. April hob das Reichsgericht das Urteil auf, weil
Geſetzeskonkurrenz zwiſchen den erwähnten Paragraphen der Ge
werbeordnung ſowie den Beſtimmungen des Strafgeſetzes über
Beleidigung und Nötigung unzuläſſig ſei. Jn der neuen Ver
handlung am 20. Juni hat die Strafkammer die Verurteilung aus
der Gewerbeordnung in Wegfall gebracht, aber auf dieſelben
Strafen wie früher erkannt.

Die von den Angeklagten gegen das neue Urtell eingelegte
Reviſion wurde am Montag vom Reichsgericht verworfen.

Eisleben. Der Lehrer und ſeine frühere Schülerin.
Eine ſchmutzige Affaire bildet den Hintergrund für eine vor den
Leipziger Geſchworenen ſtattgefundene n t
den 46 Jahre alten Maurer Guſtav Emil Weißer aus Dürren-
ebersdorf und den 30 Jahre alten Maſchinenarbeiter Richard
Hugo Fiedler aus Unterneſſa, die des Zeugenmeineides an
eklagt waren. Vor einiger Zeit wurden, wie das Volksblatt
chon berichtet hat, das Malerehepaar Zſchopeck in Böhlitz
Ehrenberg und Weißer wegen Erpreſſungen, denen der
Lehrer Max Köthe in Eisleben zum Opfer gefallen war, zulängeren Freiheitsſtrafen verurteilt.

Es iſt in jener Strafkammerſitzung feſtgeſtellt worden, daß der
Lehrer Köthe die Frau Zſchopeck, ſeine frühere Schülerin, mit un
ſittlichen Anträgen verfolgt und ſie eines Tages in ihrer Wohnung
beſucht hat. Der Ehemaun ſchopeck, der davon Kenntnis erhielt,
wollte den Lehrer verprügeln; er ſtand jedoch davon ab, nachdem
ihm der Lehrer Geldverſprechungen gemacht hatte, wenn er
ſchweigen würde. Jn der Folgezeit hat das Ehepaar ganz erheb
liche Summen aus dem Lehrer herausgepreßt, bis dieſem der
Atem ausging und ſich weigerte, noch weitere Zahlungen zu leiſten.
Aber Zſchopeck ſetzte nun Wechſel in Umlauf und ſchrieb darauf
Köthes Namen. Als Köthe ſich beim Präſentieren der Wechſel
weigerte, ſie einzulöſen, ſtrengte die jeweilige Beſitzerin der
Wechſel, eine Frau Müller, gegen den Lehrer die Wechſelklage an.
W der Verhandlung dieſer Klage haben die Angeklagten derWahrheit zuwider beſchworen, ſie ſeien dabei geweſen, als auf dem

Bahnhof in Halle der Lehrer Köthe dem Maler Zſchopeck
mündlich Vollmacht gegeben habe, er könne auf ſeinen Namen
Wechſel bis zur 5 on Mk. in Umlauf ſetzen. Die Sache
der Angeklagten ſtand ſchlecht, denn es ging aus einer Anzahl von
Briefen Zſchopecks an den Lehrer hervor daß ein ſolches Abkommen
kaum getroffen worden ſein konnte. V. all dieſen Briefen droht
Zſchopeck dem Lehrer, er werde ihn in Eisleben unmöglich machen

ſende; aber niemals iſt in en von dem Abkommen die
und ihm ſeine Familie auf d er wenn er nicht Geld
Rede. Auch der Umſtand ſpricht gegen das Vorhandenſein des

r

D jährige Arbeiter Richard Schnetder und rin fugendlither mr r e II
Abkommens, daß Zichopeck dem Lehrer ſeine Wirtſchaſt verpfändet
hat gegen Uebernahme eines Wechſels

Die Geſchworenen ſprachen die Angeklagten des Meineids ſchuldig,
wörauf Weißer einſchließlich der ihm wegen Erpreſſung bereits
zuerkannten Strafe zu insgeſamt vier Jahren Zuchthanus und
Fiedler zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt wurden.

eiden Verurteilten wurden die Ehrenrechte auf fünf Jahre ab-
erkannt und außerdem wurden ſie für dauernd unfähig erklärt, als
Zeugen oder Sachverſtändige vernommen zu werden.

Mansfeld. Gehaltserhöhungen für die Be-
amten. Nicht erlahmt mit Eingaben an höhere Behörden
und mit Einflüſterungen bei den in Demut erſterbenden
Stadiveroröneten ſind unſere ſtädtiſchen Beamten. Nach zwei-
maliger Ablehnung ihrer Forderungen ehrten ſie jetzt, zum
dritten Male innerhalb eines Jahres wieder, trotzdem ſie
wiſſen, daß nicht nur die Arbeiterſchaft, ſondern auch der kleine
Geſchäftsmann unter den 255 Prozent Steuerzuſchlägen ächzt
und ſeufzt. Die Herren kannten eben ihre Pappenheimer.
Mit 6 gegen 5 Stimmen wurden in der letzten geheimen Stadt-
verordneten-Sitzung ihre, von der Regierung befürworteten
Forderungen bewilligt. Jnkluſive Nebeneinnahmen bezieht
nunmehr der Stadtkämmerer ein Gehalt von über 2500 Mark
und der Polizeiſergeant von über 2000 Mark. Jedenfalls wird
nun auch der Stadtverordneie Martin in einer der nächſten
Sitzungen zum vierten Male kommen und eine Verbeſſerung
für den Bürgermeiſter verlangen. Mit der Mehrheit ſtimmten
auch die beiden von der Arbeiterſchaft und den kleinen Ge-
ſchäftsleuten gewählten Stadtverordneten Brandt und Lum-
mert, entgegengeſetzt ihren bei ihrer Wahl gemachten Ver
ſprechungen. Die Wähler werden ſich das merken.

Torgau. Eine Schifferſchule. Die ſtädtiſchen Kör
perſchaften haben auf dahin geſtellten Antrag beſchloffen, auch
in Torgau eine Schifferſcule zu errichten. Der Unterricht an
der Anſtalt ſol erſimalig am 15. Dezember d. J. beginnen und
zehn Wochen dauern, alſo Mitte Februar nächſten Jahres be
endet ſein. Das von den Teilnehmern vorweg zu entrichtende
Schulgeld ſoll für die Dauer des zehnwöchigen Kurſus 5 Mk.
betragen. Anmeldungen zur Teilnahme an dieſem Unterricht
ſind baldigſt und ſpäteſtens bis zum 10. Dezember bei dem.
Schulleiter, Rektor Henze, zu bewirken.

Ober heldrungen. Verunreinigung der Unſtrut,
Saale und Elbe. Die Gewerfſchaft Walter will in der
Gemarkung Hauteroda eine Chlorkaliumfabrik zur Verarbei-
tung von vorläufig werktäglich 4000 Doppelzenitner Kaliſalz
errichten. Die hierbei entſtehenden Endklaugen ſollen mittels
einer zu ſchaffenden Verbindungsleitung durch die Endlaugen-
leitung der Gewerkſchaft Heldrungen 2 in die Unſtrut geleitet
werden. Da die Abwäſſer dann in die Elbe ans und den
ſchon hohen Salzgehalt des Waſſers derſelben noch erhöhen
würden, ſo hat der Magdeburger Schiffahrtsverein beim Land-
rat des Kreiſes Kölleda im Jntereſſe der Elbſchiffahrt gegen
die Anlage Einſpruch erhoben. Er begründet dieſen Einſpruch
damit, daß durch die Erhöhung des Salzgehalts das Elbwaſſer
ungenießbar wird, und daß u. a. die Erhöhung des Salzgehalts
auch ſeine Benutzung als Speiſewaſſer für die Keſſel der
Dampfer ausſchließe, weil dadurch die Bildung von Keſſelſtein
hervorgerufen werde und das ſtark ſalzhaltige Waſſer zer-
ſtörend auf die Flanſchen der Speiſeleitungen und auf die
Keſſelwandungen einwirke. Die Konzeſſionierung dürfte nur
unter der Bedingung erfolgen, daß die Abwäſſer vor ihrer
Einführung in die Unſtrut von ihrem Salzgehalt auf geeignete
Weiſe befreit werden.

Mühlberg. Wo bleibt die r Zu denGeſetzen, die erlaſſen ſind, um nicht befolgt werden, und
deren Mißachtung ſtraflos bleibt Ausn wenn es
deren gibt, beſtätigen die Regel gehört die ſtrompoli
zeiliche Beſtimmung über die Bemannung der Binnenfahr-
euge. Je nach der Größe der Kähne ſteigt die Zahl der geforgern ſchiffahrtskundigen Beſatung. ar nur in den

ſeltenſten Fällen wird dieſer Beſtimmung Rechnung getragen.
Aus der Mißachtung dieſer Beſtimmung ergibt ſich für die
Bvots- und Steuerleute natürlich eine Reihe von ſchwer
wiegenden Nachteilen. Einige hundert Bootsleute könnten
mehr beſchäftigt werden, wenn die Strompolizei ſo gut ſein
wollte und die Durchführung ihrer Vorſchrift überwachte.
Einige hundert Boots- und Steuerleute, die heute die Ob
liegenheiten der fehlenden Mannſchaften mit erfüllen müſſen
und denen dadurch die Arbeit e ölle wird, könnten einmal
wieder aufatmen und ſich als Menſch fühlen, wenn die Strom
polizei ihre Pflicht erfüllte. De eine ungenügende Beſaßung
auch Havarien veranlaſſen und Ladung und Menſchenleben in.
Gefahr bringen kann, verſteht ſich am Rande.

Organ des Transportarveiter-Verpvandes führt nachſtehenden gen als Beweis dafür an, daß Menſchenleben aber
auch ohne direkte Havarie gefährdet ſtnd, wenn die J 7
ungenügend iſt. Der Steuermann Heinrich Schoch aus Mühl
berg ertrank, als er im Begriff war, mit feinem Fahrzeug
die Reiſe vom Brottewitzer Graben fortzuſetzen. Er wäre bei
h Hilfe vielleicht zu retten geweſen. Aber auf dem
Kahn befand ſich außer dem Ertrunkenen nur noch ein ſchiff
fahrtsunkundiger Mann. Dieſer, der erſt ſeit dieſem Fr
ighr auf Schiffahrt iſt, wußte ſich aber ſelbſt nicht zu helfen.

ären, wie es ſtrompolizeiliche Vorſchrift iſt, noch zwei ſchiff
fahrtskundige Männer an Bord geweſen, ſo hätte der eine mit
dem kleinen Kahn einen Rettungsverſuch nen,
unterdes der andere die Obhut des g übernahm.
Der Kahn gehört der Firma Dicke u. Buſſe. der Strom
meiſter dieſer Firma auf den Leib rücken wird? m

Allerlei,
Das Verbrechen einer kinderloſen Frau.

ehe De rewird dem Siornale es ia aus et. Vor
n A 57 wird ein

epaar Nicotra wegenFebruar 1908 wurde nachts in einem Landhauſe in Trecgſtagni
ein gewiſſer Barbagallo geweckt und von unbekannter Stimme

Mann machte ſich ſofort auf den Weg, fand aber ſeinen Vater

Frau auf, und bei ſeiner Rückkehr fand er wirklich die Unglück
liche in einer Blutlache auf. Sie war durch einen Beilhieb in
den Nacken getötet worden. Die Wiege des Säuglings war leer.
Die Juſtiz, die bekanntlich eine Binde vor den Augen hat,
verhaftete zunächſt den unglücklichen Gatten und nahm Eifer
ſucht als Motiv der Tat an. Durch Zufall kam man aber da
inter, daß in der Nacht der Mordtat eine Hebamme zu dem

Shepaar Nicotra gerufen worden war, um der Frau bei der
Niederkunft beizuſtehen. Sie fand aber ſchon ein kleines Kind
oor, und der Mann ſagte ihr, daß ſeine S ſoeben geboren
hätte. Die „Wöchnerin' verweigerte es, ſich einer Unterſuchung
zu unterziehen. Das angeblich L r Kind wies eine
chon r Nabelwunde auf. Es hat ſich nun herausgeſtellt,
aß die Nicotra überhaupt nie geboren hat, und daß das Kind

der ermordeten Frau des Barbagallo gehörte. Das kinderloſe
Ehepaar behauptete zunächſt, gemeinſam mit dem Bar lo
deſſen Frau ermordet zu rozeß wird mehrere
Tage dauern, da der Witwer der Ermordeten als Priatkläger
auftritt und die Angeklagten drei Verteidiger haben.

Renerdings wird große Reklame gemacht

für eine Spezialität ſehr teurer KatarrhBonbons, wes-
halb es angebracht erſcheint, auf ein unvergleichlich billigeres
und dabei vorzügliches Katarrh-Vorbeugungs- und
e hinzuweiſen: es find dies die ausezeichneten In dra-Katarrh- Bonbons der bekannten
irma Kon e ch, Pädcchen 2 die inder Gentzſ liale (18 i a. S.) zu nd Hauptn ehe u Vaſge. haben ſuſ: Lauvt.

de e o Ka
es derantworten muß. Jm

aufgefordert, ſich zu ſeinem ſchwerkranken Vater zu begeben. Der

in voller Geſundheit. tauchte in ihm r um ſeine
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Wittenberg.
Gesellsohaftahaus
Sonnabend d. 10. Dezbr.

Nur einmaliges Gaſtſpiel der
Schauſpiel-TourneeſKaſernenluft

„Kasernenfuft.Mlitariſches Volksſtück i. 4 Akten

von Martin Stein und Ernſt
Söhngen.

Jn faſt allen Städten Deutſchlands mit großem Erfolge auf-
geführt.

Alleiniges Aufführungsrecht für
Wittenberg.
Kaſſenöffnung 7 Uhr. Anfang der

Vorſtellung 8/4 Uhr.

Xussknacker
in Holz u. Metall bei

C. F. Kittfer,
Leipzigerstrasse 90.

ReellerAusverkauf
wegen Geschäftsaufgabe,

Virklich günstig
Ringe, Broschen, Armbänder,
Colliers, Vhrketten, Medaillons
Maasehbettenknöpre und viele
andere Weinachtsgeschenk imfrüheren Reinhoidsehen Inweller-

ZLaden, nur
neben

Bäckerei
Hänol.

Billige Winter-Angebote:
Striokxjacken für Minner
Strickwesten für Männer
Walkjacken, braun und blau
Strickwesten für Damen
Schnulterkragen, wollepe, gestrickte
Damenstrümpfe, äeutsch lang, schwarz Paar 95, 6G5 Pf.
Damenstrümpfe, englisch lang, nahtlos Paar 2.00, 1.25
Rerrensocken, derbe Qualität Paar 9S, 50 Pr.
Kindorstrümpfe, schwarz und farbig, in Riesensortimenten.
Damen-Stoffhandsobuhe, extra billig Paar 25 P.
Damen-Trikothandschahe, extra billig. Paar 30 Pf.
Damen-Trikothandschuhe, bessere Qual. Paar 75, 50 Pf.
Damen-Striekhandschnhe Paar 80, 50 Pf.
Damen-Strickhandschuhe, bunt, extra billig Paar 65 Pf.
Herren-Handschuhe, Kinder-Handschnhe und Füustel in

grossen Sortimenten zu billigsten Preisen.
Palswärwer, Kniewärmer, Lungenschützer, Fobschlupfer.

2.00 und 1.60
von 11.50 bis 2.20
von 4.50 bis 2.75
von 5.25 bis 1.50
von 5.76 dis Z. 25

Herren-Normalhemden J 4
Herren-Normaljaoken

Kinderhöseohen zum Anknöpfen

Barohent-Nachtjacken, bunt
Barohent-Nachtjacken, weiss e
Barchent- Unterröcke
Barchent-Bettücher, neue Muster
Barchent-Bettücher, weiss, mit Kanto
Baumv. Schlafdecken, glatt u. gemust. von 5.00 bis 90 Pf.

Nur erprobte, solide Qualitäten in vielseitiger Auswahl.Brummer Benjamin
Grosse Ulrichstrasse 22/23.

von 5.50 bis O P. von
e e Von B. 75 bie 1.50

Herren-Normalhoson
Damen-Normalhemden, Jacken und Beinkleider,
Normal-Leibhögchen kür Kinder 5 on 85 Pf. an

von O0 Pf. an
Barchent-Hemden für Männer, bunt
Barchent-Hesezn für Männer
Barehent-Hemden für Frauen, bunt
Barchent-Hemden fär Frauen, weiss Von 2.35 bis 1.25
Rarchent- Hosen für Frauen, weiss

Kleine Klausstrassevpeiin éerict

40
von 450 bis 1.50 Puppenschaukeln

empfiehlt

e F. Ritter,Leiprigerstrasse 99.

t Küche
Fon 2.35 bis 1.15

e o o Ton 2.25 dis 1.75
Von 2.25 bis O5 Pf.

i aber ſehr gut erhalt.
verkaufe zu jedem Preis, ummein großes Lager zu en räiimen.

3. Stern
Alter Markt. Tel.
Große Trumegur

nit geſchliff. Kriſtallglas 55u. 60

Von 2.30 bis 1.00
von D. 00 bis OS Pf.
von 2.25 bis O5 Pf.
von 2.50 bis 1.25
von 2.85 bis 1.20
von Z.35 bis 90 Pf.

Pfeilerſpiegel 13, 15, 17 bis 24Lfeilerſchränke 21 u. 30 Stühle,
-teg u. lusziehtiſche verk. ſehr bill.

ax Junghlut,
Albrechtſtraße 43.

l eun J h
Welche Garantie

lietet Jhunen

Knäusels Tafel-Kaiserin e
Margarine.

Zur Verwendung
kemmen nur die reinſten, feinſten, edelſten

Rehmaterialien, welche trotz größter D

ſicht ſtets W vor endung be.
einem ſtogtlich zeprüſten Rahrungsmittel-Cbemiler ſowie gerichtlich eteidigten

Sachverſtündigen unter

wird die ganze Fubrilgtion nur un
deſſen Kontrolle vorgenommen. Für

ſolches Fabrilgt, welches gleiczeitig ehe
ganz beſonders feine Qualität in ſie
bürgt, iſt dann auch das Vertrauen von

allen Seiten Porhanden.
das verehrte kaufende Publi-

kum auf vorſtehende Punkte beſonders hinzuweifen, S
da bedauerlicher Weiſe eine andere Virgarine-Fabrik;
wohl nur um billig liefern zu könne
derwertige Rohmaterialic n wie

G iſt angebracht

e

h werden ferner

derwendete und, wie z. V. in Hamburg, dadurch dasgrößte Unglück vernrſachte, wie allen Leſern bekannt.

Kuhde S e 4

mr

hr
lief

te:

Nerz-Mormel,

us W.

Preise: p

villigere min z
dgewieſen

Heuheiten in

V o

her Fehden
Lexton, wertvolle Bach r jed. Art

M. Fanneman:

Zählmaschinen
für Kindern bei

C. F. Riüttenr,
Leipzigerstrasse 90.

Um zu u räumen: Poſten g0 t erte

Damenhäs
kuuft:- Kurfürstenstr. 5 fräher 15, 12, D.

9 Angebote erbeten. Hutfaſſons z. c bill. reif
e

Schmeerſtr. 5, I, Vorder ba us.

K. ſo t aJ en Schmeerſtr. 15. 18, behgt, w. Mäatr. b M., e epoist. Kinder x ah J.

empfehle in hervorragend schöner Auswahl zu
wirklich billigen Preisen:

T n

S r wer d5 m c

F x
7 5 vS S M4 e

r 7 21 2 5. 7

r

2 7 S
n

S 3

Srh Lexin, e t

S S r 2 e
o so ſ0

vis 49
d u larritnren

J,Iöghkr e
f ſte Er et 18,a a. Ecke Kleinschmieden.

Mitgl. d. Rabatt-Spar-Ver. V
zu Halle a. S.

n
a nen Pelzarten,

wegen

1.00 an.

lr t (ligſt. Schreſdiisch, Schrelbsekretär, Schreidkommsde

z. Verk. Steinweg 52, Hof, I.
Froste- Seife Vom 6. bis 1. Dezember.gegen rot an Händen n Wien o Gelegenheitskäufe o Arheitsmarkt
Topf 25 und 50 Pie in Spitzen Heſäten, Borten hempfiehlt die Hroter

Hax Räcller, t M. Pirs on
ſt raße

Ecke Sternſtraße

Prima Schaft Stiefel (Handarbeit),
a in u. Filzſchahe aller

ſeu ig verkaufen.ffol, Herrenſtr. 20.

u. bunt, beſtehend aus Krag.
eits Hoſen, Anzüge, Hem u. Manſchetten zu C 2.00, jedes

„Winterjoppen, Bett grat. Ohne Kap ital kann

Zeitung: Deutsche Vakanzen-Post,n dern ändler Esslingen a. V.

lief. i. Garnit. Dauerwäſche, weiWe Zegrren-Nauusurbelter
r dauernde und lohnende Be-

gung werd. angenommen beiVerſfandh. einricht. F Frau o Huhle, Zigarren- Fabrik.
hre Esser-dadr, Cönigslelnersu. 19. opei Humdboldtstr. 15. m

u Marie Böttoher,
Mittwoch

Schlaohtefest.
Triftſtraße 2.

t le Jieertren Offene Stellen e
Sozlalismus

Von Gertrud David.
Preis 50 Pfg.

Boe W ev. r W1 W und i

eZ v t e e S ev J S r74 2d G e a

Biéich- Soda

u e L Jt h v 7J d c C m l mee

A. w
u a x

v

v 7

R EGaitt blendend weisse Wüäsche, ist
M svarantlert unschädlioh und billigst

im Gebraueoh.

Henkel Co., Düsseldorf,

!Wwhh191q d baFür die Jnſerate verantwortlich: Rob. JIgner. Druck der Halleſch. GenoſſenſchBuchdrudk. E. G. m b H.) Vorleger

e meines bedeutend vergrößerten Geſchäftslokals

e t Sengihee 39. 105

len kohlrah Da 3 v

J ln Kiel der 69

10 Schachteln im Wir 23 Pf. 100 Pakete 22

r an (9ar. rein)

k

r

Slandesanſiige de Ruhig T

Halle-Süd Steinweg 2), 3. Dez.

Aufgeboten: Maler Meißner T
und Emma Miedlig (Taubenſtr. 4
und Zenkerſtraße 16).

und Meißner und MetaDiemitz und Zenkerſtr. 2). Feilen-
ſchleifer Coccejus u. Emma FuchsGeporzenschaftbewenunn.

beiter ih).pape (Lauchſtädterſtr. 27). Arbeiter Nord Brunn Za
Eckert und E. Peiske (Canena u. bat 5. 2 4

Zu beziehen durch ſämtliche Aus Zöbejün)
träger und die
Volksbuchhandlung

L. Hagelweide (Halle a. S. undWe gdeburg). Bergmann e u. und
M. Piichel (Allſtedt). Heiz au Schumann und
mann und A. Ballſchuh sie n (Greppin und Humboldtſtr. 12).
Bahnarbeiter Bau u. Annade u. e Arbeiter Kie t Suale

Sritet

Geſtorben: Elſa Ziehe, 21J. (Alt. Heicke,Markt 25). Privatmnann Michaelis Kgl. G
aus Magdeburg, 67 J. (Kruken76 J. Geiſtſtr. 56). Verw. Ober

e 27
Bahnwärter

In T J Und
ſind mit heutigem Tage

grosse Posten vorzügl. Warenel rn n
in feinſter Qualität zu billigſtem Preiſe

eingetroffen.

Zwiebehn
d

s e 10 w.

Att. Steinpitre d. 58 v. Dtronen s ere 10 v

II MIIIIIIIAn Pſtfteringe da 108 Gebr. Gerte 1 e I.

Apfelwein Se 26 v.
San Suaſche (intt) I.

Mled. Blutweine von dem im Laden aufgelegten ca. 1000 Liter

u 78
Zümdhölzer

v und 80, 100, 120, 140 Pf., w. a

SchokKolade,
gar. rein, wo gre 14 Pfund G.

pot Lanhol
Mitglied des Rabatt Spar Vereins.

Feleten Raihausstrasse 6, r.

droſtege 80). Ardeiters S
Mon. (Schimmelſtraße 2)Arbeiten Dönicke r Monate

Brauhau e Ge-
Shgt aus DölauT.,2 e Klinik). Wwe. e
eb. Me er, e Funee 156).

Tiſchler Witwe eb. Pallas, 77 J.immelreich ArbeiterSeuche aus Bee wit 16 J.
(Bergmannstroſt). e

und Torſtraße 52). Ar- bFlöthe und Berta Tiele ote aus Diemitz T

5. Dezember 1910.

Schmied Hagelweide V Aufgeboten: rbeiter Hübner
u. Lina Städtler (Trothaerſtr. 78

Oppinecrſtraße 1). Gärtner
da Schubert

inkau GEeſtorben: Witwe Fehegte

eyroth u. M. Reichwald (Eders üchnerdas leben). See e eGeboren: Lehrer W r Diatoniſſend)aus Zwintſchöna S. 3 ini Maurers ehe Auguſte
ſchirrführer Berthold T. (Kl. eb. Fiſcher, 72 J. (Uhlandſtr. 8).
berg 14). Beamten Leinke T Herzberg J(Wolfſtr. 3). Pfefferküchler Luſch frau, Henriette geb. Klepzig, 50
mann T. (Kleine Ulrichſtraße 8). ike,Geſchirrführer Gerlach T (Kleiner r. e

t grergr rn Martha e eb. Duöpzigerſtr. Stukkateur 31 nigsberg 1). iſchler2 SJelbooſe 19). Kün in Ehefren Berta geb.
(Fleiſcherſtr. 59.

h 4 Der
Jnvalide Koch,baurat Früh geb. Appuhn, 71 J.

Jahre Sein ne ſtrafe 6). 29), Rentiere v.
ick, 63 J. (Merſejkiewicz, 64 J. (Kronprinzenſtr. 42

verm. Aug. Groß jetzt A. Jähni g. Sämtl. i. Halle a

e

Le
G.

die ir
ordent
Lande
grüßu
ſchuſſe
Merſe
Verſic

Der
von d
Lande
günſti
Geneſ
auch
den 9
der V
richt i
Vorſte
dann
des V
ſekret
Merſe
Köthe
fels u

Auf
anſc
Schi
1911

Vertr
den

den C
halts
Vertr
den V
ſioner
frühe
ſowie
ſchwer

Priva
ſelbe
Aerzt
Zur
des G
ſeiten
der
Rodbe

burg,
Halle

Zur
ſtützu
ſorge
diejer
jährl
die 3
ſicher
ebenf
wies
hin.
loka
der
geſpr
lichur
der
Antr
bei G
beant
bei d
die V
mini
Vern
Fälle
ausg
wege
Rent
unter
das
fahre
Grof
r



i

Unrer dfegjäbrig. Hetall-prachtkulender

2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 286 Halle a. S., Mittwoch den 7. Dezember 1910 21. Jahrg.

Ausſchußlitzung
der

Landesverſicherungsanſtalt Sachlen Anhalt.
G. Am 3. Dezember traten im Ständehauſe zu Mer ſeburg

die im vorigen Jahre neugewählten Ausſchußmitglieder zur
ordentlichen Jahresſitzung zuſammen. Dieſelbe wurde von dem
Landeshauptmann der Provinz Sachſen mit einer kurzen Be
grüßung eröffnet. Nachdem wurde als Vorſitzender des Aus
ſchuſſes für die nächſten fünf Jahre Herr Stadtrat Thiele-
Merſeburg gewählt. Als Stellvertreter fungiert ſeitens der
Verſicherten Herr Kieſewetter-Oſterburg.

Der gedruckt vorliegende Geſchäftsbericht wurde hierauf
von dem ſtellvertretenden Vorſitzenden des Vorſtandes, Herrn
Landesrat Mölle, kurz begründet. Derſelbe wies auf die
günſtige Entwicklung der Anſtalt ſowie auf die Errichtung des
Geneſungsheims Rodberg bei Berka hin, dabei betonend, daß
auch dieſes Heim ſich ſehr gut entwickele und Beſchwerden von
den Pfleglingen nicht eingegangen ſeien. Nachdem erſtattete
der Vertreter der Verſicherten, Junghans-Weißenfels, Be
richt über die Prüfung der Jahresrechnung und beantragte, dem
Vorſtande Entlaſtung zu erteilen, was einſtimmig geſchah. Als-
dann wurden zur Prüfung der Jahresrechnung pro 1910 und
des Voranſchlages pro 1912 ſeitens der Arbeitgever Kammer-
ſekretär Pöllnitz Wernigerode, Stadtrat Thiele-
Merſeburg, ſowie als Stellvertreter Landwirt Müller-
Köthen, für die Verſicherten Rendant Junghans-Weißen-
fels und als Stellvertreter Kontoriſt Boyde-Pouch gewählt.

Außer dem Geſchäftsbericht lag der Sonder-Vor-
anſchlag über Einnahmen und Ausgaben der Heilſtätte
Schielo und der Haushaltsplan der Verſicherungsanſtalt pro
1911 gedruckt vor. Nach Beantwortung einiger Anfragen des
Vertreters der Verſicherten, Güldenberg- Halle a. S., durch
den Vorſtand, die in zufriedenſtellender Weiſe erfolgten, wur-
den Einwendungen gegen den Voranſchlag ſowie den Haus-
haltsplan nicht erhoben. Jm Anſchluß hieran erſtattete der
Vertreter der Arbeitgeber, Landwirt Müller-Köthen, noch
den Bericht über die vorgenommenen Beſichtigungen reſp. Revi-
ſionen der Heilſtätte Schielo, die er in Gemeinſchaft mit dem
früheren Vertreter der Verſicherten, Haberlag-Bernburg,
ſowie einem Mitgliede des Vorſtandes vorgenommen habe. Be
ſchwerden von Pfleglingen lagen auch hier nicht vor. Was die
Privatpraxis des Chefarztes der Anſtalt anbetreffe, ſo darf die-
ſelbe ſich nur auf Konſultationen erſtrecken und im übrigen den
Aerzten in der Umgegend keine Konkurrenz gemacht werden.
Zur Beſichtigung reſp. Reviſion der Heilſtätte Schielo wie
des Geneſungsheims Rodberg wurden gewählt: Für Schielo
ſeitens der Arbe. geber Landwirt Müller-Köthen, ſeitens
der Verſicherten Rendant Hellvoigt-Halberſtadt. Für
Rodberg ſeitens der Arbeitgeber Landrat v. Jacobi-Quedlin-
burg, ſeitens der Verſicherten Arbeiterſekretär Güldenberg-
Halle a S.

Zum Haushaltsplan wurde bei dem Kapitel: Unter-
ſtützung fremder Heilanſtalten und vorbeugende Krankenfür-
ſorge ein Antrag des Herrn Pöllnitz angenommen, wonach
diejenigen Gemeinde-Krankenpflegeſtellen, die von der Anſtalt
jährlich mit 200 Mk. unterſtützt würden, von Zeit zu Zeit durch
die Zeitungen bekannt gemacht werden ſollen, damit die Ver
ſicherten Kenntnis davon erhalten, daß ſie ſolche Pflegeſtellen
ebenfalls in Anſpruch nehmen können. Herr Landesrat Mölle
wies auf den hohen Koſtenpurkt derartiger Bekanntmachungen
hin. Darauf betonte Herr Pöllnitz, daß auch ein Hinweis im
lokalen Teil der Zeit ungen genüge. Nachdem ſeitens
der Verſicherten Junghans- Weißenfels für den Antrag
geſprochen und ſeitens Güldenbe rg- Halle die Veröffent-
lichung in den Blättern aller Parteirichtungen alſo auch
der Arbeiterblätter gewünſcht worden, gelangte der
Antrag ſodann zur Annahme. Bei dem Kapitel: Erhebungen
bei Gewährungoder Entziehung von Renten uſw.
beantragte Herr Pöllnitz eine Vereinfachung des Verfahrens
bei der unteren Verwaltungsbehörde. Der Antrag ging dahin,
die Verſicherungsanſtalt möge eine Abänderung der preußiſchen
miniſteriellen Anweiſung betr. dem Verfahren vor der unteren
Verwaltungsbehörde dahingehend anſtreben, daß in allen
Fällen, wo der Vorſtand ſich bereits für die Rentenbewilligung
ausgeſprochen, oder wo nach den geſetzlichen Beſtimmungen
wegen Nichterfüllung der Anwartſchaft eine Ablehnung der
Rente erfolgen müſſe, von der Zuziehung der Beiſitzer vor der
unteren Verwaltungsbehörde abzuſehen wäre. Dadurch würde
das Verfahren beſchleunigt. Für eine Beſchleunigung des Ver-
fahrens trat auch der Vertreter der Verſicherten Schaper-
Großottersleben ein. Der Antrag fand ebenfalls Annahme.

Jntereſſant bei dieſer Debatte waren die Ausführungen des
Herrn Landesrats Mölle inſofern, als die Verſicherungs-
anſtalt bei Rentenanträgen auch die Koſten des Gutachtens des
behandelnden Arztes übernimmt. Dies mögen die Ver-
ſicherten berückſichtigen.

Nachdem wurden Vorlagen betreffs Anſchluß des Erholungs-
heims Rodberg an die Waſſerleitung zu Berka, Erwerb eines
Grundſtückes bei Rodberg zur Errichtung eines Jn-
validenheims ſowie der Bau eines Eishauſes für die
Heilſtätte zu Schielo gutgeheißen. Die Errichtung eines eigenen
Jnvalidenheims wurde namentlich von Güldenberg-Halle
begrüßt und von ihm der Wunſch ausgeſprochen, daß man nach
Errichtung desſelben die alten Leute zunächſt aus ſolchen An-
ſtalten reſp. Siechenhäuſern herausnehmen möge, wo die Ver-
pflegung uſw. zu wünſchen übrig laſſe. Jm weiteren möge man
die eventl. Errichtung eines zweiten Jnvalidenheims im Har z
ins Auge faſſen, zumal die Thüringer Anſtalt auch mehrere gut
geleitete Jnvalidenheime beſitze. Bemerkenswert hierzu wäre
noch, daß die Verſicherungsanſtalt den alten, ſich in Jnvaliden-
hauspflege befindlichen Leuten alljährlich einmal die Reiſekoſten
zum Beſuch ihrer Verwandten bewilligt.

Ein ſehr wichtiger Punkt der Tagesordnung war dann noch
die Stellungnahme zum Bau ſeines eigenen Geſchäft s-
gebäudes für die Verſicherungsanſtalt. Die Be-
gründung übernahm Herr Landesrat Mölle. Derſelbe
ſchilderte die Entwicklung der Anſtalt von Jnkrafttreten des
Geſetzes an und wies auf die Vermehrung der Verwaltungs-
geſchäfte von Jahr zu Jahr hin. Durch Uebernahme der Jn-
validenfürſorge, ſowie der in Ausſicht ſtehenden Hinter-

liebenenfürſorge nach der Reichsverſicherungsordnung würden
die Arbeiten ſich erheblich vermehren. Dazu reichten aber die
jetzigen Räume (ein Gebäude des Provinzialausſchuſſes, ſowie
Mietsgebäude) nicht aus und deshalb möge man die Erbauung
eines eigenen Geſchäftsgebäudes beſchließen. Um die vor-
bereitenden Maßnahmen zu treffen, wurde eine Kommiſſion ge-
wählt, der vom Ausſchuß vier Vertreter angehören. Für die
Arbeitgeber wurden beſtimmt Landrat von Jacobi-Quedlin-
burg, Zimmermeiſter Hamme-Wanzleben, für die Ver-
ſicherten Güldenberge Halle und Kieſewetter-Oſter-
burg. (Nach Schluß der Sitzung beſichtigte ein Teil der Aus-
ſchußmitglieder die jetzigen Gebäude und überzeugten ſich davon,
daß dieſelben bei weitem nicht mehr ausreichen.)

Bekanntlich hat das Reichsverſicherungsamt im Mai d. J.
einen Erlaß herausgegeben, wonach auf tunlichſte Beſchrän-
kung aller durch das Jnvalidenverſicherungsgeſetz nicht un-
mittelbar vorgeſchriebenen Ausgaben Bedacht zu nehmen ſei.
Dies gelte nicht allein von den allgemeinen Verwaltungskoſten,
ſondern auch von den Koſten des Heilverfahrens. Ferner
ſollte bei Gewährung von Darlehen, alſo auch bei ſolchen
für das Arbeiterwohnungsweſen, der gegenwärtigen Lage des
Geldmarktes Rechnung getragen werden und Darlehen unter
335 Prozent Verzinſung nicht mehr hergegeben werden. Dem
Ausſchuß lag nun folgender Antrag der Verſicherungsanſtalt
Sckchſen- Anhalt vor: „Der Ausſchuß wolle den Vorſtand er
mächtigen, bei dem Reichs-Verſicherungsamt unter eingehender
Darlegung der Gründe die Genehmigung nachzuſuchen, den
Baugenoſſenfchaften, eventl. unter ausdrücklicher Zuſtimmung
des Reichs-Verſicherungsamts zu jedem einzelnen Fall, auf die
Dauer von zehn Jahren Hypothekendarlehen unter den ſonſt
üblichen Bedingungen, aber zu einem Zinsfuß von 310 Prozent
zu geben.“ Zu dieſem Antrage erhielt das Vorſtandsmitglied,
Freiherr v. Schleinitz, das Wort und betonte das Entgegen-
kommen der Verſicherungsanſtalt, die aber leider an den Erlaß
des Reichs-Verſicherungsamtes gebunden ſei. Da inzwiſchen
das Reichs-Verſicherungsamt dem Vorſtande nun noch mitge-
teilt habe, daß auf Berückfichtigung des Antrages keineswegs
zu rechnen ſei, ſo müſſe er denſelben im Namen des Vorſtandes
zurückziehen. Aus der gedruckt vorliegenden Begründung zu
dem erwähnten Antrage ging noch hervor, daß die Baugenoſſen
ſchaften und Verſicherungsanſtalten ſich bereits gegen den
Erlaß des Reichs-Verſicherungsamtes ausgeſprochen hätten.
Einen Antrag der Landesverſicherungsanſtalt der Rhein-
provinz, auch künftig in beſonders geeigneten Fällen Darlehen
für Arbeiterwohnungszwecke zu 3 Prozent bewilligen zu dürfen,
hat das Reichs-Verſicherungsamt bereits im September d. J.
abgelehnt. Jn der ſich anſchließenden Diskuſſion bedauerte
der Vertreter der Verſicherten, Güldenberg- Halle a. S.,
lebhaft die Stellungnahme des Reichs-Verſicherungsamtes zu
einer Zeit, wo ſich der Wohnungsmangel nicht allein in den
großen Städten, ſondern auch in kleineren Orten immer mehr
bemerkbar mache. Desgleichen würde für das Heilverfahren
anſtatt eine Beſchränkung, eine Vermehrung der Ausgaben ge
fordert. Aus dieſem Grunde erſuche er dringend, trotz der ab

lehnenden Stellungnahme des Reichs-Verſicherungsamtes das
größtmöglichſte Entgegenkommen bei Gewährung von Darlehen
für Arbeiterwohnungszwecke ſowie auch bei den Anträgen auf
Uebernahme des Heilverfahrens zu zeigen. Dieſe Ausführungen
wurden noch wirkungsvoll unterſtrichen von einem Vertreter
der Arbeitgeber, Fabrikbeſitzer Bernhard-Heiligenſtadt.
Derſelbe wies als Vertreter einer gemeinnützigen Baugenoſſen-
ſchaft auf die Schwierigkeiten hin, in welchen dieſelben bei Er-
höhung des Zinsfußes gebracht würden. Das nötige Entgegen-
kommen wurde vom Herrn Landeshauptmann zugeſagt.

Hierauf wurde noch die Wahl der Arbeitervertreter, die bei
Feſtſetzung von Unfallverhütungsvorſchriften
herangezogen werden ſollen, vorgenommen. Die von Gülden-
berg- Halle vorgeſchlagenen Vertreter wurden einſtimmig
gewählt. Damis: hatte die Sitzung ihr Ende erreicht.

Aus den noch vorliegenden Geſchäftsergebniſſen
vom 1. Januar bis Ende November 1910 ging hervor, daß wäh
rend dieſer Zeit 4294 Anträge auf Uebernahme des Heilver-
fahrens geſtellt worden ſind, wovon bereits für 2907 Perſonen
das Heilverfahren übernommen wurde. Jn dem Erholungse
heim Rodberg wurden vom 10. Juni d. J. (Tag der Eröffnung
bis Ende November s5 Perſonen verpflegt. Das Vermögen der
Anſtalt betrug Ende November 1910 83 982 663 Mk.

Stadtverordneten Sitzung.
Montag, den 5. Dezember 1910, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Föhring, ſpäter Steckner.
Eingänge: Der IV. kommunale Bezirksverein erſucht in einer

Petition um Freilaſſung des Engpaſſes am Walhallatheater, die
durch das Wegreißen des Gebäudes Ecke Magdeburger- und Gr.
Steinſtraße ermöglicht werden ſoll. Derſelbe Verein erſucht die
Verſammlung, dafür zu ſorgen, daß an der ſtändigen Unfallſtelle
des Bahnüberganges am Böllbergerwege Einrichtungen getroffen
werden, durch welche ſolche Unfälle, wie das kürzlich dort ſtatt-
gefundene, ſich nicht wiederholen können. Beide Petitionen werden
dem Bauausſchuß überwieſen.
Der Halleſche Bürgerverein für ſtädtiſche Jntereſſen fordert in

einer längeren Eingabe, daß das Stadttheater nicht mehr wie jetzt
verpachtet, ſondern in eigene Regie unter Leitung eines Jnten-
danten genommen werde. Vom Magiſtrat wird erklärt,
daß demnächſt eine diesbezügliche Vorlage zu er-
warten ſei. Auf Vorſchlag des Vorſtehers wird die Eingabe
deshalb bis auf weiteres zurückgelegt.
Ueber den erſten Punkt der Tagesordnung Bewilligung

eines Zuſchuſſes zu den Betriebskoſten einer zu er-
richtenden Univerſitäts-Kinderklinik referiert Stadtv.
Schmidt-Rimpler.
Laut Vertrag vom 1. Juli 1907 haben die hieſigen Univer

ſitätskliniken die Verpflichtung, die der ſtädtiſchen ArmenKranken-
pflege unterliegenden Perſonen zum Verpflegungsſatze von täglich
2,10 Mk. für Erwachſene und 1,45 Mk. für Kinder aufzunehmen;
der Vertrag gilt bis zum 30. September 1920. Von der rechtlich
beſtehenden Möglichkeit, ſtädtiſch verſorgte Säuglinge aus der Zahl
der Zieh und Pflegekinder wegen erheblicher Gefahr für Leben
und Geſundheit kliniſch behandeln zu laſſen, konnte die Stadtver
waltung bisher keinen Gebrauch machen, weil die Univerſitäts
kliniken einer Krankenabteilung für Säuglinge entbehren. Da die
Errichtung einer Kinderklinik vom Staate in abſehbarer Zeit nicht
zu erwarten iſt, ihr Mangel aber ſchwer empfunden wird, iſt aus
privaten Mitteln eine Sammlung von 30000 Mark zuſtande
gekommen, um daraus auf Univerſitätsboden wenigſtens einen
ſog. Kinderpavillon zu errichten. Der Staat iſt bereit, den Bau
zu geſtatten und die noch zu gewährende Bauſumme ſowie die
Betriebskoſten zu bewilligen, verlangt aber eine ſtädtiſche Sicher-heit dafür, daß 15 ſtädtiſch verſorgte Säuglinge an 365 Ver-

pflegungstagen im Jahre zu 1,45 Mk. in der Klinik untergebracht
werden. Wird die Garantie gewährt, ſo ſoll die Bauſumme und
Betriebskoſten im Staatshaushaltplane für 1911 vorgeſehen werden.
Die Univerſität hat den Magiſtrat um Uebernahme der Garantie
für die Zeit des Kliniksvertrages, alſo bis 30. September 1920,
erſucht. Der Magiſtrat hat darauf beſchloſſen, dem Erſuchen zu
entſprechen. Nach dem Ergebnis angeſtellter Ermittlungen wird
die Zahl ſtädtiſcher Zieh- und Pflegekinder unter einem Jahre,
welche zur Abwendung erheblicher Gefahr für Leben und Geſund-
heit kliniſcher Behandlung bedürfen, dauernd wenigſtens 15 be-
tragen. Sowohl der Stadtarzt wie der ſtädtiſche Kinderarzt
(Dr. Boye) erachten das Bereitſtehen von 15 Betten zur Durch-
führung einer wirkſamen Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit
unter den Pflege- und Ziehkindern, deren Zahl z. B. im Sep-
tember 1910 119 betrug im Sommer noch mehr für ein
zweifelloſes Mindeſtmaß. v des Mangels einer Klinik
müſſen die der kliniſchen Behandlung bedürftigen Zieh- und
Pflegekinder in der Pflegeſtätte belaſſen werden, in der ſie unter
gebracht ſind und gehen deshalb zu erheblichem Teile
ein. (Gut ausgedrückt! D. R.). Jſt demnach mit Sicherheit
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darauf zu rechnen, daß dieneuen Station e a tGarantie, die ſich an ährlich 7988,75 Mk. beläu einenSollte wie lformalen Charakter. der Berechnu ieinmal wenhher als 15 betragen, ſo werde die derer Henen

zweifellos von anderer Seite benötigt werden und dann nicht von
der Stadt zu vergüten ſein. Als ſicher darf aber gelten, daß die

Betten für den ſtädtiſchen Bedarf nicht ausreichen werden.
Der Magiſtrat beantragt, folgendem Abkommen zuzuſtimmen:

erg J S d e der zuerri niver inderklini illon) einen jährlidere welcher der üben de 15 e
einem Jahre zu einem Verpflegungsſ365 Verpflegungstagen im de
d Stadtverwaltung dauern

ellen.

nglingen unter
e von 1,45. Mk. an

re entſpricht. Die Klinik hat
dtverwaltu 15 Betten zur Verfügung zu
t Soweit die Betten von der Stadtverwaltung nicht be

anſprucht und ſeitens der Klinik anderweitig belegt werden
Win dert ſich der Zuſchuß in entſprechendem Verhältnis. Dieſes

e Abkommen gilt bis zum 30. September 1920.“
Der Etatsausſchuß hat ſich einſtimmig für Annahme der Vorlage erklärt. Stadtv. Kühme wünſcht daß der Kreis der in
die Kinderklinik aufzunehmenden Kinder nicht nur auf die Zieh
und Pflegekinder beſchränkt bleibe, ſondern daß auch die ſeitens
der Armendirektion überwieſenen Kinder Aufnahme fänden.
Der Referent erwidert, daß ſelbſtverſtändlich ſo verfahren würde

die Magiſtratsvorlage wird ſodann einſtimmig
angenommen.
„„Hehaltsregulierung für die Polizei-Jnſpektoren,
Referent iſt Stadtv. Springer. Die hieſigen Polizei Jnſpektoren
ſind beim Regierungs Präſidenten wegen Aufbeſſerung ihres
Dienſteinkommens vorſtellig geworden. Nach den angeſtellten Er-
mittelnngen wird ſeitens der Regierung die von der Verſammlung
am 13. Juni d. J. den Polizei-Jnſpektoren (unter Ablehnung eines
weitergehenden Magiſtratsantrages) bewilligte Gehaltserhöhung von
Mt. als unzureichend bezeichnet. Sie ſtehe in keinem Ver
hältniſſe zu dem Gehalte der in anderen Städten mit kommunaler
Polizeiverwaltung in gleicher Stellung befindlichen Beamten ſowie
zu dem Gehalt der Polizeikommiſſare der Stadt Halle und der
umtangreichen Tätigkeit der Polizei-Jnſpektoren. Der Regierungs
Präſident erſucht daher, einen Beſchluß der ſtädtiſchen Körper
ſchaften über eine erneute Feſtſetzung des Gehalts der Polizei-
Jn'pektoren zum mindeſten in der Höhe der im Juni abgelehnten
Magiſtratsvorlage (4000 Mk. und 4) 350 Mk. 3400 Mk. und 750
bezw. 500 Mk. Nebeneinnahmen) herbeizuführen, da er ſonſt die
zwangsweiſe Einſtellung der höheren Gehälter in den Etat der
Ffadt Halle in Erwägung nehmen müßte. Der Magiſtrat legt der
Verſammlung daher den Antrag vor: das Dienſteinkommen der
olizei-Jnſpektoren in dem vorſtehend bezeichneten Mindeſtbetrage
für die Zeit vom 1. April 1910 ab feſtzuſetzen.

Abgeſehen von den angegebenen Mehreinnahmen betrug das
Gehalt der zwei Polizeiinſpektoren vor der letzten Gehalts-
erhöhung 3900 Mk. und viermal 300 Mk. Zulage 5100 Mk.
Der Magiſtrat hatte eine Erhöhung auf 4000 Mark und vier-
mal 350 Mark 5400 Mark vorgeſchlagen. Die Stadt-
verordneten- Verſammlung hat mit knapper Mehrheit jede Er
höhung des Anfangsgehalts abgelehnt und nach einigen
Monaten auf Erſuchen der beiden Beamten beſchloſſen, das
Gehalt auf 83900 Mark und zweimal 400 Mark und zweimal
300 Mark Zulage 5300 Mark zu gewähren.
„Stadtv. Gieſe betonte, daß er des Prinzips halber nicht

für die Magiſtratsvorlage ſtimmen könne, er könne nicht ein-
ſehen, daß die Regierung der 100 Mark wegen in die Rechte
der Selbſtverwaltung der Stadt eingreife. Sonſt werde immer
geſagt, daß der Staat mit der Bezahlung ſeiner Beamten
obenan ſtehe. Daß ſei hier aber nicht der Fall, denn der Staat
zable den Polizeiinſpektoren nur ein Anfangsgehalt von 3280
Mark, während die Halleſchen Polizeiinſpektoren ein ſolches
von 3900 Mark bezögen. Es ſei daher auch der Hinweis der
Regierung hinfällig, daß andere Städte in der Größe Halles
mit der Bezahlung dieſer Beamten voraus ſeien. Der Magi-
ſtrat müſſe erſucht werden, daß er bei der Regierung vorſtellig
werde, um zu erfahren, welche Städte denn mehr Gehalt zahlten
als Halle. Der Redner ſtellte einen dahingehenden ntrag
und betonte, daß es hier weniger auf die hundert Mark an-
komme, als auf die Feſtſtellung, daß die Regierung wegen
ſolcher Kleinigkeiten in das Recht der Stadtverordneten ein
Ken wolle. Stadtv. Oſterburg erklärt, daß er und
eine Freunde der Vorlage t zuſtimmen könnten, ſchon

wegen der daraus entſtehenden Konſequenzen. Als die Unter-
beamten um eine anderweitige Regelung ihrer Gehälter
petitioniert hätten, habe dies der Magiſtrat gemißbilligt. Es
habe den Anſchein erweckt, daß die beiden Beamten zu ihrem
De von höherer Seite aus ermuntert worden wären.
Das Gehalt der beiden Beamten ſei hoch genug. Bei der
Regelung der Löhne der Arbeiter habe man nicht ſo viel Weſens
emacht. Dabei ſtehe doch feſt, daß die Stadt für ihre Arbeiter
ehr niedrige Löhne zahle, die Statiſtik weiſe nach, daß der

Durchſchnittstagelohn kaum 3 Mark betrage. (Widerſpruch.)
Es ſollte in dieſer Sache ruhig eine Entſcheidung des Ober
verwaltungsgerichts herbeigeführt werden. Stadtv Knabe
wendet ſich ebenfalls die Vorlage und rügt insbeſondere
die Ausdrucksweiſe der Regierung bei Begründung ihrer Forde
rung. Oberbürgermeiſter Rive: Das Eingehen auf die
materielle Seite der Vorlage ſei vollkommen vergeblich, hier
heiße es: entweder zahlen oder es tritt Zwangsetatiſierung
ein. Einſpruch gegen die zwangsweiſe Einſetzung der höheren
Gehälter in den Etat könne nur durch Klage beim Oberverwal-
tungsgericht geſchehen. Das Recht zur Klageerhebung ſtehe
aber nur dem Magiſtrat zu und dieſer werde nicht klagen, da
er doch gegenüber der Verſammlung anderer Meinung ſei.
Wenn die Verſammlung die Vorlage ablehne, ſei die Sache
trotzdem aus! (Zurufe: Wo bleibt da das Selbſtverwaltungs
recht Stadtv. Neſſe tritt mit Entſchiedenheit für die
Bewilligung ein und betont, es handle ſich doch hier um alte,
tüchtige und ſehr bewährte Beamte, da ſollte es auf die 1
Mark doch nicht ankommen. Stadtv. Gieſe betonte, daß
man es ruhig zur Zwangsetatiſierung kommen laſſen ſolle,
man könne aus der Sache nur lernen. Oberbürgermeiſter
Rive erwiderte, e es hierbei nichts zu lernen gäbe. In der
Sache könne er nur ſagen, daß jedes Wort überflüſſig ſei. Jmübrigen verbreitete ſich der Redner ausführlich über die Quali-

fikationen der Militäranwärter. Er meinte, das Material ſei
ein ſehr ſchlechtes geworden. Stadtv. Föhring geht auf
die rechtliche Seite der Frage ein und meinte, daß die Stadt
verordnetenverſammlung ſelbſt Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht führen könne, wenn ſie es beſchließe. Es ſei
denn, daß neuerdings die Judikatur geändert worden ſei. Der
vorliegende Fall ſei aber nicht geeignet, ſich in einen Konflikt
mit der Regierung einzulaſſen. Der Kleinigkeit wegen möge
man lieber der Vorlage zuſtimmen. tadtv. Dr. von
Blume: Wir werden ſchon noch Gelegenheit haben, gegen
Eingriffe in das Recht der Selbſtverwaltung Stellung zu neh
men. Man verpuffe nur ſein Pulver, wenn man bei jeder Ge-
legenheit aufbrauſe. Tatſache ſei hier allerdings, daß der
Staat die Polizeiinſpektoren nicht bezahle, ſondern die Ver
waltung der Polizei einfach einem Magiſtratsmitgliede über
weiſe und der Kommune gütigſt geſtatte, die Beamten zu beſolden. Der Staat ſtützt ſich abei auf das bekannte Polizei
geſetz vom Jahre 1867. Wir ſollten unſer Pulver für andere
e aufſparen, dann aber nicht zaghaft auftreten.
(Rufe: Na, nal) Stadtv. Gieſe weiſt nach, daß Eſſen an
der Ruhr den Polizeiinſpektoren nur 3800 Mark, Elberfeld gar
nur 3600 Murk zahle. Unſere Gehalsſkala ſei alſo eine bedeu-
tend höhere. r uns der Magiſtrat nach, daß noch mehrere
Städte höhere Gehälter zahlen, ſo könne man ja die Einwände
gelten laſſen und der s eventl. zuſtimmen. Stadtv.
Höſchele findet es kleinlich, wegen der 100 Mark hier ſo
lange herumzudebattieren. ſei doch beſſer, wir lehnen die
Vorlage einfach ab und warten, was da kommen werde. Wir
haben doch nichts zu riskieren. (Sehr richtigl) Der Antrag
des Magiſtrats wurde gegen 18 Stimmen angenom- 4
men,

meter

u ne ehemit.Die Haushaltspläne der Stiftung Adelheids-
ruh und der Paul Riebedck- Stiftung wurden gene
mwigt. Der erſtere Etat ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit

e 73 i mit 77900 Mk. n rhal
a e w gt wurden zur te t und Bech a S Löſchgeräten der Feuerwehr 500 Mk.

ür Beſchaffung und Jnſtandhaltung von Gerätſchaften im
ſyl für Obdachloſe wurden 150 Mk. nachbewilligt.
Verbeſſerung der Entwäſſerungsverhält-niſſe für die Straßen öſtlich der Magdeburgerſtraße. Die

Verbeſſerung ſoll durch Herſtellung eines gemauerfen bezw.

r in der h und in der Volkwannraße Kriſe Grün- und Krauſenſtraße r werden. Die Verſammlung ſtimmte der Vorlage ohne Debatte zu
und bewilligte die erforderlichen Mittel in Höhe von 50 000 Mk.
aus der Kanalbauanleihe.

Vom Grundſtück Neumarktſtraße 3-4 wurden 43* 9 Quadrat-
fluchtlinienmäßig zur Straße entfallenden Landes

gegen eine Entſchädigung von 80 Mk. pro Quadratmeter in
den Beſitz der Stadt übereignet.

Schluß der öffentlichen Sitzung 534 Uhr.
0

In der geſchloſſenen Sitzung trat die Verſammlung einem
Magiſtratsbeſchluſſe bei, demzufolge dem Architekten Zander in
Buxtehude eine Reſtſchuld in Höhe von 287,50 Mk., herrührend
von einer Forderung aus der Erſatzleiſtung für Schäden an
einer Anzahl Dächer der Artillerie-Kaſerne, a und die-
ſelbe à fonds perdu übernommen werden ſoll. Zum ſtellver-
tretenden Bezirksvorſteher für den 7. Armenbezirk wurde Loh
erbermeiſter Hildebrandt, An der Baderei 3, gewählt.

Armenpflegern beſtimmt wurden die Herren Bankbeamter
Karl Berndt, Dreyhauptſtraße 2, und Bäckermeiſter Guſtav
Stange, Mühlgaſſe 5.

Aus den Hachbarkreiſen.
Der Brunnenvergifter Theodor Rößner,

Redakteur und Verleger des Merſeburger Korreſpon-
denten, läßt keine Gelegenheit vorübergehen, nach wahrer
Reichsverbandsmanier gegen die Krankenkaſſen im allgemeinen
und gegen die „ſozialdemokratiſche“ Leipziger Ortskrankenkaſſe
im beſonderen luſtig drauflos zu hetzen. Die Ueberſchrift von
der angeblichen ſozialdemokratiſchen Mißwirtſchaft iſt ſtehend
in ſeinem Schwindelpapier, jedes Mittel iſt dieſem moraliſch
verlumpten Revolverjournaliſten recht, ſelbſt vor bewußten
Fälſchungen ſchreckt er nicht zurück, um die dunklen Pläne der
Reaktion mit verwirklichen zu helfen. Nachdem der Vorſitzende
der Leipziger Ortskrankenkaſſe, Otto Pollender, gutmütig
genug war, in einem Berufungzprozeß gegen die Leipziger
Neueſten Nachrichten, die Zittauer Morgenzeitung und andere
Reichsverbandsreptile in einen Vergleich zu willigen und ſeine
Beleidiger laufen zu laſſen, verbreitet Rößner mittels ſeiner
Reichsverbandslügenſpritze eine perfide Fälſchung des Sachver
halts, indem er behauptet:

„Das Gericht iſt in vier Punkten zu einer Freiſprechung
des Angeklagten gekommen, indem es folgende Behauptungen
als erwieſen anſah: Bei den vom Kaſſenvorſtand ange-
ordneten Beamtenprüfungen fehle es an jeder Garantie da
für, daß dieſe Maßregel in neutraler und unparteiiſcher
Weiſe gehandhabt werde, und daß dieſe Garantie unbedingt
nötig ſei, ſolange die Krankenkaſſen unter ſozialdemokratiſcher
Verwaltung im Fahrwaſſer der Parteipolitik gehalten wür-
den. Bei der Anſtellung von Beamten ſpielte die politiſche
Geſinnung eine Rolle. Die Krankenkaſſenkontrolleure wur
den mit Vorliebe ſozialdemokratiſchen Parteigängern ent-
nommen. Die Verquickung von Verwaltung und ſozialdemo-
kratiſcher Parteipolitik habe auch in der Leipziger Orts-
krankenkaſſe zu ernſten Mißſtänden geführt. Als Berufs
kontrolleure würden mit Vorliebe „Genoſſen“ angeſtellt.
Notoriſche Streikführer ohne berufliche Vorbildung hätten
Anſtellung im Dienſte der Kaſſe gefunden.“

Das Fälſcherkunſtſtück ſo gemein, daß ſelbſt der Mansfelder
Bergbote, der doch bekanntlich unbeſehen alle, auch die dümm-
ſten Stinkbomben aufnimmt, ſie nicht begehen mag. Die Sache
wird einigermaßen verſtändlich, wenn man berückſichtigt, daß
der verleumdete Kaſſenvorſitzende Kandidat der Sozialdemo-
kratie im Wahlkreiſe Merſeburg iſt. Uebrigens hat Pollender
unter Berufung auf das Preßgeſetz den Korreſpondenten und
die übrigen Zeitungen aufgefordert, folgende Berichtigung
zu bringen:

„Es iſt unwahr, daß die von mir gegen mehrere ſächſiſche
Blätter angeſtrengte Privatklage, nachdem der Prozeß ver-
ſchiedene Stadien durchlaufen, mit der Freiſprechung der Be
klagten in vier Punkten „ihren Abſchluß gefunden“, indem das
Gericht die diesbezüglichen Behauptungen als erwieſen ange
ſehen hätte. Wahr iſt vielmehr nur, daß die Freiſprechung in
vier Punkten in erſter Jnſtanz durch das Schöffengericht er
folgte, während es wegen der übrigen Anklagepunkte zu einer
Verurteilung gelangte. Soweit das ſchöffengerichtliche Urteil
zu einer Freiſprechung kam, wurde von mir Berufung einge-
legt, und zwar um ſo mehr, als ich davon überzeugt war und
noch bin, daß der einzige im Schöffengericht ſitzende Berufs
richter das Urteil ſelbſt für falſch hielt, alſo von den mitwir-
kenden Schöffen, ein paar Arbeitgebern, überſtimmt ſein mußte.
Das Landgericht als Berufungsinſtanz hat in der Anklageſache
zwar drei Verhandlungen von jedesmal längerer Dauer abge
halten, ohne aber von neuem Beweis zu erheben. Es beſchränkte
ſich, geſtützt auf das ſchöffengerichtliche Verhandlungsprotokoll
und die zeugeneidlichen Ausſagen vor dem Schöffengericht,
allein darauf, den ganzen Streit durch Vergleich abzuſchließen,
durch den, wie das Landgericht ſelbſt betonte, nicht nur das
ſchöffengerichtliche Urteil ſelbſt, ſondern auch die im Urteil
erfolgten „Feſtſtellungen“ beſeitigt wurden! Der Vergleich iſt
in der Landgerichtsverhandlung vom 10. November zuſtande ge
kommen. Er ſtellt feft, daß die Beklagten ihre Behauptungen
im guten Glauben erhoben, ſich aber durch die Beweisaufnahme
davon überzeugt haben, daß ſie ſie nicht in allen Punkten auf
recht erhalten konnten. Ferner kommt in dem übrigens vom
Gericht ſelbſt formulierten Vergleich zum Ausdruck, daß ſich der
Privatkläger gegen die beleidigenden Behauptungen verwahrt
und erklärt hat, daß er jederzeit beſtrebt geweſen ſei, die Leip
ziger Ortskrankenkaſſe in völliger Uebereinſtimmung mit den
übrigen Vorſtandsmitgliedern nach rein ſachlichen Geſichts-
punkten zu leiten.“

Für Wahrheitsliebende wäre es ausgeſchloſſen, nach dieſem
Vergleich wieder auf das beſeitigte ſchöffengerichtliche Urteil
zurückzugreifen. Von einem Theodor Rößner erwarten wir
nicht, daß er von dieſer Feſtſtellung Kenntnis nimmt. Er wird
auch nach dieſer Klarſtellung nicht aufhören, weiter zu ver-
leumden, denn ohne dieſe „fortſchrittliche“ Schwindelei wäre
der Zweck ſeines Daſeins verfehlt.

Delitzſch Eine Prämiierung von Landarbeitern fand
kürzlich hier im land wirtſchaftlichen Verein der Kreiſe Bitter
feld- Delitzſch ſtatt. Die Landarbeiter und Arbeiterinnen, 36
an der Zahl, wurden von den Herren Agrariern ſehr freund-Maftlicht angeſchmuſt. Ein Arbeiter der W Jahre lang dein

e
Golf in Spg geſchuftet hat, erhielt als

r arka über zehn Mark und einiplom, für fünfzigjährige Dienſtzeit wurde eine Arbeiterin
röter aus llau, beim Gutsbeſitzer Helmuth in Clötzen

beſchäftigt, mit zwanzig Mark „belohnt“. Zum Troſtwurde ihr noch ein Kreuzlein um den Hals gehängt. Bei der

Landproleten-Prämiierung wurden auch wieder die üblichen
Klagen über die Landflucht der Arbeiter erhoben. Nur von
den wahren Urſachen ſprach man nicht. Wenn der Arbeiter
nach der Stadt zieht, tut er das nicht, um ſich zu bereichern,
ondern damit er ein freierer Menſch werden kann als auf dem
ande, wo er ganz und ger ſeinen Arbeitgebern ausgeliefert

iſt. Die Landarbeiter ſollten ſich aber nicht durch ſolche Ge-
ſchenke und Ehrendiplome kaufen laſſen, ſondern energiſch ihre
Rechte langen zu gehört vor allen Dingen das Koali-
tionsrecht.

Delitzſch. Ein Jubiläum eigener Art wurde am
1. Dezember hier begangen: An jenem Tage ſind fünfzig Jahre
verfloſſen, ſeit die rrr de genannt SchloßDelitzſch, als Zuch t haus benutzt wird. Ein grauſiges Jubi
läum. Die Delitzſcher e dient zur Aufnahme ſol-
cher jüdiſcher und evangeliſcher weiblicher Gefangenen vom
18. Lebensjahre an, welche eine Zuchthausſtrafe
Jahre bis zu lebenslänglicher Haft zu verbüßen haben. Ein-
geliefert werden die Häftlinge innerhalb des Oberlandes-
erichtsbezirks Naumdurg aus den Landgerichtsbezirken Er-
urt, Halberſtadt, Halle. Magdeburg, Naumburg, Nordhauſen,

Stendal, Torgau und Veſſau; innerhalb des Oberlandes-
gerichtsbezirks Kiel aus Lltona und Flensburg, außerdem aus
Berlin 1, Göttingen, Hildesheim, Lüneburg, Stade, aus Rudol
ſtadt und Sachſen-Meiningen, endlich ſolche Gefangenen, die
vom Reichsgericht verurteilt ſind und ſolche aus Krautſchou;
das iſt, wie man ſieht, ein ausgedehntes Einlieferungsgebiet.

Jn der Delitzſcher Zeitung gibt ein Einſender einen kleinen
Rückblick auf die Vergangenheit der modernen Zwingburg,
zählt ihre gegenwärtigen Strafvollzugsbeamten auf und ſagt
an einer Stelle folgende Sätze: „50 Jahre Zuchthaus! Eine,Summe von Schuld, von mancherlei Verirrungen vom ſchlich

ten Eigentumsvergehen bis zu Brandſtiftung, Meineid, Mord.
und Doppelmord haben in dieſer Zeit hier ihre Sühne gefun-
den. Die vergitterten und verriegelten Räume könnten erzäh-
len von viel zerſtörtem Menſchenglück und zertretener Fami-
lienehre, von mancher ſtillen Träne und manchem lauten Seuf-
zer, von manchem neu häßlichen Plane, aber
auch von manchem guten e und manchem ehrlichen
Wollen, das ſich aus Seelentiefen wieder emporgerungen.!
Mannigfache Wandlungen haben in dieſer Zeit nicht nur die
Strafrechtstheorien, ſondern auch die eorien
durchgemacht. Man hat angefangen, das pädagogiſche Moment
im Strafvollzuge ſtärker zu betonen, man individualiſiert auch
im Strafhauſe, man iſt humaner geworden.“

Daß man in preußiſchen Zuchthäuſern humaner gewor-
den ſein ſoll, bleibt wohl nur Einbildung des Artikelſchreibers.
Sechzig Peitſchenhiebe nennt man im Kukturlande Preußen
eben Humanität!
Delitzſch. Am Freitag, den 9. d. Mt8s.,

abends 8/2 Uhr, findet im Lindenhof eine gemeinſchaftliche Sitzung
der Partei und Gewerkſchaftsvorſitzenden, ſowie der Bezirksführer
ſtatt. Wegen der Wichtigkeit der zu verhandelnden Tagesordnung
iſt zahlreiches Erſcheinen erwünſcht.

Artern. Neuer S Vom 1. Dezember ab iſt der Leerzug
630 (W) auf der Strecke Artern--Heldrungen zur Perſonen
beförderung in 3. und 4. Wagenklaſſe freigegeben und verkehrt
an allen Werktagen ab Artern 7.29, ab Reinsdorf 7.35, ab Bret
leben 7.41, an Heldrungen 7.51. Dieſer Zug fährt ab Sanger-
hauſen 650 abends und iſt 7.27 in Artern.

Weißenfels. h S Auskunftsſtelle. DieStadtverordneten beſchloſſen die Errichtung einer Rechtsauskunfts
ſtelle, die für jedermann zur Belehrung in Rechtsſachen in gemein
nützigem Sinne wirken ſoll. Die Regierung will zu den Koſten
einmalig 700 Mk. und jährlich auf die Dauer von zwei Jahren
1400 Mk. beitragen. Die Verſammlung bewilligte 1000 Mk. g
ſofortigen Errichtung und zu den dauernden Koſten je 8000 Mk.
auf zwei Jahre.

Leipzig. Die Volkszählung in Leipzig hat folgendes
vorläufiges Ergebnis gehabt: Jn Geſamt-Leipzig wurden 1905.
116 430, 1910: 123 236 Haushaltungen gezählt. Die Geſamtzahl
der ortsanweſenden Bevölkerung betrug 1905: 503 637, 1910:
537 733, davon 261 628 männliche und 276 105 weibliche Perſonen.

Magdeburg. Beiden Gewerbegerichtswahlen auf
die Liſte des h kartells 14 156, auf die der Gelben 1540
und auf jene der HirſchDunckerſchen 840 Stimmen. Dies Reſultat
ergab für die erſteren 44 Sitze, zwei mehr als bei der vorigen
Wahl, die beiden anderen Parteien erhielten fünf bezw. drei Ver
treter. Die HirſchDunckerſchen haben S en früher einen Sitzverloren. Beſonderes Mitleid verdient das i al der „Chriſtlichen“

von einem

bei dieſer Wahl. Das vorige Mal hatten ſie einen eter,
diesmal verſäumten ſie aber ihre Liſte rechtz einz n,
trotzdem ſie gegenwärtig einen angeſ hab en. Die
Qualifikation des letzteren für ſeinen Poſten dürfte durch dieſe
Leiſtung über allem ifel erhaben ſein.

Halberſtadt. Schwere Strafen den Jägern ohne Jagd
ſchein. Wegen gewerbsmäßigen Jagdverg ſind am 31. Auguſt
vom Landgerichte Halberſtadt verurteilt worden die Arbeiter
mann Ohlemeyer und Otto Vogelei zu je einem Jahre, Paul
Vogelei zu 9 Monaten Gefängnis. Sie haben in der Gegend von
Tanne und Elend regelmäßig gewildert und wurden in der Nacht
um 13. April im Walde erwiſcht, als fie das am Tage erlegte
ild wer wollten. Jhre Reviſion wurde vom Reichsgerichte

verworſfen.
Eiſenberg. Die Wege der Juſtiz ſind wunder-

bar. Wie die Altenburger Volkszeitung berichtet, wurden
vom hieſigen Schöffengericht zwei Frauen zu je einem Tag
Gefängnis verurteilt, weil ſie am Bahnhof, dem Wege, der an
den Güterwagen entlang führt, Kohlen aufgeleſen haben. Sie
waren vom Stationsvorſteher wegen Di ls angezeigt
worden. Obwohl ſie erklärten, daß ſie es nicht gewußt haben,
daß r Tun gar iſt, und daß ſie die Kohlen ſofort wieder
dige ätten, half alles nichts, ſie wurden zu der geſetzichen Mindeſtſtrafe wegen Diebſtahls zu einem Lag Gefäng-

nis verurteilt.
Nun ſage noch jemand, daß nicht alle Staatsbürger vor dem

Geſetze gleich ſind. Nur Nörgler und Beſſerwiſſer, denen nichts
recht zu machen iſt, behaupten immer das Gegenteil. Wie
ieß es doch damals in der Begründung des Staatsanwalts
einrich, als eine Frau aus den oberen ichten wegen Frei-

„Es habe ihr das Bewußt-
zu begehen, gefehlt, dies bewieſe

Das iſt alſo

eitsberaubung angeklagt war?ein, eine ſtraſbare Handlun

a die ſpätere Erkundigung beim Rechtsanwalt.“
ie objektivſte Behörde der Welt.

Stedten. Jn dem Bericht über die Gemeindevertreter
Sitzung muß es nicht heißen: Der an die Gemeinde Unter

zu leiſtende Beitrag zu den Schullaſten in Höhe vopy1500 wurde anerkannt, Prderx von der uſw.

Molmeck. Wegen verſuchten Sittlichkeitsverbrechens
wurde, wie das Eisl. Tageblatt zu melden weiß, der Arbeiter
Wilh. Palm aus Molmeck verhaftet und in das Amtsgerichts-
gefängnis in Hettſtedt eingeliefert. Er ſteht in dem Verdacht
eines verſuchten Sittlichkeitsverbrechens. Jm hieſigen Stadtpark
hatte er es auf Kinder abgeſehen, wurde aber in ſeinem ver-
brecheriſchen Vorhaben geſtört.

d c decDas ſtädtiſche Muſeum (Eichamt), Gr. Berlin
iſt täglich unentgeltlich geöffnet, und zwar an Wochentagen vop
Il--1 Uhr und Sonntags von II--2 Uhr.
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SINGER Hähmaschinen
nützlichsten Weihnachtsgeschenke,

Auf der Weltausstellung Bräüssel 1910 erhielten die Singer Maschinen wiederum
die höchste Auszeichnung, den „Grand Prix“ und damit von neuem eine glänzende
Anerkennung ihrer hervorragenden Eigenschatten.
dem „S“-Schild Kenntlichen Läden oder durch deren Agenten.

Singer Co. Nähmaschinen Act. Ges.
Leipzigerstr.

sind die

Man Kaufe nur in unseren, an

23, Halle a. S., Geiststr. 47.
wo u

kin Sprunq ins

Unqgewisse
in jeder Verſuch, die bewährten Marken

Palmin e a Dalmona
(Pflanzen-Butter-Margarine) durch unbe-
kannte, billige Fette zu erſetzen. Palmin und
Palmona werden ſeit vielen Jahren täglich
in Millionen Haushaltungen verwendet; ſie

find alio erprobt und bewährt, ſonſt würden
j ſie nicht den ausgezeichneten Ruf genießen,
j den ſie von der feinſten bis zur einfachften

Küche beſitzen. Darin liegt eine Garantie, die
bei unbekannten Marken nicht geboten wird.

Mi ne
kauft Tapfenstr. 18, Holland.

Backt Back-Warchgefösse, e
bretter verkauft

Herren- Wäsche
farbige Oberhemden o 400 220 2 u.

Pique Oberhemden h 50 38 3

Kragen e W t 42 35 28 Pf.

en
Manschetten reren 60 8 85 25 r.

bunte, neueste Dessins,Garnituren 1.10 85 65 Pf.

Serviteurs u raten ws Adre
Servitours u wo 45 5 29 r

Hosenträger

für Herren und Knaben in solider Aus-
führung, haltbare Qualitäten

Paar 1.75 bis 20 Pf.
c

J. Lewin
s Halle a. 8., 2 und 3.

bei C. F. Ritter,

MRöllete vier O.
erner empfehle zum Eſſen, Braten u. Backen Pfrne
lanzen- Butter margarineMarke K. K. 1 Pfd. 70 s Rab.

a chwelzer Nüse Biuns 55 Se
kchte Buuern- Käre en 8

ergasse 2.
eſprigerstr. 72.

21.
9 Bernburger 15.

i e e ec S SCigoretten hErsfklas ger e e M e S

J bestes Fabrikat v. 14.50 M. an.
e 5 à Ut la Heswarer Hahen

S 3]ähr. Garuntle,vurghnret 8 eder beipeigerstr. 10.

Mitoüed d. Rab.-8p.-V.

Aictuenie Neuheit!

Briefmarken- Bilder
Soeben erſchienen:

Wahrer Jakob 1910
Nr. 25.

Preis 10 Pf.

Leipzigorstrasse 90.

la Dedte ben
zahlt ſtets für

(ane Hachlaze von Möbeln

Laden-, Kontor- u. Restau-
rationseinrichtungen, ſowie
f. Geldschränke, Pianinos c.
Friedr. Peileke, Geiſtſtr. 25.

Telephon 2450.
W Kaufe ſtets ganze Lager
neuer Möbel.

Gleich heit
Nr. 5.

Preis 10 Pf.
Zu beziehen durch alle Aus-

träger und die
Volksbuehhandlung,

Harz 42/43.

Farpatiete
C. F. Rötter,

Bettnassen-
Befreiung garant. Auskunft

l unmsonst. Alt. u. Geschl.
angeb. B. Schoene& Co.,

Seifert, Burgſtraße 8. Frankfurt a. M. 372. Leipzigerstrasse 90.Vur für Kerrenl Fewer x Fhren Sedan an Anzül

Kaufhaus für

v Aeſes Buh le 3 keinem gabshalte fehen! l

empfehle ich Ihnen einen BVeſu

Leipzigerſte 99 nur ſm Laden. 2 arnss Gchaufenſter. Keine Filiale am Platz.

nzügen, Ulſter, Paletots, Foſen uſw. decken,

öhne Kaufverbindlichteit im größten

Monatsgarderobe,

Der Rutgeher
für das praktiſche Leben.

Eine Quelle des Wohlſtandes für jedermann.

Vollſtändiges und bequemes Hand und Nachſchlagebuch für
alle Angelegenheiten des täglichen Lebens.

raktiſcher Hausarzt und Rezeptbuch Koch und Backrezepte
nebſt einem Anhange, enthaltend: Titulaturen, Anreden, Wörterbuch der neuen
deutſchen Rechtſchreibung, Zinsberechnung und andere wichtige Tabellen c.

von Dr. William Löbe.
Mit 1200 Text -Iluſtrationen und Kunſtbeilagen. 1296 6eiten.

Für unſere Abonnenten zum Ausnahmepreiſe von Mk. 3.
Porto: I. Zone 25 Pf., ab II. Zone 50 Pf.

Der Vorrat iſt gering, Beſtellungen erbittet umgehend

Volksbuchhandlun
Harz 42

fein
gebunden.

C rie Rnerhteiigenil. hödlerts Abhnechlertere

Delitzſcherſtraße 78,

Glauchaerſtraße 75
dicht an der Glauchaiſchen Kirche

und Große Gofenſtraße 20
empfiehlt dieſe Woche in bekannter

z Halle a. S
/4

Richard FPlemming,
Halle a. S., Schmeerſtraße 22.

Optische Anstalt.
Große Auswahl, billigſte Preiſe!

Waſſchgefäße,Back u. U gee Trösge,
Kuchenbretter, Wringmaſchinen,
a y eleinen. Holzwaren empf.billigſt G. ötto, Veiſtſtr. 49.

es Teilzahlung 28geringe MAonatsraten v

R. Hartmann
a S e Brückenstr. 13

Makulatur vert, GRossenschaiisduchäruckerei

Güte:
frische Fleisch- und Wurgt-

waren.

bänther Wagner ſche Nalkästen

bei

C. F. Ritter
Leipzigerstrasse 90.

Hangerhanſen
vmnrharocen- -Apotheke,

Rezepte,
duch solche von Kranken-
kussen, Werden gachgemäss

angefertigt.

Waſch gefäße,
dauerhaft und b größte Auswahl. Böttcherei Schülerstzof 1.

Elegante Herronsocken
in ſchwarz und farbig.

W. Brackebusch,
Gr. Ulrichſtr. 37.

Danptmaschnen

nur solide ausprobierte Fabrikate.

Grösste Leistung.
Garantie für jedes Stück.

25 F. Bitter.

Billige
reelio Möhsl.

Kleiderſekretäre 28, 8 1
Vertikos 33, 38, 80 M.Plüſchſofas 65 ö 7 Saſſe
45 u. 55 M., Soſatiſche 10--36 M.

r direkt von dere
Kinderwagenfabrikhulius Treibercrinmaig

täglich Pfeilerſpiegel w M., großwenn Sie Jhre Geſundheit er- I Trumeaus 38, 40 75 M., Pfeiler
halten wollen. Garant. reinen J ſchränke, Kommoden, dauerhaft(Zettſtellen mit Matratzen 35, 40

45, 65 M., Waſchtiſche, Küchen
möbel in grau und L verkauft

billig, bei freiem Transport

Jungvlut
tſtſtraße.

Blütenhonis, hervorragend
ſchöne Qualität, Pfd. 80 Pfg.,
bei 5 Pfd. 78 Pfg. empfiehlt
(an booch, Breiteſtr.1 u. Markt

Roter Turm 12.

Morgen, Mittwoch
Schiachtefest. J 48,nahe der

Fr. Petsch, Hedwigſt. 14.



C. F. Ritter

alhalla Thegsfer
Direktor u. Besitaer: Paul Blüthgen,Schimpanse Grete,
und das glänzende Pregramm.

Mittwoch KinderFamilien-Vorstellung. e r.
u. a Auftreten a. Schimpausen Grete.

Cewerxkschaftler

„IModohage nd Scene
ſpricht am Montag, den 12. Dezember abends s /2 Uhr

im kleinen Saale des Volkszarks
Genosse Auqust Neumann- Berlin.

Freunde und Gegner der proletariſchen Abſtinenz bewegungſind dringend eingeladen. Der El inberufer.
Freie Aussprachel!

Parteigenossen!

Rur drei WMorte?
Lorenz

Sohuhwaren!

Sohuhwarenhaus Lorenz, Leipzigerstr. 64.

a Tl Winning Rein inn
Zum bevorſtehenden Velhnachtsfeſte und zur

stollenbäterei empfehlen wir den in Dampf- z

c

r

r Ditatedern illl
S e Htollen galt f.

en Qualität ro Stuck in allen gewunſchtenGrößen. v Ferner empfehlen:
Ruſſiſche Hafermuſt-Günſe Scene eher

Der Vorſtand.ſpäteſtens 10. Dezember bei allen Lagerhaltern.

ticcconooococonmooocoooooo ob

I

700 Knaben-Joppen,
a 2.95 Ertra billig!

S Gellegenheitskauf!
W plin warm gefüttert, in efür Knaben von 9--14 Jahren

Ernst Rennmer,
nur D Warktplatz 14.

Das meem in rot. xSeeger vr

rttt„„„„„ neAchtung! Achtung
Zöpfe von 2.00 Mk. an,

Graue Zöpfe Stück Mk. 5.00,
ſolange Vorrat reicht.

z Damen- undDahm Kriegoer, Herren-Friseure,
Anfertigung ſämtlicher Haararbeiten,

Kl. Ulrichſtraße 31. Halle a. S., Kl. Ulrichſtraße 31.
orrDTimaerrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrre
o an Thurm's Restaurant

i enrte er-, Rellstr. 18
Donnerstag, 8. Dezember rSchlachtefest

Hierzu ladet freundlichst ein Heinr. Fehlhaber. J

Wie III ſchneidern ſOll! Tauſ. Anerkennungen.

Leichtfaßliches Handbuch zur Fraktiſchen Ausübung der Damen
ſchneiderei nebſt den neueſten 5 Schnitten f. Rock, Bluſe, Taille, Jackett
und Aermel, gegen Voreinſendung von 4.20 Mk. franko (per Nach-
nahme 30 Pfg. teurer) das Buch bezw. die Schnitte allein für

Mk. zu beziehen durchH. O- foretere Buch- und Sechnittmuster- Versand,
Berlin SW. 29, Mittenwalderſtraße 14. H. V.

S Hutnadeln, S De à rme DeW uhehende Neuheiten, bei

e CCcCG a a

116 Seiten Groß-Oktav
mit 200 Abbildungen.

zum er e man
am billigſten bGuſt. Paproth, a s

Jeden Mittwochschliacohtefe s t. Billig zu verkauf. Damenſachen,
Paul Marschall, gacketts, Herrenkleider, Schuhwaren.

a Noſenſtraßze 2. apfenstr. 18, Holland.

Leipzigerstrasse 90.

aber ſo gut wie bei Sohultzen bin ich noch nirgends angekommen.

Max Schultze

orma,
Krauso-
n

Appoetit anreogene,
störkend,Verdauung fordern

sind meine
Direktion: Gustar Poller.

Senſationsgaſtſpiel der

Ten-Ka-Truppe,

r Zanberer.„lan. akg exiſtierend!
Außerd.d. übr. gr. Atiruftionen.
W Xleine Variéténrelse.
II. Rang 0.30, Saal im Vorverkauf 0.65.

sStudttheuter Hulle.

Direktion Geh. Holral M. Richards.
Fernruf 1181.

Mittwoch den 7. Dezember 1910:
85. Vorſtellung i. Ab. 1. Viertel.

Zum erſten Male:
Novität! Novitde?
Der Stier von Olivera,

Schauſpiel in 3 Akten von
Heinrich Lilienfein.

Kaſſenöffnung 7 Uhr.
Anfang 7!/2 Uhr. Ende 10 Uhr.

„Das ſage ich Jhnen, liebe Frau Becker, jetzt bin ich nun bald
die Reihe 'rum, habe ſchon hier und dort Baokwaroen gekauft,

Die einzig daſtehende Firma

quoruu d o A

Halle a. S., Moritzzwinger 3,
offeriert:

ZuckCr gem. Pfund 19Pf.Staubzucker Pfund 23 Pf.
Vanilile- Zucker Pfund ZBöPf.
Rnoc men Pfund 50 40 f.
Sultaninen Pfund 70 55 4S Pf.
Korinthen Pfund 40 35 O Pf.
Zitronat Pfund 65 55 48 Pf.
Süsge Mandeln Pfund 1.10 [900

I Bittere Mandeln Pfund 1.20 [10 m.
Bitterer Mandel-Ersatz Pfund 60 48 Pf.
Weizenmehl wie immer Megr G25

nur das Beſte e
Back-MHargarine Pfund 60 SOPf.
Palmbutter Pfund 65 GOPf.
Schweinesehmalz Pfund GOPf.
Frische Aepfel Pfund 15 [OPf.
frische Zitronen große Stück 4Pf.
Baumbehang Pfund SOPf.
Baumſ—ichte 24 Stück 25 Pf.

Wer einen Backwaren- Poſten kauft, erhält an der Kaſſe
einen Bon ausgehändigt, welcher zur Empfangnahme eines
r Weihnaohtsgeschenkes W berechtigt.

m mm

O. Brehmer,
Likör- Fabrik, Leipziger Str. 43.

Donnerstag d. 8. Dezember 1910:
86. Vorſtellung i. Ab. 2. Viertel.

Einakter- Abend.
Die Heuschrecke.

Schwank in einem Aufzuge
von Guſtav Schefranek.

Hierauf:

Sonne und Erde.
Ballettdivertiſſement

in 1 Vorſpiel und 4 Bildepn voF. Gaul und J. Hahrelter.

Zum Schluß:

Brüderlein fein.

J 9 9 u ſichvor nutzloſen Nachahmungen, welche
immer wieder auftauchen, und
nehmen bei Störuugen nur noch
die echte Perioden-Tinktur, r
A. 6,80. Diskret und portofrei d.
Chem. Laboratorium e
Verlin 169 8W., Lindenſtr.

Jeden Mittwoch
Sehlachte Fest,
F. Kluge, Beesenerstr. l.

Houlthare Schultornlcter

C. P. i tter.
Leipzigerstrasse 90.

Möbeltransport beſorgt billig
Fr. Bohreondt Jnh. G. Griese.

Flechten
behaftet, a mich durch das
ewige Jucken Ta g u. Nacht nicht
in Ruhe ließen. Nach einer Ein
reibung von kaum 14 Tagen mit
Zucker's PatentMedizinal-Seife
waren meine Flechten vollſtändig.

Jhre r iſt v
M., ſondern 100 MSaegeane M. in G.“ à St o

(15970ig)u. 1.50 M. (35/0 ig, ſtärkſteer Dazugeh. ZuckoobCreme

75 Pf. u. 2 M., ferner ZuckeebSeife (mild), v Pf. u. 1.50 M.
Jn all. Apoth., Drog. u. Parfüm.erhälti. Nichts anderes aufreden

laſſen. Es gibt dafür keinen Erſatz!

Briefmarkenalbums

bei Fe Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

Bandwurm e
Verſchiedene Kuren habe ich gemacht,

um den läſtigen Bandwurm los zu
werden, aber alles verſagte; ich ließmir daher Jhr Vardwurnmittef
Solitaenia ſchicken, welches von vor
r Wirkung war, und ſpreche Snen hiermit meinen 2
Mittel welch u voel weiter zuachtungsvoll r l Kl. G
Mochbern, im Mai 1910. Soll-taenia f. Erwachſe ne 2,50 f. Kind.

ur
Aufklärung!

Unsere Margarine hat mit den Vorfällen in Hamburg nichts
zu tun. Die beschlagnahmte Ware stammt aus der Fabrik der Altonaer
Margarinewerke Mohr Co. Altona-Ottensen, welche in Postpaketen an
Privatpersonen liefert. Fordert deshalb in allen einschlägigen Geschäften
nur die altbewährten Margarine-Spozialmarken

1,50 iſt erhältlich in den Apotheken

z S eRheinperle un Solo e
und die Pflanzenbutter en

CocCoSa
Vache- u, Sohlleder

i. alt. Pichenlohgruben-Gerbung
Schuhmacher Bedarfs Artikel.

Aussohnitt,
Arbeltsständer, Leiston,

Sohlen-Filze, Elnlegesohlen,
Senkel, Gréme, Futterstoffe,

Brenngeräte, Werkzeuge,
Se, Gum wecken und Flecke el.

Adler Schnell
Nähmaschinen,

Handwerker- u. Famllien-
Nähmaschinen

Teutonla-lederwalzen l. bester
Qualität und Ausführung

zu billligsten Prefsen.

F. Noah,
Er. Klanessgtresse 7.

S

Wir garantieren für einwandfreie, tadellose Ware, die den
besten Butterersatz der Jetztzeit bildet.

Holl. Margarine-Werke

Jurgens K Prinzen,
G. m. b. H., GOCH hld.)

Morgen, Wittwe
Sohlachtefost.
Früh 8 Uhr: Wellfleiſch.
Otto Becker, Kröllwitz.

Alle Parteigehriften zu beziehen re die Volks Vuchhandlung, e

Für die Jnſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch. Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger: vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.

Operette in 1 Akt von Leo Fall.
„Jch war am ganzen Leibe mit
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